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Der NSU-Komplex
In Nordrhein-Westfalen ist der lange geforderte NSU-Untersuchungs-
ausschuss endlich eingesetzt, und in München steht Beate Zschäpe weiter 
vor dem Oberlandesgericht.

In dieser Ausgabe beschäftigt sich NSU-Prozessbeobachter Friedrich 
Burschel mit den Problemen des Münchener Prozesses im gesellschaft-
lichen Kontext: Während journalistische Recherchen weiter brisante In-
formationen ans Tageslicht bringen, nehmen die Richter*innen keinen 
direkten Bezug auf diese medialen Enthüllungen – auch, wenn diese un-
mittelbar Auswirkungen auf den Gegenstand haben.

Außerdem kontextualisiert Juliane Karakayali die Taten des NSU mit den 
Debatten und Politiken um Migration in den 2000er Jahren. Sie fordert: 
Eine Beschäftigung mit dem NSU-Kompex muss dafür Sorge tragen, 
die gesellschaftlichen Bedingungen nicht zu historisieren. Bei aktuel-
len Übergriffen und Morden an Migrant*innen verlaufe die Aufklärung 
gleichfalls schleppend und Rassismus werde als Tatmotiv kaum berück-
sichtigt.
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Rassismus und Migration

Migrations- und 
rassismuskritische 

Perspektiven auf den  
NSU-Komplex  

Von Juliane Karakayalı 

Die wissenschaftliche Beforschung des NSU-Komplexes bleibt auch drei Jahre nach 
seiner Enttarnung nahezu aus. Notwendig ist eine Analyse der gesellschaftlichen 
Bedingungen, die den NSU ermöglichten. Der folgende Beitrag folgt dieser Pers-
pektive, indem er die Taten des NSU mit den Debatten und Politiken um Migration 
in den 2000er Jahren kontextualisiert.

Von 1955 bis 1973 war das deutsche Mi-
grationsregime geprägt durch die Anwer-
bung ausländischer Arbeitskräfte über 
das sogenannte Gastarbeiter-Rotations-
system. Diese Strategie einer flexiblen 
Mobilisierung von Arbeitskräften ging 
allerdings nicht auf: Nach der Verhän-
gung des Anwerbestopps von 1973 stieg 
über Jahre hinweg die Zahl der nach 
Deutschland Einwandernden, weil vie-
le Arbeitsmigranten sich fürs Bleiben 
entschieden und ihre Familien nachhol-
ten. Das änderte nichts am politischen 
Selbstverständnis Deutschlands, kein 
Einwanderungsland zu sein. Jahrzehn-
telang stellte die Staatsangehörigkeit in 
Deutschland das Kriterium dar, über das 
der Zugang zu Rechten und Ressourcen 
reguliert wurde. Für Eingewanderte gab 
es eigene Arbeitsmärkte, Gesetze, Sankti-
onsmöglichkeiten und in letzter Instanz 
immer die Möglichkeit der Ausweisung.

Zu Beginn der 90er Jahre veränder-
te sich der Modus der Einwanderung: 
Aufgrund der in vielen Teilen der Welt 
aufbrechenden Konflikte und in Erman-
gelung anderer Einwanderungsoptionen 
stieg die Zahl der AsylbewerberInnen. 
Dies wurde medial skandalisiert und po-
litisch problematisiert und gipfelte in der 
nachhaltigen Beschneidung des Rechts 
auf Asyl. Es erfolgte eine gegenseitige 
Bezugnahme zwischen den parlamenta-
rischen Debatten um das Asylrecht und 
dem rassistischen Terror auf der Straße 
(vgl. Schmidt 2002). Viele gewaltvolle 
Übergriffe, Brandanschläge und Mor-
de an MigrantInnen wurden verübt, die 
eindeutig als rassistische Angriffe lesbar 
waren, z.T. in Verbindung zu VS-Spitzeln 
erfolgten (vgl. Kleffner 2014) und häufig 

unter dem Beifall zuschauender Bürger–
Innen stattfanden. 

Häufig wird auf die 90er Jahre rekur-
riert, wenn es um den NSU Komplex 
geht: wegen des Ausmaßes der rassis-
tischen Gewalt, und weil zu Beginn der 
90er Jahre die neonazistischen Struktu-
ren entstanden, in die der NSU eingebet-
tet war. Aber auch eine andere Beziehung 
lässt sich herstellen: So spiegeln beide 
Formen des Terrors in spezifischer Weise 
den historischen, gesellschaftlichen Um-
gang mit Migration wieder. Die offen ras-
sistischen und unter großer Zustimmung 
der Bevölkerung erfolgten Angriffe zu 
Beginn der 90er Jahre korrespondieren 
mit einer parlamentarischen Politik, die 
gesellschaftliche Pluralität negiert und 
Migration grundsätzlich zu verhindern 
versucht. Die Morde des NSU, die nicht 
als Taten Rechtsextremer bekannt wur-
den finden dagegen in einer gesellschaft-
lichen Situation statt, in der Migration 
und Diversität politisch in eingeschränk-
ter Weise durchaus Anerkennung gefun-
den haben und neue Grenzen innerhalb 
einer pluralen Bevölkerung gezogen wer-
den.

2000er revisited: 
NSU und Migrationspolitik

 
Diesen Punkt möchte ich im Weiteren 
unter Verweis auf die migrationspoliti-
schen Entwicklungen in Deutschland in 
den 2000er Jahren vertiefen. Die bisher 
bekannten Morde und Anschläge des 
NSU in den Jahren 2000 bis 2006 fallen 
in eine Zeit einer heftigen Auseinander-
setzung im Feld der Migrationspolitik. 
In ihrem Kern geht es um die umstrit-

tene Neudefinition von Deutschland als 
Einwanderungsland. Rechtliche und re-
präsentative Erfolge auf dem Weg in die 
Selbstverständlichkeit einer vielfältigen 
Gesellschaft wurden dabei immer wieder 
durch Politiken und Debatten gekontert, 
die auf die Bekämpfung, Delegitimierung 
oder Entrechtung von Migration und Mi-
grantInnen abzielen.

Ausgangspunkt der Auseinanderset-
zung bildet die Bundestagswahl 1998. 
Eines der ersten Projekte der rot-grünen 
Regierung ist die Reform des Staats-
angehörigkeitsrechts mit dem Ziel der 
Abschaffung des ius sanguinis zuguns-
ten eines Rechts auf Einbürgerung und 
Doppelstaatsbürgerschaft. Die Unions-
Parteien reagieren mit einer Unterschrif-
tensammlung gegen die Reform. Im Jahr 
2000 tritt die Reform ohne die Möglich-
keit einer Doppelstaatsbürgerschaft in 
Kraft. Nach Jahrzehnten bekennt sich 
Deutschland faktisch dazu, Einwande-
rungsland zu sein. Auf der Ebene der kul-
turellen Repräsentation findet eine neue 
Sichtbarkeit der Migration statt: Im Jahr 
2000 veröffentlicht Wladimir Kaminer 
die vielbeachtete „Russendisko“, Fatih 
Akın bringt seinen Film „Im Juli“ und 
Feridun Zaimoğlu „kanak attack“ in die 
Kinos. Die konservative Antwort ist die 
Leitkulturdebatte. Im gleichen Jahr wird 
in Nürnberg der Blumenhändler Enver 
Şimşek niedergeschossen. Er ist das mut-
maßlich erste Opfer des NSU.

Überhaupt werden die öffentlichen 
Debatten um den Stellenwert der Migra-
tion für die Gesellschaft in Deutschland 
– die selbst schon einen immanenten 
Rassismus offenbaren –  begleitet von 
einer zunehmenden Anzahl rassistischer 
Übergriffe und Gewalttaten. Nach einem 
Bombenanschlag auf MigrantInnen in 
Düsseldorf-Wehrhahn wird rassistische 
Gewalt und neonazistische Organisie-
rung nach Jahren des Leugnens oder 
Kleinredens erstmals von Regierungs-
seite problematisiert. Diese als „kurzer 
Sommer der Staatsantifa“ bekannt ge-
wordene Initiative gipfelt in dem ersten 
NPD-Verbotsverfahren, welches im Jahr 
2001 beschlossen wird, aber einige Jahre 
später scheitert. Im Jahr 2001 legt auch 
die überparteiliche Süssmuth-Kommis-
sion einen Vorschlag für ein geplantes 
Einwanderungsgesetz vor, der in vie-
lerlei Hinsicht die Migration nach und 
den Aufenthalt in Deutschland für viele 
MigrantInnen erleichtern soll. Zeitgleich 
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ermordet der NSU Süleyman Taşköprü, 
Abdurrahim Özüdoğru und Habil Kılıç 
und verübt einen Anschlag auf einen 
Lebensmittelladen in Köln, bei dem die 
junge Mashia M. schwer verletzt wird. 
Im Jahr 2002 scheitert das Einwande-
rungsgesetz im Bundesrat, im Jahr 2003 
wird das NPD-Verbotsverfahren vom 
Bundesverfassungsgericht aufgrund ab-
gebrochen, weil durch die vielen V-Leute 
innerhalb der NPD eine zu starke Verqui-
ckung zwischen staatlichen Institutionen 
und der zu verbietenden Partei bestehen. 

Auffallend ist, dass der NSU während 
dem laufenden Verbotsverfahren kei-
ne weiteren Morde verübt, was deutlich 
macht, wie stark der NSU in die Konjunk-
turen des organisierten Neonazismus in 
Deutschland integriert war. Erst im Jahr 
2004 setzt der NSU seine Mordserie fort: 
Mehmet Turgut wird ermordet und auf 
die Keupstraße in Köln wird ein Nagel-
bombenattentat verübt (vgl. Dostluk 
Sineması 2014). 2005 tritt das erste deut-
sche Einwanderungsgesetz in Kraft. Dies 
ist einerseits als migrationspolitischer 
Erfolg zu verbuchen, da damit die Aner-
kennung der Tatsache der Migration ein-
hergeht. Allerdings spiegelt der Name des 
Gesetzes die abwehrende Haltung der Po-
litik gegen diese Tatsache wider, es heißt: 
„Gesetz zur Steuerung und Begrenzung 
der Zuwanderung“. Theodoros Boulgari-
des und Ismail Yaşar werden durch den 
NSU ermordet. Etwa ab dem Jahr 2005, 
50 Jahre nach dem ersten Anwerbeab-
kommen, wird auch von offizieller Sei-
te Deutschland als Einwanderungsland 
anerkannt. Die 1993 vorgenommenen 
Einschnitte im Asylrecht werden nicht 
nennenswert verändert. Von nun an arti-
kuliert sich die Auseinandersetzung über 
einen zunehmend repressiven Integra-
tionsimperativ, der etwa 2007 im ersten 
Nationalen Integrationsplan formuliert 
wird. 2006 ist auch das Jahr der letzten 
beiden rassistischen Morde des NSU: Im 
Abstand von zwei Tagen werden Mehmet 
Kubaşık und Halit Yozgat ermordet. 

Ausbürgerung durch Mord

Betrachten wir die 2000er Jahre, so wird 
deutlich, dass trotz aller Kontroversen 
und counterpolitics eine gesellschaftliche 
Entwicklung hin zu einer pluralen Ein-
wanderungsgesellschaft stattgefunden 
hat. Dies bedeutet nicht das Ende des 
Rassismus, aber die Art, wie Ausschlüsse 

hergestellt werden und die Gruppen, die 
ausgeschlossen werden, verändern sich. 
Alana Lentin (2011) beschreibt diese Ent-
wicklungen mit dem Begriff „Postrassis-
mus“: Damit, dass für einen großen Teil 
der Eingewanderten und Einwandernden 
Rechte erkämpft wurden, gilt Rassismus 
als bereits überwunden. Weiterhin be-
stehende soziale Ausschlüsse bestimmter 
Gruppen von MigrantInnen, die in man-
gelnden Schulabschlüssen oder erhöhter 
Arbeitslosigkeit sichtbar werden, werden 
als kulturelle Schwäche ausgelegt. Diese 
Gruppen von MigrantInnen repräsentie-
ren eine „bad diversity“, die einer „good 
diversity“ - ökonomisch erfolgreichen 
MigrantInnen, die als Beleg für die Über-
windung des Rassismus herangezogen 
werden -  gegenübergestellt werden.
Diese Veränderungen in den Diskursen 
und Politiken um Migration und Rassis-
mus sind ein Schlüssel, um die Morde des 
NSU zu verstehen. In einer gesellschaft-
lichen Situation, in der die Tatsache der 
Einwanderung auch von politischer Seite 
anerkannt wird, erscheinen die Morde 
wie eine Art selbstjustitieller Migrations-
politik: Mord als Politik der Ausbürge-
rung. Darin unterscheidet sich das Vor-
gehen des NSU nicht von anderen offen 
rassistischen Überfällen und Morden, die 
seit den 90er Jahren von antirassistischen 
Initiativen in erschreckend hoher Zahl 
in Deutschland dokumentiert werden. 
Damit aber, dass, die neonazistische Tä-
terInnenschaft im Fall der neun Morde 
an Migranten nicht eindeutig war, wurde 
in besonderer Weise das gesellschaftliche 
rassistische Wissen um kulturell differen-
te MigrantInnen mobilisiert. Die Opfer 
waren Kleingewerbetreibende, die u.a. 
als Internetcaféinhaber, Gemüsehändler 
und Kioskbetreiber für das migrantische 
Unternehmertum stehen, dass nach der 
Schließung der fordistischen Fabriken 
entstand. Viele von ihnen lebten und 
arbeiteten in prekären Verhältnissen. 
Zudem waren sie Menschen, die im ak-
tuellen Migrationsdiskurs wegen ihrer 
türkischen Herkunft als „Muslime“ gel-
ten. Türkische MigrantInnen und ihre 
deutschen Nachkommen werden gerade 
auch in Folge des 11. Septembers 2001 
stärker zur Zielscheibe eines spezifisch 
antimuslimischen Rassismus. Im Sinne 
eines orientalistischen Wissensreper-
toires wird ihnen eine fundamentalis-
tische, antiegalitäre und antimoderne 
Kultur zugeschrieben. Die Verbindung 

von Muslimen mit Mord bediente das 
ganze Repertoire an Konstruktionen 
dessen, was seit den 1990er Jahren als 
„Parallelgesellschaft“ bezeichnet wurde: 
Gewalttätigkeit, (organisierte) Krimi-
nalität, Gefahr und kulturelle Differenz 
(vgl. Puar 2007). Diese postrassistischen 
Politiken führten dazu, dass es der Öf-
fentlichkeit in Deutschland so plausibel 
erschien, dass Migranten sich gegenseitig 
umbringen, die Gesamtgesellschaft sich 
durch den Serienmord an Migranten so 
wenig angegriffen fühlte, dass kein nen-
nenswerter Druck auf die Ermittlungsbe-
hörden entstand, und die durch den NSU 
Geschädigten kaum Gehör fanden, als sie 
Rassismus als Tatmotiv thematisierten.

Es sind diese gesellschaftlichen Ver-
hältnisse, die es zu untersuchen gilt, um 
verstehen zu können, warum die Taten 
des NSU möglich waren. Die Forschung 
muss dafür Sorge tragen, dass eben die-
se gesellschaftlichen Bedingungen nicht 
historisiert, sondern in ihrer Aktualität 
untersucht werden.
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Ein Beispiel: der Zeuge Matthias Dienelt 
wurde vor Gericht vernommen. Gegen 
ihn wird noch ermittelt, denn er war einer 
der Quartiergeber für das „NSU-Trio“ in 
Zwickau; von ihm angemietete Wohnun-
gen dienten den Untergetauchten als Un-
terschlupf, zuletzt die dann zerstörte in der 
Frühlingsstraße. Vor Gericht verweigerte er 
die Aussage und in den polizeilichen Ver-
nehmungen versuchte er sich als „Kame-
rad“ darzustellen, für den es selbstverständ-
lich war, für „seine Leute“ einen solchen 
Freundschaftsdienst zu leisten ohne groß 
nach den Hintergründen zu fragen. Sonst, 
so stellte er es dar, habe er aber kaum etwas 
mit seinen „Untermietern“ zu tun gehabt, 
geschweige denn gewusst, wie „die drauf 
gewesen“ seien. Gelegentlich habe der heute 
38-jährige Kraftfahrer in seiner Mittagspau-
se in der Frühlingsstraße ein Nickerchen ge-
macht und bei einer Tasse Kaffee ein kurzes 
Schwätzchen mit den Dreien gehalten. Wie 
viele andere Nazi-Zeug_innen im Verfahren 
stellt sich der Zeuge somit als harmlos dar 
und als jemand, der nichts gewusst, nichts 
geahnt und sich nichts gefragt habe.1 Am 28. 
August 2014 strahlte der MDR dann jedoch 
brisantes Material aus, das die Aussagen 
Dienelts und seine behauptete Harmlosig-
keit doch erheblich in Frage stellte: Aufnah-
men der vom mutmaßlichen Kern-Trio des 
NSU in der Zwickauer Frühlingsstraße ins-
tallierten Überwachungskameras zeigen ihn 
bei einer herzlichen Begrüßungsumarmung 
mit Beate Zschäpe und wie er am Hausein-
gang wie selbstverständlich den Briefkasten 
leert. Dass er vermutlich ein enger Vertrau-
ter des „Trios“ und damit Mitwisser gewesen 

1 NSU-Watch, Protokoll des 125. Prozesstages, 
9.7.2014: http://www.nsu-watch.info/2014/07/
protokoll-125-verhandlungstag-9-juli-2014/

sein muss, wirft für seine Vernehmungen 
und für das Ermittlungsverfahren gegen ihn 
natürlich neue Fragen auf, die den Weg ins 
Gericht jedoch nicht finden werden.2 Bei-
spiele dieser Art oder etwa auch die politi-
schen Auseinandersetzungen in den Parla-
mentarischen Untersuchungsausschüssen 
(PUA)3 und bei der gesellschaftlichen Be-
wertung und Diskussion ihrer Ergebnisse 
kommen im Gerichtssaal meist verspätet 
und nur in Form von Akten an. Sollten Fra-
gen zu derartigen Vorgängen doch einmal 
den Weg in den Verhandlungssaal finden, 
etwa durch einen dezidiert und gewöhnlich 
exzellent ausgearbeiteten Beweisantrag oder 
eine Erklärung seitens eines guten Dutzends 
engagierter Nebenklage-Anwält_innen, 
werden sie, wenn nicht von Verteidigung 

2 NSU überwachte Umfeld seiner Wohnung 
in Zwickau“: http://www.mdr.de/themen/nsu/
fakt_nsu_unterschlupf_fruehlingsstrasse100_
zc-8b10b4c1_zs-cdfad334.html

3 Abschlussbericht des Bundestags-Untersu-
chungsausschusses, Bundestags-Drs 17/14600 
vom 22.8.2013: http://dipbt.bundestag.de/
dip21/btd/17/146/1714600.pdf; noch dezidier-
ter und detaillierter der des Thüringer Landta-
ges, Drs 5/8080 vom 16.7.2014: http://www.
thueringer-landtag.de/imperia/md/content/
landtag/aktuell/2014/drs58080.pdf; weitere 
PUAs gab es in der Landtagen Sachsens und 
Bayerns, neue NSU-Untersuchungsausschüsse 
wird es in Nordrhein-Westfalen und Hessen 
geben; bisher vergeblich wird auf einen im 
Baden-Württembergischen Landtag gewartet, 
obwohl er gerade dort schon wegen der enor-
men Ungereimtheiten bezüglich des Mordes 
an der Polizistin Michéle Kiesewetter und des 
Mordversuchs an ihrem Kollegen Martin Ar-
nold 2007 in Heilbronn als dringend notwendig 
erachtet wird – bisher treibt die rot-grüne Lan-
desregierung hier aus unerfindlichen Gründen 
quer.

und Senat, gewiss von der Bundesanwalt-
schaft (BAW) beanstandet und als nicht ver-
fahrensrelevant zurückgewiesen.

So können im Laufe des Verfahrens noch 
schräge Ungleichzeitigkeiten entstehen, 
wenn etwa der neu eingesetzte hessische 
PUA – vermutlich Ende 2014 – damit be-
ginnt, den dubiosen Geheimdienstmitarbei-
ter und V-Mann-Führer Andreas Temme 
seinerseits zu den Umständen und Hin-
tergründen zu befragen, die dazu führten, 
dass er, der verbeamtete Verfassungsschutz-
mann, am 6. April 2006 in einem Kasseler 
Internetcafé zugegen war, als dessen Betrei-
ber Halit Yozgat hingerichtet wurde – mit 
der unterdessen berühmten Tatwaffe Česká 
83 des NSU. Sollte der PUA trotz der hals-
starrigen Verweigerungshaltung des Ge-
heimdienstlers neue Erkenntnisse zutage 
fördern, hätten auch sie vermutlich keine 
Relevanz mehr für das NSU-Verfahren, das 
bis Mitte 2015 terminiert ist: Temme ist dort 
nach fünf langen und nervenaufreibenden 
Vernehmungstagen als Zeuge bereits ent-
lassen worden, mit ihm ist man – schon 
angesichts der noch anstehenden Masse an 
Zeug_innen – bereits „durch“. 

Es wird die Kunst einer kritischen Pro-
zessbeobachtung sein, diese unterschied-
lichen asynchronen Erzählstränge und 
die überbordende Informationsfülle mit 
Randthemen und filigranen Details zu ei-
nem einigermaßen nachvollziehbaren Nar-
rativ zusammenzuführen, um zu validen 
Schlüssen, Konsequenzen, Einschätzungen 
und Forderungen zu kommen: diese hohe 
Erwartung lässt viele mit dem NSU-Kom-
plex Beschäftigte schon jetzt zagen.

Friedrich Burschel  ist  Referent zum Schwer-
punkt Neonazismus und Strukturen/Ideolo-
gien der Ungleichwertigkeit bei der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung in Berlin. Er ist am OLG in 
München im NSU-Prozess akkreditierter Kor-
respondent des nicht-kommerziellen Lokalsen-
ders Radio Lotte Weimar und beobachtet das 
NSU-Verfahren außerdem für das Internet-
Projekt „NSU-Watch“. Sämtliche Beiträge zum 
NSU-Komplex finden sich unter: http://www.
rosalux.de/news/39697/in-die-abgruende-
staatlicher-verstrickung-blicken.html

Innen und Außen
Probleme des Münchener NSU-Prozesses im gesellschaftlichen Kontext

Von Friedrich Burschel

In keinem anderen Verfahren ist die hermetische Abkapselung einer Gerichtsverhandlung 
so problematisch wie beim NSU-Prozess vor dem Oberlandesgericht in München: denn 
auch außerhalb des Gerichtssaals spielt der ganze NSU-Komplex eine gesellschaftlich im-
mer noch wichtige Rolle und sorgt mit immer neuen (journalistischen) Enthüllungen und 
Ermittlungsergebnissen für Verwirrung und Aufsehen, das dann in den Gerichtssaal zu-
rückstrahlt. Trotzdem findet keine direkte Bezugnahme der Richter_innen etwa zu media-
len Enthüllungen und aktuellen Fernsehbeiträgen statt, auch wenn diese unmittelbar Aus-
wirkungen auf den je verhandelten Gegenstand haben. 
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„Besonders von Kindern mit Migrations-
hintergrund hören Lehrer [beim Thema 
Holocaust; d.Vf.] oft die Frage: „Was habe 
ich damit zu tun?“ Weil sie oder ihre Fa-
milie aus anderen Ländern kommen, füh-
len sie sich von diesem Teil der Geschichte 
noch weniger betroffen als ihre Klas-
senkameraden.“ (Wiesenhütter/Herzog 
2014) Äußerungen wie diese, die Desinte-
resse von „Kindern mit Migrationshinter-
grund“ gegenüber dem Holocaust markie-
ren, prägen seit Ende der 1990er Jahre den 
erziehungswissenschaftlichen Diskurs, der 
das Verhältnis von Einwandererkindern 
zum Nationalsozialismus und Holocaust 
als Lerngegenstand thematisiert. Bevor-
zugt an Gedenktagen finden sich auch im-
mer wieder Zeitungsartikel mit ähnlichen 
Aussagen. Beispielsweise betitelte DIE 
ZEIT 2010, anlässlich des Tags des Geden-
kens an die Opfer des Nationalsozialis-
mus, einen Artikel über „Die Deutschtür-
ken und der Holocaust“ mit „Was geht uns 
das an?“ – obwohl die zitierten Umfrage-
ergebnisse nicht nahelegten, es sei typisch 
für „Deutschtürken“, sich diese Frage zu 
stellen (DIE ZEIT, 21.01.2010).

Im eingangs zitierten Beispiel findet sich 
eine bei aller Relativierung dennoch deutli-
che Differenzierung zwischen Kindern, die 
oder deren Eltern(teile) eingewandert sind 
oder nicht. Eine solche Differenzsetzung bil-
det die Grundlage der meisten Artikel. Schü-
lerinnen und Schüler werden nicht danach 
unterschieden, ob sie an Geschichte und 
Politik interessiert sind, sondern ihre fami-
liäre Herkunft erscheint als ausschlaggeben-
der Faktor dafür, ob die Beschäftigung mit 
dem Holocaust (besonders stark) in Frage 
gestellt wird oder nicht. Aus der postulierten 
Differenz wird oft ein Problem, in der Regel 

eine Herausforderung, manchmal auch eine 
Chance abgeleitet, die für den Unterricht 
bzw. das Lernen an Gedenkstätten bestim-
mend sein soll.

Tradierte Topoi aus dem Migrantendis-
kurs

Die abstammungsbezogene Unterschei-
dung von Schüler_innen sowie viele damit 
verbundene Aussagen und Argumentati-
onsmuster sind aus dem allgemeinen Mig-
rations- beziehungsweise Migrantendiskurs1 

bekannt, ob es das Thema Wohnen, Arbeit, 
Bildung oder überhaupt die Einwanderung 
nach Deutschland ist: Über Menschen, die 
oder deren Eltern(teile) oder andere Vor-
fahren eingewandert sind, wird kaum wie 
über eine selbstverständlich als deutsch 
verstandene Bevölkerungsgruppe gespro-
chen, etwa wie über Rentner_innen oder 
Arbeitnehmer_innen. Stattdessen steht in 
der Regel eine Besonderheit im Vorder-

1 Ausgehend davon, dass das Sprechen über 
Migration bzw. über Einwanderung nach 
Deutschland wesentlich ein personalisieren-
des Sprechen über „Migranten“, „Ausländer“, 
„Gastarbeiter“ usw. ist und war, wird hier der 
Begriff Migrantendiskurs verwendet.

grund, die als Andersartigkeit oder Abwei-
chung von Deutschen formuliert wird und 
die ein grundlegend „anderes“ Handeln er-
forderlich mache. Derart über „Migranten“ 
zu sprechen wird in Deutschland quasi als 
Schulwissen erlernt: 

„[Migrant_innen] stehen unter einer 
Art gesellschaftlicher Dauerbeobachtung 
und existieren außerhalb von Problemen 
und Defiziten positiv und als eigene soziale 
Gruppe nur dort, wo ihnen die Funktion der 
Bereicherung zugeschrieben wird. Die Nor-
malität eines unmarkierten Hierseins kann 
es [...] nicht geben, denn [...] sie [sind] Ge-
genstand einer thematischen Besonderung.“ 
(Höhne/Kunz/Radtke 2005, 601; Hervorheb. 
dort)

Das Denkmuster der Differenzierung 
und Verbesonderung besteht unabhängig 
davon, ob die Andersartigkeit traditioneller-
weise als Defizit und oft auch als Gefährdung 
des Eigenen verstanden oder ob sie bewusst 
akzeptiert wird: 

„Dass Jugendliche palästinensischer und 
türkischer Herkunft die Beschäftigung mit 
der Shoah mehrheitlich ablehnten und sich 
bei diesem Thema antisemitisch äußerten, 
ist eine weitverbreitete Meinung. Die Auto-
rin geht hingegen davon aus, dass sich auch 
diese Jugendlichen für den Holocaust inter-

„Migrantenkinder“ und „Wir“
Der erziehungswissenschaftliche Diskurs über den Nationalsozialismus als 

Lerngegenstand in der Einwanderungsgesellschaft*
Von Rosa Fava

* Zusammenfassung aus der im November 
2014 erscheinenden Dissertation: Rosa Fava: 
Die Neuausrichtung der Erziehung nach 
Auschwitz in der Einwanderungsgesellschaft. 
Eine rassismuskritische Diskursanalyse, Berlin 
2014: Metropol-Verlag. 

SchülerInnen auf Exkursion zu einer NS-Gedenkstätte.  (Foto: Georg Erdelbrock)
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essieren und Empathie für die Opfer entwi-
ckeln, wenn sie sich mit ihren Familienge-
schichten anerkannt fühlen.“ (Klappentext 
zu Gryglewski 2013). 

Hier bestätigt sich im „Wenn“ der zuvor 
als „Meinung“ zurückgewiesene Wissensbe-
stand über, in diesem Falle, Jugendliche tür-
kischer oder palästinensischer (Familien-)
Herkunft: Sie lehnten – wie im Gegensatz zu 
Jugendlichen anderer Herkunft suggeriert 
wird – nicht nur die Beschäftigung mit dem 
Thema ab, sondern äußerten sich auch anti-
semitisch, was wiederum als Eigenart dieser 
Jugendlichen erscheint. Nur durch besonde-
re Maßnahmen könnten sie wie Menschen 
deutscher Herkunft Interesse für den Holo-
caust und Empathie mit dessen Opfern ent-
wickeln sowie auf antisemitische Äußerun-
gen verzichten lernen.

Die Diskussionen über die – als neu wahr-
genommene – Anwesenheit von Schüler_in-
nen, deren Eltern keine Deutschen sind, in 
den Schulstunden zum Thema Nationalsozi-
alismus reproduziert augenscheinlich Denk-
weisen, die zur Auseinanderdividierung der 
Bevölkerung, statt zur Überwindung dieses 
typischen gesellschaftlichen Umgangs mit 
der Einwanderung beiträgt. Diese Beobach-
tung bildet den Ausgangspunkt dafür, den 
erziehungswissenschaftlichen Diskurs einer 
kritischen Analyse zu unterziehen.

Theoriegeleitete Diskursanalyse:  
Rassismuskritik und 

Migrationspädagogik

Die Kritische Diskursanalyse liefert in Ver-
bindung mit dem rassismuskritischen Para-
digma aus der Migrationspädagogik einen 
methodischen Werkzeugkasten, um den 
Diskurs und seine epistemischen Grundla-
gen aufzuschließen. Die Migrationspäda-
gogik will Wanderungsprozesse und damit 
verbundene gesellschaftliche Verhältnisse 
und Ausgangslagen mit Blick auf alle Subjek-
te betrachten. Die klassische Auftrennung in 
„Deutsche“ und, als Gegenbild dazu, „Mig-
ranten“ soll überwunden werden:

„Eine zentrale Aufgabe der Migrations-
pädagogik besteht in der Beschäftigung mit 
der Frage, wie der und die Andere unter Be-
dingungen von Migration erzeugt wird und 
welchen Beitrag pädagogische Diskurse und 
pädagogische Praxen hierzu leisten“ (Paul 
Mecheril 2004, 19; Hervorheb. dort).

Das durch diskursive und nichtdiskursive 
Praktiken Zu(m)r-Anderen-Machen – zum 
Beispiel auch „die Frau“ als Anderes „des 
Mannes“ oder „der Orient“ als Anderes „des 

Westens“ – wird als Othering bezeichnet. 
Das sprachliche Festschreiben einer Gruppe 
als Gegenstück der Eigengruppe setzt dabei 
einen Apparat gesellschaftlicher Instituti-
onen und Verhältnisse von Ungleichheit 
voraus, der die hegemoniale Gruppe zur 
ebensolchen Gruppe macht und ihr die Res-
sourcen gibt, in wissenschaftlichen, media-
len oder Alltagsdiskursen Festschreibungen 
vorzunehmen. Dem in der Ethnologie und 
postkolonialen Theorie entwickelten Kon-
zept des Othering liegt das psychoanalyti-
sche Modell zu Grunde, wonach ein Subjekt 
zur Herausbildung einer integren Persön-
lichkeit oder Identität unerwünschte Anteile 
von sich abspaltet und auf andere projiziert. 
Das Modell wird auch auf kollektive und po-
litische Identitäten bezogen.
Die postulierte Differenz zwischen der Wir- 
und der Sie-Gruppe wird als Gegensatzpaar 
verstanden, sodass eine starke Bindung zwi-
schen den zwei Polen besteht, wie im folgen-
den Beispiel aus dem untersuchten Diskurs:

„Wenn man einer ethnisch gemischten 
Gruppe von Jugendlichen ein Exekutions-
foto aus dem Holocaust präsentierte und 
um eine Bildbeschreibung böte, würden 
die deutschen Jugendlichen ohne Migrati-
onshintergrund vermutlich umgehend die 
Handlungsbedingungen der Täter fokussie-

ren und deren Handeln als Ausdruck einer 
akuten Notsituation vorstellen. Die Opfer 
würden wahrscheinlich übersehen werden. 
Jugendliche mit Migrationshintergrund 
neigten dagegen eher zur Anklage der Täter 
oder zu Empathiebekundungen angesichts 
der Situation der Opfer.“ (Zülsdorf-Kersting 
2006, 81) 

Es geht nicht um Unterschiede, die paral-
lel zueinander stehen könnten, zum Beispiel 
wenn spekuliert würde, die Deutschen ohne 
Migrationshintergrund würden die Hand-
lungsbedingungen von Wehrmachtssolda-
ten zum Thema machen und die Deutschen 
mit Migrationshintergrund würden die Fra-
ge erörtern, warum Menschen die NSDAP 
gewählt haben.

Forschungsleitende Fragen und
Materialkorpus

Als Untersuchungsmaterial diente die er-
ziehungswissenschaftliche und pädagogi-
sche Literatur aus den Arbeitsfeldern Ge-
denkstättenpädagogik, schulbezogene Ge-
schichts- und Politikdidaktik und historisch-
politische Bildung über den Nationalsozia-
lismus an besonderen Lernorten. Dabei sind 
die unterschiedlichen Einrichtungen eng 
miteinander verbunden, da es in der Regel 
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Schulklassen sind, die Gedenkstätten oder 
andere Einrichtungen (beispielsweise eine 
nach Anne Frank benannte Begegnungsstät-
te in Frankfurt oder Berlin) im Rahmen des 
Unterrichts besuchen. Die leitenden Frage-
stellungen der Untersuchung sind:

1. Nach welchen Kriterien wird be-
stimmt, wer ein Migranten- und wer dem-
entsprechend ein Deutschenkind sei? 

2. Wie werden die Migrantenkinder ins 
Verhältnis zum Lernen über den National-
sozialismus gesetzt? 

3. Was gilt dabei als das, was alle lernen 
sollen, und erscheint es nur über die Dif-
ferenzierung in Deutsche und Migranten 
lernbar? 

4. Welche migrantendiskurstypischen 
Phänomene treten auf? Und: Findet dabei 
das Othering statt?

Analysiert wurden etwa 100 Artikel bzw. 
einige Sammelbände und zwei Monografi-
en, beginnend mit einzelnen Texten aus den 
späten 1990er Jahren und mit 2008 als for-
schungspragmatischen Endpunkt. Die Texte 
lassen sich zwar gemäß verschiedenen the-
matischen Feldern oder Arbeitsbereichen 
vorsortieren („Menschenrechtsbildung“, 
empirische Forschung, Handreichungen), 
dies erwies sich bei der Analyse der Topoi 
jedoch als wenig relevant. Bemerkenswert 
ist, dass die vorhandenen Studien so unter-
schiedlich sind (biografische Einzelinter-
views, Unterrichtsbeobachtungen, quan-
titative Umfragen etc.), dass sie sich kaum 
systematisch vergleichen lassen.

An einem Beispiel sei aufgezeigt, wie ein 
analytischer Code gebildet und daraus ein 
Topos herauskristallisiert wird. So heißt es 
in einem Artikel: Dass sich die Präsenz von 
„Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
[...] zu einem Problem der pädagogischen 
Arbeit entwickelt hat, ist [...] zu erklären [...] 
aus der Verweigerung einiger Jugendlicher, 
sich mit dem Nationalsozialismus zu be-
schäftigen, indem sie sich auf ihre ethnische 
Herkunft berufen“ (Haug 2005, 4). Die im 
Text nicht näher definierten „Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund“ werden über 
den Begriff der „Verweigerung“ ins Verhält-
nis zum Lernen über den Nationalsozialis-
mus gesetzt. In anderen Texten ist auch von 
„Widerstand“ oder von einem „Ausschluss“ 
zu lesen. Dieser wird manchmal als „Selbst-
ausschluss“ der betrachteten Jugendlichen 
gefasst, manchmal als „Ausschluss“ durch 
die Lehrkräfte und Pädagog_innen. Insge-
samt ergibt sich das Bild, die Jugendlichen 

„mit Migrationshintergrund“ verhielten 
sich quasi abstinent gegenüber dem Thema 
Holocaust und Nationalsozialismus. „Absti-
nenz“ wird so zum Begriff, mit dem sich der 
Wissensbestand und Argumentationstopos 
gut in seinen verschiedenen Variationen fas-
sen lässt. 

In einigen Texten, die oft als gegendis-
kursive Beiträge verfasst sind, wird hingegen 
von einer „Teilhabe“ der Schüler_innen an 
der Auseinandersetzung mit dem Natio-
nalsozialismus ausgegangen, die dennoch 
durch besondere pädagogische Mittel zur 
vollen Entfaltung gebracht werden müsse. 
Zwischen diesen beiden Vorstellungen ver-
mittelt das Bild vom „Eintrittsbillet“, wie es 
im folgenden Zitat mit Blick auf eine Grup-
pe befragter Schüler_innen verwendet wird: 
„Es scheint, als diene die Auseinanderset-
zung mit der nationalsozialistischen Ver-
gangenheit und der Grad der (Selbst-)Ver-
strickung in diese Geschichte quasi als ‚Ein-
trittsbillet‘ in die deutsche Gemeinschaft.“ 
(Georgi 2003, 302)

Ergebnisse

Von den vielen Ergebnissen der Analyse des 
sehr komplexen Diskurses werden hier nur 
ausgewählte Punkte vorgestellt, die Antwort 
auf die Frage geben, wie „die Anderen“ dis-
kursiv geschaffen werden: Im Wesentlichen 
durch die Setzung eines Selbstbildes mit be-
stimmten Eigenschaften.

„Migrantenkinder“?
Schon wenn Jugendliche ein Eltern- oder 
auch nur ein Großelternteil haben, das ein-
gewandert ist, gelten sie als „mit Migrati-
onshintergrund“ und nicht als Deutsche, 
die einen familienbiografischen Bezug zum 
Nationalsozialismus hätten. Auch wenn bei-
spielsweise in empirischen Studien lediglich 
die Herkunft der Eltern abgefragt wird, ist 
im Diskurs der Rückgriff auf die Großeltern 
vorherrschend. Die Ursache für die Ausein-
anderdifferenzierung nach den Großeltern 
liegt darin, dass eine sehr selten näher (zum 
Beispiel über Geburtsjahrgänge) definierte 
deutsche Großelterngeneration als ein Kol-
lektiv gilt, das als Täter/Mitläufer/Zuschauer 
schuldhaft in die NS-Verbrechen verstrickt 
bzw. dafür verantwortlich gewesen sei. Dies 
gilt als „Bezug zum Holocaust“ und als Dif-
ferenzkriterium.

Gleichzeitig gelten „Migrantenkinder“ 
als Personen, die sich – (groß-)elternbedingt 
– mit anderen Nationen als der deutschen 
(fast immer Türkei) und/oder mit dem Islam 
identifizieren. Beide Differenzen zeitigten 

bei „Migrantenkindern“ andere psychische 
Grundlagen bei der Beschäftigung mit dem 
Nationalsozialismus als bei „Deutschen“ und 
bei „Muslimen“ eine Tendenz zu Antisemi-
tismus und Israelfeindschaft.

Gegenüber diesen Bestimmungen tritt 
die Differenzsetzung über Rassismuserfah-
rungen der Schüler_innen mit eigener oder 
familiärer Einwanderungsgeschichte und/
oder über Flucht- und Kriegserfahrungen 
in den Hintergrund. Beides wird zwar oft 
erwähnt, aber sehr selten vertiefend ausge-
führt.2 Stattdessen wird eine mit Rassismus- 
oder Fluchterfahrung (angeblich) verbunde-
ne Tendenz zur Gleichsetzung der eigenen 
Erfahrungen mit denjenigen der jüdischen 
Bevölkerung im Nationalsozialismus zum 
Thema der Aufsätze.

Beziehung zum Lerngegenstand

Als didaktische Antwort auf die in wenigen 
Fällen durch einzelne Erfahrungen veran-
schaulichte, aber nie empirisch belegte Ab-
stinenz oder Indifferenz von Schüler_innen 
ohne vier deutsche Großeltern gegenüber 
dem Nationalsozialismus stehen die folgen-
den drei Punkte im Vordergrund des Dis-
kurses: 1. Die Repräsentation nichtdeutscher 
natio-/ethno-kultureller Gruppen im The-
menzuschnitt und in den Lernmaterialien, 
vor allem durch die Arbeit mit Biografien 
türkischer Juden im Holocaust, durch die 
(Mit-)Thematisierung des Genozids an den 
Armenier_innen, durch eine als universal 
geltende Kontextualisierung in der Men-
schenrechtsbildung oder in selteneren Fällen 
durch subjektorientierte Methoden, die den 
Einzelnen besonders viel Raum für eigene 
Assoziationen und Bedeutungszuschreibun-
gen geben sollen. 2. Solche Herangehens-
weisen werden als manchmal so genannte 
„Pädagogik der Anerkennung“ verstanden, 
die zum „Einbezug“ der „Migrantenkinder“ 
beitragen soll. Dabei vermischt sich der di-
daktische mit dem politischen Diskurs über 
Einwanderung („Integration“ als „Einbe-
zug“), und die Repräsentation anderer Nati-
onen oder des Islams im Lernmaterial wird 
als „Anerkennung und Repräsentation“ im 
Sinne des Multikulturalismus verstanden. 
Dazu gehört die Vorstellung, durch Verwen-
dung besagter Materialien oder durch Raum 
für „eigene“ Perspektiven werde die Assimi-
lation der Schüler_innen vermieden. Das 
Verbot der Assimilation beziehungsweise 

2  Insbesondere bei diesem Punkt gab es in den 
letzten Jahren Veränderungen.
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das Gebot der „Achtung des Fremden und 
Anderen“ wird dabei als Lehre aus dem Na-
tionalsozialismus angeführt. 3. Schließlich 
fordern die Diskursakteur_innen, den Schü-
ler_innen beim Lernen über den Holocaust 
Raum zu geben für die „differenzierte“ Ar-
tikulation von eigenen Gewalterfahrungen, 
die keine „Identifikation mit den jüdischen 
Opfern“ oder israelbezogenen Antisemitis-
mus beinhalten.

Was sollen alle lernen und erscheint es nur 
über die Differenzierung lehrbar?

Im untersuchten Diskus verschränken sich 
zwei auch pädagogische Diskurse, derjeni-
ge über die manchmal so genannte „Erzie-
hung nach Auschwitz“ und derjenige über 
interkulturelles Lernen, über die Einwan-
derung nach Deutschland und eine damit 
verbundene (multikulturelle) nationale 
Identität. Die zentralen Topoi des ersten 
Diskurses sind seit den 1990er Jahren die 
Auseinandersetzung mit der deutschen 
und familiären Schuld/Involvierung, die 
Annahme des „negativen Erbes“ und von 
Haftung und Verantwortung. Im zweiten 
Diskus stehen bei den Befürworter_innen 
der Einwanderung die Repräsentation an-
derer Kulturen und die Abkehr vom Eth-
nozentrismus im Vordergrund. Ein ver-
bindendes Lernziel ist in beiden die „Aner-
kennung des Anderen und Fremden“ bzw. 
das Assimilierungverbot, und dabei wird 
die multikulturelle Orientierung explizit 
als Lehre aus dem Versagen der deutschen 
Großeltern verstanden. Für die Diskurs-
akteur_innen ergibt sich so ein Dilemma. 
Einerseits wollen sie die „Migrantenkin-
der“ gleich und als Deutsche behandeln, 
andererseits bringen diese keine schuldin-
volvierten deutschen Großeltern mit und 
dürfen nicht assimiliert werden. 

Elemente aus dem Migrantendiskurs

Es finden sich zahlreiche Strukturen des 
allgemeinen Sprechens über „Migranten“ 
wieder. Augenfällig ist die Türkisierung und 
Muslimisierung von „Migranten“. Gut er-
kennbar ist auch die Ethnisierung des Sozi-
alen und des Politischen: Die Beobachtung 
beispielsweise, dass Schüler_innen „mit Mi-
grationshintergrund“ sich in einer Gedenk-
stätte auffällig verhielten, wird zwar manch-
mal im Nebensatz in Beziehung zur Schul-
form und zum sozialen und Bildungsstatus 
der Familien gesetzt, zum Thema gemacht 
wird aber die Ethnizität.

Zentral im Diskurs ist das Othering. Da-
bei sind es sehr wenige Attribute, die „Mi-
granten“ zugesprochen werden, stattdessen 
wird ihre „Andersartigkeit“ betont, fokus-
siert auf das Fehlen familienbiografischer 
Bezüge zum Holocaust. Dem steht die quasi 
totale Homogenisierung der „Deutschen“ 
gegenüber: Diese erscheinen als eine alle 
„Deutschen“ umfassende 68er-Generation, 
die die Schuld der leiblichen Vorfahren bear-
beitet und aus den Verbrechen gelernt habe, 
als geläutertes Kollektivsubjekt. Jüdische 
Deutsche oder Widerständler_innen kom-
men nicht vor. Aufgrund der nichtdeutschen 
Großeltern können „Migranten“ keine im 
Intergenerationenwandel geläuterten Deut-
schen sein. Im Sprechen über „Migranten“ 
ohne familienbiografische Bezüge zum Ho-
locaust findet also fortwährend eine Selbst-
konstruktion als Kollektiv von Einzelwesen 
statt, die alle mit Schuld behaftete Vorfah-
ren hätten und die sich aus diesem Grund 
mit dem Nationalsozialismus befassten und 
nicht antisemitisch seien. Die zentrale Zu-
schreibung an „Migranten“, „anders“ zu sein, 
bekräftigt das eigene So-Sein. 

In den Inhalten der Zuschreibungen 
an „Migranten“ finden sich Abspaltun-

gen des Unerwünschten, das das Idealbild 
der deutschen Nation irritieren würde. Es 
handelt sich dabei um dieselben Topoi, 
die Kritiker_innen der früher so genann-
ten Vergangenheitsbewältigung seit den 
1940er Jahren zum Thema machen: Die 
„Verweigerung“, sich mit dem Nationalso-
zialismus zu befassen, die „Gleichsetzung“ 
des Holocaust mit anderen Verbrechen, 
das Bestehen von Antisemitismus und Is-
raelfeindlichkeit.

Einige der Pädagogen oder Wissenschaft-
ler_innen reflektieren, welche Selbstbilder 
durch die Fest-Schreibung von Bildern von 
„Migranten“ transportiert werden und wie 
sich dabei Pädagogik mit Politik vermengt. 
Dies trägt zur Öffnung des Diskurses bei.
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Zahlreiche regionale und überregionale 
Medien sowie Politiker_innen, vor allem 
aus den Reihen der beiden großen „Volks-
parteien“, beteiligen an der antiziganisti-
schen Stigmatisierung der Einwander_in-
nen aus Rumänien und Bulgarien. In die-
sem Chor darf Thilo Sarrazin nicht fehlen. 
Die in seinem Buch „Deutschland schafft 
sich ab.“1 aufgestellten rassistischen, 
wohlstandschauvinistischen und klassis-
tischen Behauptungen2 bilden auch die 
Grundlage für seine Hetze gegen Einwan-
der_innen aus Bulgarien und Rumänien. 

In einem Gastbeitrag für das Magazin 
„Focus“ warnte Sarrazin im Dezember 
2013 mit Blick auf die 2014 einsetzen-
de Arbeitnehmer_innenfreizügigkeit 
vor einer „steigenden Armutseinwan-
derung“ in die BRD- nicht nur aus der 
EU.3 Die Überschrift „Hartz IV für die 
Welt?“ spielt auf die rassistische Parole 
„Deutschland ist nicht das Sozialamt der 
Welt“ an, die bereits Anfang der 1990er 
Jahre in Deutschland und auch jüngst 
beim Europa- und Kommunalwahlkampf 
2014 Hochkonjunktur hatte. Das „Argu-
ment“ der „Einwanderung in die Sozial-
systeme“ auf dem Rücken deutscher Bei-
tragszahler_innen zieht sich durch seine 
Beweisführung. Sarrazin prognostizierte, 
dass 2013 „unter den Zuwanderern auf 
jeden qualifizierten Ingenieur aus Spa-
nien wohl 100 Armutseinwanderer aus 
Rumänien und Bulgarien kommen.“ 
Daher sei „Freizügigkeit für EU-Bürger 
und Anspruch auf Sozialleistungen im 
frei gewählten Aufenthaltsland“ nicht 

1 Sarrazin, T.: Deutschland schafft sich ab. Wie 
wir unser Land aufs Spiel setzen, München 
2010

2 Siehe dazu Friedrich, S. (Hg.): Rassismus in 
der Leistungsgesellschaft: Analysen und kri-
tische Perspektiven zu den rassistischen Nor-
malisierungsprozessen der „Sarrazindebatte“, 
Münster 2011

3 www.focus.de/magazin/archiv/ein-kommen-
tar-von-thilo-sarrazin-hartz-iv-fuer-die-welt_
id_3465297.html (25.9.2014) Alle weiteren 
Zitate sind diesem Kommentar entnommen.

miteinander vereinbar. Diese „Armut-
seinwanderer“ kämen zudem auch nicht 
alleine, sondern würden ihre „ganze 
Großfamilie“ mitbringen. Dabei schürt 
er auch Ängste vor einer massenhaften 
Einwanderung von den „circa acht Mil-
lionen Roma auf dem Balkan“ und der 
Menschen in Afrika, „deren Zahl alle drei 
Jahre so stark zunimmt wie die Bundesre-
publik Einwohner hat“: „Wenn gar nichts 
mehr geht, wird ihnen der deutsche Sozi-
alstaat helfen. Sie müssen es nur irgend-
wie über die deutsche Grenze schaffen, 
und ihnen ist (zur Not ganz ohne Arbeit) 
ein Lebensstandard sicher, der in ihren 
Heimatländern traumhaft wäre.“4

Die „Armutseinwanderung“ gehe zu 
Lasten „deutscher Steuerzahler“ und trä-
fe auch die „wachsende Zahl deutscher 
Rentner“, die „dafür kürzertreten“ müss-
ten. Hier werden Deutsche und Migrant_
innen gegeneinander ausgespielt, wobei 
die Migrant_innen  angeblich bevorzugt  
zum Schaden der Deutschen behandelt 
werden. Doch damit nicht genug: In 
Sarrazins Augen kommen auch die „fal-
schen“ Zuwander_innen: „Die Hoffnung 
auf deutsche Sozialleistungen lockt nicht 
jene positive Auslese (sic) jener qualifi-
zierten und leistungsstarken Einwande-
rer an, die das alternde und geburten-
arme Deutschland braucht, sondern das 
Gegenteil davon“5 
Und er weiß auch die Verursacher dieser 
Situation auszumachen: Der „herrschen-
de Denkstil“ sei geprägt von einer „von 
der Wirklichkeit abgewandte(n) Welt-
sicht“, die die „Folgen des eigenen Han-
delns nicht überschaut“ und „unbeirrt in 
die falsche Richtung“ gehe. In dieser so 
konstruierten Situation sucht Sarrazin 
nach einem/einer Retter(in) und stellt 
die rhetorische Frage: „Wer aber rettet 
Deutschland - zunächst vor Illusionen 
und Selbstbetrug und später vor deren 
Folgen?“6 Als „Gegensteuerung“ plädier-

4 Ebd.

5 Ebd.

6 Ebd.

te er für eine „Reform der Hartz-IV-Ge-
setze für Ausländer“. Diese sollten in den 
ersten zehn Jahren ihres Aufenthalts in 
Deutschland lediglich das erhalten, was 
ihnen in ihren Heimatländern zustehe. 
Die weitere Abschottung der BRD steht 
ebenfalls auf der Agenda; die BRD be-
nötige ein „wirksames Grenzregime, das 
illegale Zuwanderung verhindert.“

Fazit: Sarrazin stellt die Einwanderung 
aus Bulgarien und Rumänien in einer Se-
mantik der Gefahren dar und schreibt 
den Migrant_innen vorwiegend devian-
te Eigenschaften zu. Der Diskurs um die 
Zuwanderung wird in einen antiegalitä-
ren und völkisch-nationalistischen Deu-
tungsrahmen überführt, wo eine unüber-
windbare Bipolarität zwischen Migrat_
innen und Deutschen suggeriert wird. 
Sarrazin huldigt anthropologisch einem 
radikalen Utilitarismus; die Sortierung 
von Zuwander_innen in „nützlich“ und 
„unnütz“ für die bundesrepublikanische 
Gesellschaft ist ein Fingerzeig für sein 
zweckrationales menschenverachtendes 
Weltbild. 

Dabei nutzt er immer wieder die 
Kon-struktion der „Armutsmigration“ 
aus Rumänien und Bulgarien, obwohl 
Zahlen und Fakten zeigen, dass eine 
Mehrheit der Zuwander_innen öko-
nomisch und sozial gut integriert ist.7 
Der Migrationsforscher Klaus J. Bade 
bezeichnet den Terminus „Armutsmi-
gration“ deshalb zu Recht als ein „se-
mantisches Schandmal“ und „die damit 
verbundene gruppenfeindliche Agitati-
on gegen Bulgaren und Rumänen und 
insbesondere die Roma unter ihnen (…) 
als eines der beschämendsten Kapitel in 
der Geschichte der deutschen und euro-
päischen Ausländerdiskussionen“.8

Michael Lausberg ist Mitarbeiter im 
DISS.

7 www.migazin.de/2014/01/21/iw-studie-ein-
wanderung-bulgarien

8 Zitiert aus www.jungewelt.de/2014/04-
23/007.php

Antiziganismus in der „Mitte“ der Gesellschaft: 
Das Beispiel Thilo Sarrazin

Von Michael Lausberg



ren Zahlen wie „1,2 Millionen Menschen: 
Zuwanderung auf höchstem Stand seit 20 
Jahren“ (SPIEGEL ONLINE v. 22.05.2014) 
niederschlugen. Der hohe Stellenwert von 
Statistiken zeigte sich auch in der Kritik 
an der Debatte, wenn etwa durch „Ge-
genstatistiken“ belegt werden sollte, dass 
„Neuzuwanderer“ eine hohe Qualifikation 
aufwiesen. Auch wenn „bewiesen“ werde, 
dass „Deutschland“ von südosteuropäi-
scher Migration profitiere, sei weiterhin 
von der neuen Migration als Problem die 
Rede. Deutlich wurde auch, dass die Ne-
gativdarstellung von Bulgarien und Ru-
mänien nicht erst mit der Debatte um die 
Freizügigkeit begann.

Anna Stammnitz befasste sich mit der 
gleichen Debatte, jedoch unter dem As-
pekt der Darstellung von Migration aus 
Serbien, Mazedonien und Bosnien zwi-
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dazu thematisiere die Berichterstattung 
zu südeuropäischen Migrantinnen ihre 
Armut als Schicksalsschlag statt als natür-
lichen Zustand und ermögliche dadurch 
auch ihre Wahrnehmung als handelnde 
Subjekte. 

Veronika Belcheva analysierte die 
Debatte um das Inkrafttreten der vollen 
Freizügigkeit für Menschen aus Bulgari-
en und Rumänien.1 Es stellte sich heraus, 
dass die zwischen Juli 2013 und Juni 2014 
im SPIEGEL und bei SPIEGEL ONLINE 
erschienenen Artikel von Expertenmei-
nungen und Statistiken geprägt waren, 
die sich in Titeln mit schwer einschätzba-

1 Dies geschah auf Basis von 132 Artikeln zu 
den Stichworten „Bulgarien“ und „Rumänien“. 
Nach deren Sichtung wurden 35 von ihnen dis-
kursanalytisch untersucht. 

Was ist neu an „neuer Migration“? 
Ein Werkstattbericht

von Katharina Schoenes und Hannah Schultes

Insgesamt drei der im Sommersemester 
2014 entstandenen Arbeiten beschäftigten 
sich unter unterschiedlichen Vorzeichen 
und Schwerpunkten mit der Berichterstat-
tung des Nachrichtenmagazins DER SPIE-
GEL. Daniel Kasch untersuchte in zwölf 
Ausgaben zwischen Januar 2013 und Juni 
2014 Zuschreibungen an südeuropäische 
und südosteuropäische Migrantinnen 
und stellte heraus, dass die im medialen 
Diskurs vorgenommenen Unterscheidun-
gen ihre negative beziehungsweise po-
sitive Bedeutung durch gesellschaftliche 
Wertvorstellungen erhielten. Prägend für 
die Darstellung von Armut sei, dass bei 
südosteuropäischen Migrantinnen kei-
ne Thematisierung der Armutsursachen 
stattfinde. Dies entspricht Erkenntnissen 
aus der Antiziganismus-Forschung zur 
Darstellung von Armut. Im Unterschied 

Seit Anfang 2013 wird vermehrt über einen Anstieg der Migra-
tion aus von der Krise und der europäischen Austeritätspolitik 
besonders betroffenen Staaten wie Spanien, Griechenland, Italien 
oder Portugal diskutiert.

So sprach der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integra-
tion und Migration (SVR) in seinem Jahresgutachten 2013 von ei-
nem „krisenbedingten Wanderungseffekt“, der Migrationsforscher 
Thränhardt (2013) konstatierte für Europa und die Bundesrepublik 
„eine Re-Europäisierung der Migration“, und das Nachrichtenma-
gazin DER SPIEGEL widmete den „neuen Migrantinnen“ Anfang 
2013 seine Titelgeschichte: „Die neuen Gastarbeiter“ (9/2013). 
Überlagert wurde der Fokus auf krisenbedingte Migration aus Süd-
europa im Laufe des Jahres 2013 durch eine gesteigerte politische 
und mediale Aufmerksamkeit für die Migration aus Südosteuropa. 
Dies geschah vor allem im Kontext des Inkrafttretens der vollen 
Arbeitnehmerfreizügigkeit für Menschen aus Bulgarien und Rumä-
nien zum 1. Januar 2014. Daraufhin kam es zu einer polarisierten 
Gegenüberstellung im Einwanderungsdiskurs, die sich im Kontext 
des Europawahlkampfes immer mehr zuspitzte: Während Migran-
tinnen aus Südeuropa medial als „kluge Köpfe“ und „neue Einwan-
dererelite“ gefeiert wurden, wurden Menschen aus Bulgarien und 
Rumänien als illegitime „Armutsmigranten“ betrachtet, deren „So-
zialtourismus“ verhindert werden müsse. 

Jenseits der Produktion von statistischem Wissen durch Insti-
tutionen wie den SVR hat bisher kaum eine kritische wissenschaft-
liche Auseinandersetzung mit „neuer Migration“ beziehungsweise 
mit Netzwerken, Motivationen, Barrieren und Diskriminierungen 

von EU-Migrantinnen stattgefunden. Die übergreifende Frage des 
von uns an der Humboldt-Universität zu Berlin angebotenen Tuto-
riums lautete daher: Wie verändert sich gegenwärtig das Migrati-
onsregime durch die Migration von Menschen aus Südeuropa und 
Südosteuropa? Zentral für unsere Beschäftigung mit gegenwärtigen 
Konjunkturen des Rassismus war die Unterscheidung zwischen 
nützlichen, verwertbaren und daher erwünschten Migrantinnen 
einerseits und weniger nützlichen und daher unerwünschten (Ar-
muts-) Migrantinnen andererseits (Friedrich/Schultes 2011), die 
den Einwanderungsdiskurs im Kontext des neoliberalen Migrati-
onsmanagements maßgeblich strukturiert. 

Mithilfe von aus der kritischen Migrationsforschung entliehe-
nen Konzepten wie „Transnationalismus“, „Autonomie der Mig-
ration“ und „Stratifizierung von Rechten“ wollten wir hinter diese 
zugespitzte Gegenüberstellung blicken und gegenwärtige Verän-
derungen im Migrationsregime sowie deren Auswirkungen auf 
die Lebenssituation von EU-Migrantinnen explorativ beschreiben. 
Einen wichtigen Bezugspunkt für die Analyse von Ein- und Aus-
schlüssen von EU-Migrantinnen bildete dabei das Konzept stratifi-
zierter Rechte, wie es von der Soziologin Kathrin Mohr beschrieben 
wird (2005). Demnach resultieren unterschiedliche Statuspositio-
nen zum Teil aus der Ungleichbehandlung aufgrund von Staatsbür-
gerschaft, teilweise aber auch aus Diskriminierungen im Bildungs-
system, auf dem Arbeitsmarkt oder im Behördenalltag sowie auf 
ungleichen Zugängen zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen. Diese 
Perspektive erlaubt es, das Zusammenwirken sozialrechtlicher Be-
stimmungen und struktureller Diskriminierungen in den Blick zu 
nehmen.
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schen Januar 2014 und Juni 2014. Sie kam 
zu dem Schluss, dass in diesem Zeitraum 
erstens die geringe Anerkennungsquote 
der Asylanträge von Menschen aus die-
sen Ländern thematisiert wurde. Zweitens 
erfolgte auch hier eine Gleichsetzung der 
Migration aus diesen Ländern mit der 
Migration von Sintize und Romnija. Hier-
durch erscheint drittens die geringe Aner-
kennungsquote als doppelt legitim: Zum 
einen werde Armut weder politisch noch 
gesellschaftlich als legitimer Fluchtgrund 
anerkannt, zum anderen werde die Armut 
von Sinti und Sintize, Roma und Romnija 
als intrinsisch begriffen. Antiziganismus 
könne daher auch ein Vehikel für migrati-
onsfeindliche Stimmungen sein.

Während diese Arbeiten diskursive 
Grenzziehungen und die Legitimation 
bestehender Ungleichheiten zum Gegen-
stand hatten, beschäftigten sich zwei inter-
viewbasierte Projekte mit der Lebenssitua-
tion von EU-Migrantinnen. Vera Kijewski 
erfuhr in ihrem Interview mit einem eh-
renamtlichen Mitarbeiter einer Obdach-
losenhilfe in Bremen vom Alltag von Mi-
grantinnen, die sich an diese Einrichtung 
wenden. Der Ausschluss von den in der 
Einrichtung angebotenen Notunterkünf-
ten und der mangelnde Zugang zu me-
dizinischer Versorgung scheinen hierfür 
kennzeichnend zu sein. Dass rumänische 
und bulgarische Verkäufer mittlerweile 
knapp die Hälfte der regelmäßigen Ver-
käuferinnen der an die Obdachlosenhilfe 
angebundenen Straßenzeitung ausma-
chen, verdeutlicht die Notsituation vieler 
südosteuropäischer Migrantinnen, aber 
auch einen gewissen Erfindungsreichtum 
bezüglich ihrer Strategien der Existenzsi-
cherung. Dass Stigmatisierung, selektive 
Ein- und Ausschlüsse und Überausbeu-
tung von Migrantinnen auch mit Selbst-

Verdatung zweiter 
Ordnung
Die SPIEGEL-
Berichterstattung zu 
„Armutszuwande-rung“
Grafik von Veronika 
Belcheva

organisierung, transnationalen Praktiken 
und Widerständigkeit einhergehen, zeigte 
sich auch in der Arbeit von Sofia Ratsitska. 
Die von ihr untersuchte Rolle einer grie-
chischen Gemeinde kann als Reaktion auf 
fehlende staatliche Strukturen beschrie-
ben werden: So greifen in Berlin um die 
hundert, nicht nur griechische Beratungs-
suchende jeden Monat auf die angebotene 
Sozial- und Rechtsberatung zurück. Den 
Erfahrungen einer Mitarbeiterin der grie-
chischen Gemeinde zufolge sind auch (for-
mal) „hochqualifizierte“ Menschen aus 
Griechenland von Dequalifizierung und 
Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt 
betroffen und werden in prekäre und aus-
beuterische Arbeitsverhältnisse gedrängt. 
Die Ergebnisse von Sofia Ratsiskas Ar-
beit werfen die grundsätzliche Frage auf, 
wie sehr der Begriff „Rassismus“ dienlich 
ist, um die über Ausgrenzung hinauswei-
sende Neuzusammensetzung der Arbeit 
durch Migration analytisch zu fassen. Das 
Verhältnis von bestehenden Gemeinden 
und „neuen Migrantinnen“, die Frage der 
Virtualisierung migrantischer Netzwerke 
mittels Skype, Blogs und Facebook sowie 
neue Praktiken der Familienzusammen-
führung von europäischen Migrantinnen 
stellen weitere Ausgangspunkte für eine 
weitergehende Analyse von Veränderun-
gen im Migrationsregime dar. 

Zwar folgen aus der gegenwärtigen 
Tendenz zur Ausdifferenzierung und 
Hierarchisierung von Rechten diverse 
Lebensrealitäten und scheinbar fest abge-
grenzte Statuspositionen. Die dominan-
te Gegenüberstellung von erwünschten 
(weil ökonomisch nützlichen) Migrantin-
nen aus Südeuropa und unerwünschten 
„Armutsmigranten“ aus Bulgarien und 
Rumänien verdeckt jedoch gemeinsame 
Betroffenheiten und lässt gemeinsame 

Interessen und Kämpfe undenkbar er-
scheinen. In Anbetracht dieser Einblicke 
schlagen wir vor, bei zukünftigen Unter-
suchungen von einer stratifizierten Uni-
onsbürgerschaft auszugehen und sowohl 
die Hierarchisierungsprozesse zwischen 
EU-Staatsbürgerschaften zu untersuchen 
als auch gemeinsame Betroffenheiten zwi-
schen EU-Migrantinnen sowie zwischen 
Migrantinnen mit und ohne EU-Pass he-
rauszuarbeiten. 
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Auch schlechte Publicity ist Publicity - 
wenn das der Maßstab ist, hat der Vatikan 
alles richtig gemacht. Zu Beginn dieses 
Jahres gingen Bilder der päpstlichen wei-
ßen Tauben um die Welt, die sofort von 
einer Möwe und einer Krähe brutal atta-
ckiert wurden, nachdem Papst Franziskus 
sie frei lies. Tierschutzorganisationen ma-
chen gegen die skurrile Praxis mobil, do-
mestizierte Tauben als „Friedenssymbol“ 
auszusetzen und sie damit dem sicheren 
Tod zu übereignen. Nicht weniger skurril 
war allerdings die Medienberichterstat-
tung über den Vorfall. 

Es war Spiegel-Online-Redakteur 
Axel Bojanowski, der auf Deutschlands 
reichweitenstärkster Internetseite fragte: 
„Zeigte sich dort eine Art Rassismus ge-
gen weiße Tiere, wie in Internetforen spe-
kuliert wird?“ (SPON, 28.01.2014) Zwar 
bringt auch eine umfangreichere Online-
Recherche keine Internet-Debatte zum 
Vorschein, in der vor der Spiegel-On-
line-Veröffentlichung von „Rassismus“ 
gegen weiße Tauben die Rede war. Seine 
Wirkung dürfte Bojanowskis Frage trotz-
dem nicht verfehlt haben. Schließlich 
überträgt er die in der extremen Rech-
ten verbreitete Vorstellung angeblicher 
„Weißenfeindlichkeit“ auf die Tierwelt – 
eine Vorstellung, die hierzulande auch in 
konservativen Kreisen unter den Begrif-
fen „Inländer-“ beziehungsweise „Deut-
schenfeindlichkeit“ in Mode ist.

Handelte es sich um einen platten Gag, 
um das eigentlich schon ausgelutschte 
Tauben-Thema ein weiteres Mal auf die 
Titelseite bringen zu können? Ja, gewiss. 
Aber nicht nur. Denn Bojanowskis Frage 
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reiht sich ein in ein in eine Berichterstat-
tung über Biologie- und Umweltthemen, 
bei denen Journalist*innen immer wieder 
ganz tief in das Repertoire gesellschaftlich 
verbreiteter Vorurteile greifen.

Fiese Vergleiche

„Vorsicht, Fremde!“ (Die Zeit, 09.07.2009), 
„Fremde im Vorgarten“ (Berliner Zeitung, 
30.04.2008), „Gefährliche Ausländer im 
Stadtpark“ (taz, 28.08.2012), „Einwande-
rer auf der Abschussliste“ (Der Spiegel, 
05.01.2009) – so lauten typische Über-
schriften, unter denen Journalist*innen 
seit Jahren über sogenannte Neobioten 
berichten, also Tier- und Pflanzenarten, 
die ihr Verbreitungsgebiet in unsere Län-
gen- und Breitengrade ausgedehnt haben. 
Häufig geschieht das mit einem scheinba-
ren Augenzwinkern und wird dann doch 
bitterer Ernst. „Wie geht man am besten 
mit den Neubürgern um?“, fragte etwa 
der Tagesspiegel (28.08.2006), und mein-
te damit „fremde Pflanzen und Tiere“. 
Denn: „Sie wandern aus fernen Ländern 
ein und werden oft als böse angesehen.“ 
Und weiter: „Im Gegensatz zu menschli-
chen Einwanderern, die sich ungesetzlich 
verhalten, lassen sich die eingewanderten 
Pflanzen oder Tiere nicht einfach wieder 
ausweisen.“

Bereits aus dieser Formulierung wird 
deutlich, welche Rückwirkungen eine 
solche Berichterstattung auf die Wahr-
nehmung gesellschaftlicher Verhältnisse 
haben kann: So ganz nebenbei wird der 
NPD-Wahlplakatslogan „Kriminelle Aus-
länder raus“ hier in einem scheinbar na-

Die Bio-Paranoia: Alle machen mit
Von Rolf van Raden

„Eine der größten Gefahren für heimische Tiere“ - unter dieser Überschrift berichtete 
Die Welt am 15. Oktober 2014 über eine angebliche „Bio-Invasion“: In den Ballast-
tanks von Frachtschiffen verstecken sich demzufolge regelmäßig „gefährliche Passa-
giere“ - oder wie es weiter unten im Artikel heißt: „Fremde Einwanderer“. Dabei geht 
es nicht um Flüchtlinge, die sich auf die lebensgefährliche Reise über das Mittelmeer 
machen, sondern um „Tierarten, die im Ballastwasser großer Schiffe als blinde Passa-
giere um die halbe Welt reisen“. Mit dieser anthropomorphen Sprache steht der Welt-
Artikel in einer Reihe von Presseberichten, die das Konzept der Biodiversität umdeu-
ten und es rechten Vorstellungen von Ethnopluralismus annähern: Das Fremde ist 
schon okay, so lange es nicht hier bei uns ist. Diese politisierende Überformung der 
Berichterstattung über Biologie hat Tradition, obwohl Biolog*innen der sensations-
lüsternen Berichterstattung bereits seit einiger Zeit widersprechen. Eine Reise in die 
Tierwelt als Projektionsfläche für gesellschaftliche Ängste.Margarete Jäger / Heiko Kauffmann (Hg.)

Skandal und doch normal
Impulse für eine antirassistische Praxis. 
edition DISS Bd. 31, 2012 Münster: Un-
rast  253 S., 24 € 

Rassismus ist weiterhin ein drängendes 
Problem in Deutschland, das das Zusam-
menleben von Personen unterschiedli-
cher Herkunft beeinträchtigt oder ganz 
zerstört. Rassismus schädigt das gesell-
schaftliche Klima und kann – wie nicht 
zuletzt die NSU-Morde zeigen – zu Mord 
und Totschlag führen. Er bewirkt massive 
Ausgrenzungen und wirft emanzipatori-
sche Konzepte immer wieder weit zurück. 
Schauplätze sind sowohl institutionelle 
Ebenen wie auch die Medien und der All-
tag.

Um dagegen vorzugehen, hat sich in 
Deutschland seit den 1980er Jahren eine 
Rassismusforschung herausgebildet, die 
versucht, das Wirken ausgrenzender Dis-
kurse zu analysieren und offenzulegen. 
Damit will diese Forschung all jenen zuar-
beiten, die Rassismus und seine destrukti-
ven Kräfte bekämpfen wollen.

Das gemeinsame Anliegen der Au-
tor_innen ist es, durch die Analyse von 
Ursachen und Mechanismen herabsetzen-
der Markierungen und stigmatisierender 
Ausgrenzungen einen geschärften Blick 
auf dominante rassistische diskursive Ver-
schränkungen und Praxen zu gewinnen.

Mit Beiträgen von Susan Arndt, Thomas 
Bryant, Sebastian Friedrich, Jessica Heun, 
Margarete Jäger, Heiko Kauffmann, Karl 
Kopp, Sara Madjlessi-Roudi, Jobst Paul, 
Thomas Quehl, Nora Räthzel, Sebastian 
Reinfeldt, Albert Riedelsheimer, Yasemin 
Shooman, Regina Wamper und Aram Ziai.



Widerspruch aus der Wissenschaft

Die Angst vor der „asiatischen Ge-
fahr“ (Tagesspiegel, 05.07.2008) ist in 
der deutschen Presselandschaft nicht 
tot zu bekommen – obwohl seriöse 
Wissenschaftler*innen längst widerspre-
chen. So veröffentlichte das Bundesfor-
schungsinstitut für Kulturpflanzen eine 
Studie, wonach es keine Anzeichen für 
eine Ausrottung heimischer Marienkä-
fer durch die hierzulande neue Art gibt.1 
Im Gegenteil zeige sich der traditionelle 
Siebenpunkt-Marienkäfer „sehr konkur-
renzstark“. Er sei bei uns nach wie vor 
stark verbreitet, und inzwischen sogar in 
Nordamerika selbst eine „invasive Art“. 
Dass der angeblich so bedrohte deutsche 
Marienkäfer sich gerade in den USA aus-
breitet, darüber lesen wir in den Medien 
kaum etwas – weil die Geschichte längst 
nicht so passgenau an gesellschaftlich 
verbreitete rassistische Ängste anschließt 
wie die Story über den ausländischen 
Killer-Käfer, der angeblich Deutschland 
überfällt.

Auch der Naturschutzbund Deutsch-
land (NABU) betont mit Verweis auf die 
Forschungsergebnisse, dass es keinesfalls 
eine Gefahr gibt, dass asiatische Marien-
käfer einheimische Arten verdrängt.2 

Ähnlich sieht es mit dem aus Amerika 

1 Vgl. http://umwelt.scienceticker.
info/2013/06/10/entwarnung-asiatischer-marien-
kaefer-wird-keine-plage/

2 Vgl. http://www.nabu.de/tiereundpflanzen/in-
sektenundspinnen/kaefer/marienkaefer/15873.
html
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turwissenschaftlichen Artikel zur selbst-
verständlichen und angemessenen Praxis 
erklärt.

In einer Presseerklärung vom 
03.04.2009 wurde das Leipziger Helm-
holtz-Zentrum für Umweltforschung 
ebenso deutlich: „Wird sich Europa 
endlich einigen, um tausende fremder 
Eindringlinge abzuwehren?“ Unter die-
ser Überschrift geht es weiter: „Europas 
Grenzen werden von tausenden Pflan-
zen- und Tierarten aus anderen Teilen 
der Welt überrollt.“ Neonazi-Sprech auf 
biologisch.

Die Geschichte der angeblichen Inva-
sion der fremden Tier- und Pflanzenarten 
zieht sich wie ein roter Faden durch die 
deutsche Presselandschaft. Die Bayeri-
sche Rundschau berichtete am 23.07.2011 
über „Gefährliche Ausländer in den Ge-
wässern“, und findet sogleich einen an-
deren Begriff, mit dem sie die angebliche 
Gefahr umschreiben kann: „In Deutsch-
lands Flora und Fauna herrscht Multi-
Kulti.“

Die Angst macht nicht vor
Marienkäfern halt

Seit einigen Jahren besonders beliebt: Die 
„Invasion asiatischer Marienkäfer“ (n-tv.
de, 21.11.2012), beziehungsweise: „Wie 
asiatische Marienkäfer deutsche Ver-
wandte töten“ (Die Welt, 16.05.2013). Die 
dpa weiß sogar zu berichten: „Asiatische 
Marienkäfer nutzen ,Bio-Waffen’, um ihre 
roten europäischen Verwandten zuneh-
mend zu verdrängen.“ (Focus Online, 
16.05.2013)

stammenden Waschbär aus, der sich seit 
Jahrzehnten in deutschen Großstädten 
breit macht, und dem nachgesagt wird, er 
würde die einheimische Vogelwelt bedro-
hen. Diesen Medienberichten zum Trotz 
gibt es keine einzige Vogelart, die durch 
das Auftreten von Waschbären ausge-
storben ist. Auch der ursprünglich aus 
Osteuropa stammende Marderhund, der 
sich inzwischen in deutschen Wäldern 
vermehrt, fügt sich allen anderslautenden 
Befürchtungen zum Trotz in eine ökolo-
gische Nische ein, die in Mitteleuropa seit 
dem Artensterben in der letzten Eiszeit 
unbesetzt ist. Ähnlich sieht es mit den 
aus Afrika und Asien stammenden Hals-
bandsittichen aus, die sich entlang des 
Rheins ausbreiten.

Von 60.000 Tierarten in Deutschland 
sind nur rund 300 Neozoen, gerade ein-
mal 20 schätzen Expert*innen als pro-
blematisch ein. Wie die extrem rechte 
Angst vor einer angeblichen „Auslän-
derschwemme“ entpuppt sich die medial 
behauptete Bedrohung durch fremdlän-
dische Tierarten damit von absoluten 
Ausnahmen abgesehen als mediale Luft-
nummer. Das hat diese Berichterstattung 
mit dem besonders skurrilen Rassismus-
vorwurf gegen Krähen und Möwen auf 
SPON gemein. Aber noch etwas ist ihnen 
gemeinsam: Unter dem Deckmantel der 
Berichterstattung über Tiere verbreiten 
sie Vorstellungen, die auch rassistischen 
Fremdheitsvorstellungen gegen Men-
schen Tür und Tor öffnen, und zum Teil 
sogar zustimmend auf sie anspielen. Ein 
verantwortungsvoller Journalismus sieht 
anders aus.

Angebliche Gefahr aus dem fernen Osten: Asiatische Marienkäfer sind harmloser, als die Medien behaupten. 
(Foto: gbone/flickr.com, CC BY SA 2.0)



DISS-Journal: Gibt es eine Regierung des 
Fußballs?

Ulrich Brieler: Ohne Frage und dies im 
traditionell souveränen wie postdemo-
kratischen Sinn. Die globale Souveränität 
repräsentiert die FIFA, eine Art Weltpo-
litbüro des Fußballs, deren Entscheidun-
gen, etwa die WM-Vergabe 2022 an Katar, 
jeder sportlichen Vernunft Hohn spre-
chen, aber sakrosankt sind. Diese außer-
staatliche Souveränität setzt sich in den 
kontinentalen und nationalen Verbänden 
fort, zumeist männerbündische und sich 
selbstrekrutierende Hinterzimmerdespo-
tien. Dieser fußball-politische Komplex 
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reicht bis an die Basis, also die in der Re-
gel als Kapitalgesellschaften organisier-
ten Fußballabteilungen der Großvereine. 
Demokratie ist hier ausdrücklich nicht 
erwünscht, da es die Sponsoren vergrätzt 
und nur Chaos schafft. Wer mit den dicks-
ten Schecks wedelt, wie jüngst beim Ham-
burger SV, wird prompt durchgewunken.
Handfeste Interessensverbünde mit der 
Wirtschaft, den Medien und der Politik 
sind ausdrücklich erwünscht. Gewalten-
teilung ist diesem fußball-industriellen 
Komplex eher hinderlich, vielfältige Ver-
bindungen sollen ein reibungsloses Ge-
schäft ermöglichen. Gefälligkeiten und 
Eine-Hand-wäscht-die-andere-Mentali-
täten sind an der Tagesordnung. Die Kor-
ruptionshistorie des globalen Fußballs, 
die etwa Thomas Kistner in seinen Bü-
chern und Artikeln in der Süddeutschen 
Zeitung entwirft, schreibt sich täglich 
fort. Die Regierung des Fußballs besitzt 

also eine souveräne Seite, die gleichwohl 
mit einer Vielzahl von Akteuren abzu-
stimmen ist.

Dies alles glaubt man zu kennen. Gibt es 
aber nicht auch handfeste politische In-
dienstnahmen des Fußballs? 

Ja und nein. Gerade von kritischen Geis-
tern wird der Fußball oft nur als eine 
Brot-und-Spiele-Veranstaltung wahrge-
nommen, als die ultimative Ablenkung. 
Aber so einfach sind die Dinge nicht. 
Sicherlich, die Fußball-Geschichte er-
zählt ungezählte Beispiele derartiger Ins-
trumentalisierungen. Man denke nur an 
Mussolini und den Triumph der italieni-
schen Mannschaft bei der WM 1934, an 
Pelé und die brasilianische Militärdikta-
tur bei der WM 1970, an Argentinien und 
die Junta 1978, an Maradona und die nea-
politanische Camorra.

Regierung des Fußballs? 
Interview mit Ulrich Brieler

Prof. Dr. Ulrich Brieler lebt, lehrt und ar-
beitet in Leipzig und zuweilen in Bochum.
Die Fragen stellte Siegfried Jäger. 
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In jüngster Zeit, Platinis Geschäftsbe-
ziehungen zu Katar oder Putin und die 
WM 2018, häufen sich strategische Inst-
rumentalisierungen. Historisch hat sich 
dieser fußballerische Mehrwert aber eher 
zufällig ergeben. Der erste deutsche WM-
Titel 1954 und seine Bedeutung für die 
junge Bundesrepublik oder die sehr späte 
Indienstnahme von Real Madrid durch 
den spanischen Franquismus sind eher 
Mitnahmeeffekten zu verdanken. Da war 
nichts geplant. 

Die heutige Fußballphilie und seine 
Verwertung ist ein recht junges Phäno-
men. Bis weit in die 1970er Jahre hinein 
war der Fußball kein Thema für die bes-
seren Kreise. Selbst in der Linken musste 
man sich entschuldigen, wenn man am 
Samstagnachmittag ins Stadion ging. Man 
vergisst dies heute all zu schnell. 

Der hegemoniale Durchbruch hat mit 
einem grundlegenden Wandel zu tun, 
dem der Fußball seit den späten 60er 
Jahren des 20. Jahrhunderts unterwor-
fen wurde. Ich meine die Transformation 
einer plebejischen Kulturpraxis in ein, 
wenn nicht „das“ Feld der globalen Kul-
turindustrie. Seitdem ist vieles, fast alles 
im Fußball anders geworden.

Wohlgemerkt: Es geht hier nicht um 
eine Romantisierung des guten alten Fuß-
balls von vorgestern oder die moralinsau-
re Klage über das böse Geld. Tatsächlich 
hat erst der Profifußball die Bedingungen 
für den plebejischen  Fußballsport ge-
schaffen. Vorher war er ein Betätigungs-
feld für gelangweilte Gentlemen.

Nein, es geht um ein Verständnis, wie 
der heutige Fußball entstanden ist und 
warum er als letzter Fluchtpunkt gesell-
schaftlicher Integration funktioniert. 
Und an diesem Punkt werden die post-
demokratischen Regierungstechnologien 
interessant, für den individuellen Körper 
der Athleten wie für die Regierung der 
Massen.

Das heißt, man muss den heutigen Fußball 
zunächst als eine bestimmte Figur der zeit-
genössischen Arbeit sehen?

Ja, der Fußball ist eine besonders interes-
sante Gestalt der Regierung des lebendi-
gen Arbeitsvermögens. „Regierung“ im 
Sinne Foucaults ist die stets fragile Ver-
bindung von Fremd- und Selbst-Führung. 
Und gerade beim Sportler, speziell beim 
Fußballer, schlägt diese Anforderung ex-
emplarisch durch. 

Diskurstheorie und -analyse

DISS-Journal 28 (2014) 15

Fußballer werden heute nicht mehr auf 
der Straße geboren, sondern in Interna-
ten großgezogen, sie werden weltweit ge-
handelt und vermarktet, unterliegen einer 
unerbittlichen Ausbildung und Auslese. 
Wobei zumeist nur von der Spitze des Eis-
bergs, den Superstars und Sternchen der 
oberen Ligen, geredet wird. Über das rie-
sige Fußballprekariat in Afrika und Süd-

ergab eine Untersuchung der französi-
schen Zeitschrift „France Football“, dass 
die durchschnittliche Verweildauer eines 
Spielers der ersten Liga aktuell sieben Jah-
re beträgt, vor 30 Jahren waren es noch 14 
Jahre. Die Folgekosten sind entsprechend. 
Nach 10 Jahren ist der Körper vor dem 
Lebensalter ausgelaugt. Jede Treppe wird 
zur Herausforderung. An Sport ist gar 

„Es geht um ein Verständnis, wie der heutige Fußball ent-

standen ist und warum er als letzter Fluchtpunkt gesell-

schaftlicher Integration funktioniert. Und an diesem Punkt 

werden die postdemokratischen Regierungstechnologien in-

teressant, für den individuellen Körper der Athleten wie für 

die Regierung der Massen.“

nicht mehr zu denken. 
Es existieren also Grenzen des Raub-

baus und der körperlichen Auszehrung, 
auch wenn alle Tricks neoliberaler Men-
schenführung vom Mentaltraining bis 
zur stets griffbreiten Biomedizin im Spiel 
sind. Der Fußballer ist das Wunschbild 
des zeitgenössischen Arbeiters: Immer 
in Topform, immer das Optimum anstre-
ben, „immer weiter, weiter, immer weiter“ 
(Oliver Kahn). Das perfekte Spiel erfor-
dert den perfekten Athleten. Christoph 
Biermann hat diese Ambition in seinem 
Buch „Die Fußball-Matrix“ mit all ihren 
Widersprüchen und Paradoxien anschau-
lich beschrieben.

Aber bei aller Disziplin, die den sehr 
jungen Menschen für „den schönsten 
Beruf, den man ausüben kann“, auferlegt 
wird: Der Sportler muss es selbst wollen 
und tun. Er hat es selbst in der Hand. Er 
muss eine auf den Beruf zugeschnittene 
asketische Arbeitsethik entwickeln. Ta-
gesablauf, Nahrung, Schlaf, Sexualität, 
Kleidung usw. sind letztlich Aufgaben der 
Selbstführung. 

So etwas schlägt aufs Bewusstsein. Die 
hoch bezahlten Fußballer bilden eine Be-
rufsgruppe, die sich als Ware versteht und 
selbstbewusst so verhält. Ich bin das, was 
ich koste. Der Fußballer ist zu einer Ware 
gemacht worden und er will es sein, weil 
er nicht anders kann. Der Fußballer ist ein 
neoliberaler Arbeitskraftunternehmer par 
excellence. 

amerika, aber auch in den unteren Ligen 
Europas, verliert man kaum ein Wort.
Fußball ist zunächst harte Arbeit am 
Körper. Es gibt heute keine zweite Ar-
beitsgestalt, die so intensiv gedrillt und 
kontrolliert, so permanent sanktioniert 
und optimiert wird. Im Verborgenen der 
Trainingsfelder und Gesundheitscenter 
und im Auge der Öffentlichkeit, der große 
Bruder der Fernsehkamera in Nahauf-
nahmen und Zeitlupe ist live dabei, wird 
das Fehlerhafte und Unvollkommene pro-
tokolliert, in Videositzungen und Vier-
Augen-Gesprächen wird es nachbereitet, 
analysiert und korrigiert.

Am gesellschaftlichen Individuum des 
Fußballspielers vollzieht sich das Schick-
sal der Machtlosen: Spielball von Mächten 
zu sein, die er nicht beherrscht, obwohl 
er doch scheinbar das Subjekt ist, das al-
les bestimmt und „das Spiel macht“. Die 
als Stars umgarnten Spieler sind letztlich 
Marionetten eines Spielbetriebs, nur im 
medialen Schein Heroen. Keine Entschei-
dung, die das Spiel wirklich betrifft, wird 
auch nur im Ansatz von den Akteuren auf 
dem Rasen oder den Rängen bestimmt. 
Orte, Regeln, Standards werden von 
„Kommissionen“ erarbeitet und dekre-
tiert.

Bestens honoriert zahlen die Profis 
aber auch den Preis. Fußball ist heute 
mehr denn je harte körperliche Fron, eine 
Arbeit, der man auf höchstem Niveau bes-
tenfalls 10 Jahre nachgehen kann. Jüngst 
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Und die andere Seite der postdemokratischen 
Regierungstechnologien, die Verwaltung der 
Zuschauermassen?

Hier wird es noch interessanter. Denn der 
Fußballer ist nicht nur ein biopolitischer 
Arbeitskörper, er ist zugleich ein affektiver 
Arbeiter. Denn was ist das eigentliche Ziel 
des Fußballbetriebs? Doch nicht ein Tor 
mehr als der Gegner zu schießen! 

Der eigentliche Zweck ist die Produktion 
von Gefühlen: Begeisterung, Anteilnahme, 
Identifikation, Spannung und Erlösung. In 
einer Welt, in der es anscheinend keine ge-
meinsamen Ziele, keinen Sinn mehr gibt, 
ist der Fußball für viele etwas, an das man 
glauben kann und glauben will, etwas, das 
die Leute wirklich berührt und umtreibt. 
Zumal man als Fan selbst Akteur der Af-
fektproduktion werden kann.

te; was früher die Wallfahrt, ist heute das 
Auswärtsspiel. 

Der heutige Fußball ist eine gigantische 
Wunschmaschine. Er ist vielleicht der ein-
zige soziale Ort, wo die Massen zum ihrem 
Ausdruck kommen. Und er gibt dem Alltag 
Struktur, in einer prekären Welt kein un-
wichtiges Detail.

Worauf basiert diese Wunschpolitik, die ja ei-
gentlich im Gegensatz zu dem steht, was Du 
den fußball-industriellen Komplex genannt 
hast?

Zwei Momente scheinen mir ganz entschei-
dend zu sein. Zum einen ist der Fußball 
für viele Leute Teil der eigenen Lebensge-
schichte. Jeder hat selber gespielt und kann 
es ohne große Hindernisse allerorten in 
seiner Freizeit tun. Jeder ist daher Experte, 

Fans die Sehnsucht nach den guten alten 
Zeiten. Im Übrigen auch bei denen, die sie 
nie erlebt haben.

Da das Leben aber auch im Fußball nie-
mals gänzlich beherrschbar ist, ereignen 
sich stets unglaubliche Dinge. Das 7:1 der 
deutschen Mannschaft über Brasilien bei 
der letzten WM kann nicht hoch genug 
eingeschätzt werden. Es schafft Erinnerung 
für die kommenden Jahrzehnte. Dies ist 
mindestens so wichtig, nein wichtiger als 
der WM-Erfolg.

Wie erklärst Du aber die ständige Unruhe 
um den Fußball, die dauernden Diskussio-
nen um Polizeieinsätze, Sicherheitskonzepte 
und die sogenannte Gewalt der Ultras?

Aus einem einfachen Grunde: Die Regie-
rung des Massenpublikums ist das ent-
scheidende Problem des fußball-industriel-
len Komplexes. Diese Form der Regierung 
weist weit über die Fußballstadien mit ih-
ren avancierten Überwachungstechnologi-
en hinaus.

Die Massen als Akteure der Geschich-
te sind heute weitgehend verschwunden. 
Noch in den 1970er Jahren waren sie der 
Bezugspunkt jeder Emanzipationstheorie. 
Occupy und der arabische Frühling ha-
ben daran jüngst erinnert. Aber ist dies als 
Tragödie oder als Farce zu lesen? Wie auch 
immer: Heutige Massen treten in kulturin-
dustriellem Gewand auf. Ob der Papst oder 
die Love-Parade vorbeischaut, Madonna 
oder der FC Barcelona: Das Massenpubli-
kum will unterhalten und kontrolliert sein, 
inklusive der Kollateralschäden, für die 
niemand verantwortlich ist.
Im heutigen Fußball ist die Masse als Ak-
teur des Spektakels unendlich wichtig. Je 
mehr das Spielgeschehen verplant wird, 
umso mehr braucht der heutige Fußball 
das anarchische Moment von außen, den 
überschäumenden Enthusiasmus, den ge-
lungenen Affekt. Aber das Spektakel selber 
kann nicht geplant werden. Dafür sind die 
Fans zuständig. Deshalb kommen die Leu-
te ins Stadion, sie wollen feiern und leiden, 
sich freuen und trauern. 

Dies ist der erste große Widerspruch, 
der zwischen Kontrolle und Ereignis, eine 
fast unlösbare Aufgabe. Der fußball-in-
dustriellen Komplex verlangt Planung und 
Effizienz bis in die Spielsysteme hinein, das 
Fußball-Ereignis den Exzess und die Über-
schreitung. 

Es existiert eine unentrinnbare Dialek-
tik von Entzauberung und Verzauberung. 

„Der fußball-industrielle Komplex ist der erklärte Gegner der 

Ultra-Bewegung und vieler älterer Nostalgiker. Merkwürdig, dass 

kritische Geister diese Bruchlinie kaum wahrnehmen. Dabei geht 

die kulturelle Subversion stets der politischen voraus.“

Ist das nicht bloße Ablenkung?

Auch hier wieder: Ja und nein. Natürlich 
kann man sich fragen, ob in Duisburg nicht 
wichtigere Probleme zu erledigen sind als 
das Überleben des MSV. Man kann sich 
fragen, ob die Leute in Gelsenkirchen nicht 
dringendere Sorgen haben als das Schicksal 
von Schalke 04. Aber nicht der städtische 
Haushalt oder die kriminellen Finanz-
märkte treiben Tausende in Duisburg auf 
die Straße, sondern die Rettung des MSV. 
Spontane Menschenketten artikulieren im-
mer ein wirkliches Bedürfnis. 

Ohne Wenn und Aber: Dieses Bedürfnis 
ist nicht besserwisserisch madig zu machen, 
sondern anzuerkennen! In den Gesellschaf-
ten des Spektakels existiert ein riesengroßer 
Wunsch nach Verbindendem und Verbind-
lichem, nach etwas, das größer ist als die 
eigene kärgliche Existenz, nach etwas, von 
dem man ein wichtiger Teil sein kann. 

Wo jeder zu funktionieren hat oder aus-
gesondert wird, wächst die Sehnsucht nach 
Anerkennung und dem Unerhörten ins 
Unermessliche. Was früher die Partei, ist 
heute der Fanclub; was früher die Erschei-
nung, ist heute der Hakentrick; was früher 
die Prophezeiung, ist heute die Internetwet-

es gibt keine Wissensbarrieren. Zum ande-
ren leben die Spiele von der Beteiligung der 
Zuschauer, die berühmte „Stimmung“. Die 
Zuschauer sind also die aktiven Produzen-
ten der Gefühle, an denen sie sich begeis-
tern.

Und hier enthüllt sich das Geheimnis 
der Attraktion des Fußballs. Der Fußball ist 
Ort des affektiven Ereignisses und der Erin-
nerung daran. In der verwalteten Welt wird 
das Ereignis immer unwahrscheinlicher. 
Vieles, was geschieht, kommt über einen, 
man muss es erdulden. Es ist eben so. Im 
Fußball kann es immer anders kommen. Es 
ist alles andere als zufällig, dass die letzten 
Jahre eine Flut von Vereinsgeschichten und 
Spielerbiographien hervorgebracht haben. 
Natürlich spielt hier Nostalgie eine Rolle, 
aber eben in der Form einer angenehmen 
Erinnerung.

Der Fußball schafft Ereignisse, die der 
Erinnerung gefallen. Und das ist wirklich 
interessant: Je disziplinierter die Fußballar-
beiter ihrer zunehmend monotonen Arbeit 
nachgehen, je mehr digitalisierte Aufzeich-
nungssysteme Spiel, Spieler und Publikum 
kontrollieren, je mehr die immer gleichen 
globalen Fußballkonzerne den Erfolg unter 
sich aufteilen, desto mehr wächst bei den 
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Während der fußball-industrielle Kom-
plex alles marktförmig macht, bleibt seine 
Geschäftsgrundlage das Unwahrscheinli-
che: dass der Kleine den Größten besiegt, 
die beste Taktik nicht aufgeht, der todsi-
cherste Transfer scheitert. Der heutige 
Fußball ist der unmögliche Versuch, das 
Ereignis gleichzeitig zu bannen und seiner 
zu bedürfen. Vielleicht zeigt der Fußball 
die Grenzen der Verdinglichung auf. Auch 
die beste Organisation kann das Ereignis 
nicht töten. 

Welche Rolle spielen dabei die neuen Spiel-
stätten? 

Das Stadion wird zum zerbrechlichsten 
Glied im fußball-industriellen Komplex. 
Man braucht die Fans und ihre Choreo-
graphien, ihre Gesänge, die Aufschreie, das 
Stöhnen. Man braucht sie umso mehr, als 
das Spiel selbst die Überraschung, das Er-
eignis zu beherrschen versucht. Das Drum-
herum wird also immer essentieller. 
Die neuen Stadien sind exemplarische 
Orte der postdemokratischen Regierung 
der Massen. Sie sind moderne Panoptiken, 
eben Multifunktions-Arenen. Zu reden ist 
von den Technologien der Eingangskon-
trolle und der Rundumüberwachung, die 
jeden Einzelnen identifizieren und damit 
„die Masse töten“. Niemand kann sich 
mehr verstecken, deshalb auch das Ver-
mummungsverbot. Die Stadien sind längst 
keine öffentlichen Orte mehr, die der Cito-
yen bevölkert. Gefragt ist der Kunde, der zu 
überhöhten Preisen konsumiert und brav 
applaudiert.

Schon gar nicht mehr fungieren die 
Stadien als soziale Schmelztiegel. Es sind 
Orte strikt separierter Gated Communi-
ties, in denen sich von den Stehplätzen bis 
zu den Logen die Ränge der zerklüfteten 
Klassengesellschaft exakt ablesen lassen. 
Hier haben die Stadien tatsächlich viel 
vom Kolosseum. Die Besserverdienenden 
ergötzen sich am Spektakel, das die Unten 
veranstalten. 

Aber genau hier liegt eine weitere un-
lösbare Krux des fußball-industriellen 
Komplexes. Er tendiert so ausschließlich 
zum Geschäft, dass er verliert, was ihn 
auszeichnet, das Antiökonomische. Der 
Fußball will den Kunden, aber braucht den 
Fan. Er will die Ordnung, aber er braucht 
die Unordnung.

Dies erklärt die sehr labile Balance zwi-
schen dem fußball-industriellen Komplex 
und seinen Kritikern in Gestalt der Ultras, 

die alles andere als marktförmig denken. 
Sie ziehen gegen die Kommerzialisierung 
zu Feld, pflegen die Traditionen und so-
zialen Verwurzelungen und beäugen sehr 
kritisch die Geschäftspraktiken der Verei-
ne. Die Ultras liefern aktuell den enthusias-
tischen Untergrund, ohne den der Fußball 
nicht existieren kann. 

Man könnte allerdings fragen: Kann der 
Fußball, mit Hilfe des Fernsehens und des 
Internets, ohne Fans auskommen? Ein mo-
mentan  noch schwer vorstellbarer Gedan-
ke. Aber die zunehmenden „Geisterspiele“ 
deuten eine solche Möglichkeit zumindest 
an.

Aktuell muss ein rebellischer Rest blei-
ben, der die Leidenschaften mobilisiert, das 
Herzklopfen und die schwitzigen Hände 
ab 15.30 Uhr. Authentisches Betroffensein 
lässt sich nicht simulieren. Die Abneigung, 
die Werksvereine wie Bayer Leverkusen 
oder den VW Wolfsburg trifft, sind bered-
tes Zeugnis.

Bisher sind alle Versuche der Amerika-
nisierung gescheitert. Das Publikum ließ 
sich nicht zu braven Budweiser- und Bur-
gerkäufern erziehen, vielleicht noch nicht. 
Denn nach Hoffenheim geht es ja weiter. 
Das reine Marketingprodukt Red Bull 
Leipzig ist der jüngste und kenntlichste 
Versuch dieser Art.

Also eher Ordnung und Unruhe, statt Brot 
und Spiele?

Ja, das scheint mir treffender. Im Moment 
sehe ich nicht, dass sich die Fans, d.h. die 
„Enthusiasten“ im Sinne Kants, zähmen, 
kaufen und politisch entmündigen lassen. 
Eher beobachte ich bei starken Minoritäten 
das Gegenteil. Die Proteste in Brasilien sind 
noch gut in Erinnerung. Und vergessen wir 
nicht die Fans der türkischen Großvereine 
auf dem Gezi-Platz oder die Rolle der Ult-
ras beim arabischen Frühling in Kairo. 

Der fußball-industrielle Komplex ist der 
erklärte Gegner der Ultra-Bewegung und 
vieler älterer Nostalgiker. Merkwürdig, dass 
kritische Geister diese Bruchlinie kaum 
wahrnehmen. Dabei geht die kulturelle 
Subversion stets der politischen voraus. 

Ja, vielleicht gibt es hier sogar so etwas 
wie Klassenbewusstsein. Jüngst las ich in 
der Süddeutschen Zeitung vom 2.5.2014 ei-
nen Artikel über Analphabeten in Deutsch-
land. Ein solcher kauft sich regelmäßig den 
Kicker, „um sich über seine Lieblingsverei-
ne zu informieren.“ Wer das ist? „Alle au-
ßer Bayern München!“ Es geht doch.

Siegfried Jäger/Jens Zimmermann 
(hg. in Zus.ammenarbeit mit der Diskurs-
werkstatt im DISS) 
Lexikon Kritische Diskursanalyse
Eine Werkzeugkiste.
Edition DISS Bd. 26 , Münster: Unrast
144 S., 16 Euro

Das Lexikon enthält über 200 Definitionen 
zentraler Begriffe, die sich letzen Endes auf 
die Arbeiten von Michel Foucault beziehen. 
Diskurstheorie im Allgemeinen und die 
Kritische Diskursanalyse im Besonderen 
gehören mittlerweile zum theoretischen 
und methodischen Kanon der Geistes- und 
Sozialwissenschaften. Das Lexikon will den 
aktuellen Stand der Kritischen Diskursana-
lyse (KDA) theoretisch, methodisch und 
begrifflich erfassen. Es präzisiert Begriff-
lichkeiten und bietet darüber hinaus als 
Nachschlagewerk Hilfestellungen für kon-
krete empirische Arbeiten sowie Anregun-
gen für die weitere theoretische Diskussion. 

Siegfried Jäger
Kritische Diskursanalyse
Eine Einführung
6. volllständig überarbeitete Auflage 
Edition DISS Bd. 3, Münster: Unrast 
258 S., 19.80 Euro

Mit der 6. Auflage erweitert Jäger sein pa-
radigmatisches Einführungswerk zur Kriti-
schen Diskursanalyse um eine dispositiva-
nalytische Perspektive. Im Zentrum dieser 
neuen Einführung steht nach wie vor die 
Frage nach dem politischen Nutzen der 
Diskursanalyse, der zwar gelegentlich noch 
bestritten wird, letztlich jedoch weitgehend 
anerkannt ist.



Ende April 2014 veröffentlichte die Süd-
deutsche Zeitung (SZ) eine Buchkritik 
zu dem sexualpädagogischen Standard-
werk: Sexualpädagogik der Vielfalt.1 
Diese Kritik entfachte eine mediale De-
batte, bei der der in diesem Buch vertre-
tene sexualpädagogische Ansatz einer 
harschen Kritik ausgesetzt wurde. An-
fang Juli nahm diese Debatte im virtu-
ellen Raum sogar bedrohliche Ausmaße 
an: Persönliche Diffamierungen und 
Beleidigungen bis hin zu Gewaltandro-
hungen gegen Wissenschaftler*innen 
der kritischen Geschlechterforschung 
und Sexualwissenschaften heizten die 
Debatte auf. In Reaktion darauf richtete 
sich die Kritik fortan auch gegen solche 
Diffamierungen. Hierdurch wurde die 
Polemik der Kritik an der Sexualpäda-
gogik der Vielfalt (SdV) zwar teilweise 
zurückgenommen, die grundsätzlichen 
Einwände und Unterstellungen wurden 
allerdings nicht in Frage gestellt. Im 
Folgenden werden einige Ergebnisse 
der Analyse dieser Debatte dargestellt.2 

Sexualpädagogik als sexualisierte 
Gewalt 

Durchgängig wird die SdV als sexuali-
sierte Gewalt empfunden, von der es sich 
abzugrenzen gilt. Dies ist zum einen auf 
die einseitigen, skandalierenden media-
len Darstellungen zurückzuführen, zum 
anderen aber auch einem Gesellschafts-

1 Elisabeth Tuider; Mario Müller; Stefan Tim-
mermanns; Petra Bruns-Bachmann; Carola 
Koppermann: Sexualpädagogik der Vielfalt. 
Praxismethoden zu Identitäten, Beziehungen, 
Körper und Prävention für Schule und Jugend-
arbeit, 2012: Weinheim / Basel: Beltz Juventa 
Verlag,. 2. überarbeitete Auflage..

2 Grundlage dieser Analyse bilden Artikel aus: 
Süddeutsche Zeitung, BILD, Christ & Welt 
–Beilage der Zeit, SVZ Brandenburg, HNA 
(Hessisch-Niedersächsischen Allgemeinen).  
Zusätzlich wurden Artikel  aus Jungle World, 
TAZ, Profil (aus Österreich), Tagesspiegel, 
Analyse&Kritik aus der Zeit 24.07.-19.08.2014 
einbezogen.
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bild geschuldet, für das die Normen einer 
konservativen Sexualethik nicht in Frage 
gestellt werden dürfen. 

Nicola Späth bringt dies in ihrem 
Kommentar in der SZ zum Ausdruck, 
wenn sie die SdV mit dem „Skandal um 
die Odenwaldschule“ vergleicht und 
schreibt: 

„Unterrichtsempfehlungen in der ge-
schilderten Machart sind die Wiederkehr 
der Gewaltpädagogik vergangener Tage 
in neuer subtilerer Form, Respektlosig-
keit den Jugendlichen gegenüber und ein 
Angriff auf deren sexuelle Integrität“, „Mit 
solchen Unterrichtsempfehlungen kehrt 
der Missbrauch an Schülern in zynischer 
und bösartiger Form zurück“ (07.05.14). 

Der Verdacht der sexualisierten Gewalt 
durch SdV geschieht jedoch auch subtiler, 
so kommt kein einziger Artikel ohne die 
Nennung von Altersangaben und rich-
tungsweisenden Subjektbezeichnungen 
aus. Sexualpädagogische Fachkräfte wer-
den als „Lehrer“ bzw. „Pädagogen“ oder 
auch nur als „Erwachsene“ bezeichnet, 
wodurch der professionelle Rahmen auf 
ein bloßes Erwachsene-Kind-Verhältnis 
reduziert wird. Auffällig ist auch die 
überwiegende Nennung von „Kindern“ 
als Subjektbezeichnung, obwohl sich auf 
Jugendliche bezogen wird. Dies hebt die 
Unmündigkeits-Schutzbedürftigkeit her-
vor, genauso wie die genannten Bezeich-
nungen: „Heranwachsende“, „Halbwüch-
sige“ oder „Minderjährige“. Dadurch wird 
zusätzlich noch die juristische Dimension 
verstärkt. 

SdV als bedrohliche und mystische 
Pseudo-Aufklärung

In dem die Debatte auslösenden Artikel 
der SZ, ordnet sich dessen Autor dem 
Liberalismus zu und fordert eine ver-
antwortungsvolle Sexualpädagogik. Den 
sexualpädagogischen Ansatz der Vielfalt 
hält er jedoch für eine „fahrlässige Pseu-
do-Aufklärung“ (24.04.14). Eine solche 
dekonstruktivistische Sexualpädagogik 
habe etwas Bedrohliches, Gefährdendes 

und Mystisches: 
„Weder der Papst noch Alice Schwar-

zer sollten den Menschen vorschreiben, 
wie sie ihre Sexualität leben. Doch genau-
so aufdringlich ist es, wenn Pädagogen 
alle gendertheoretischen Denkübungen 
aus dem soziologischen Seminar einfach 
mal an ihren Schülern ausprobieren“ 
(24.04.14). Hier werden Alice Schwar-
zer und der Papst auf eine Stufe gestellt 
und stehen als Sinnbild einer totalitären 
Herrschaft von Sexualitätsvorstellungen. 
Die Gendertheorie, auf der die SdV u.a. 
beruht, wird als ein risikoreiches Ex-
periment begriffen. Der Umstand, dass 
die Gendertheorie keine bedeutungslose 
Randerscheinung ist und derzeit schon 
von einem Gendermainstreaming ge-
sprochen werden kann, offenbart dabei 
das bedrohliche Ausmaß: „Die genannten 
Übungen sind keine Extrembeispiele von 
ein paar übererregten Sexualpädagogen. 
Dahinter steckt Methode“ (24.04.14).

Auch die BILD-Zeitung verstärkt das 
Bild einer gefährlichen, skurrilen Pseu-
do-Aufklärung im direkten Bezug auf 
das Buch der `Sexualpädagogik der Viel-
falt`. Sie zitiert Dr. Simone Raatz, SPD, 
„Vize-Chefin im Bildungsausschuss des 
Bundestages“: „Diese Pseudo-Aufklärung 
braucht niemand, insbesondere keine Ju-
gendlichen von 12 Jahren.“ Oder sie lässt 
Marcus Weinberg, CDU, „familienpoliti-
scher Sprecher der Union im Bundestag“ 
zu Wort kommen: „Diese skurrile Sexu-
alpädagogik ist unseren Kindern nicht 
zuzumuten“. Auf weitere Ausführungen 
bzw. Erklärungen, was und aus welchen 
Gründen als unnötige, unzumutbare und 
skurrile Sexualpädagogik verstanden 
wird, wird verzichtet. 

Die Vorstellung von Marginalität 

Mit derartigen Befürchtungen einher geht 
auch die Befürchtung, die Sexualpädago-
gik der Vielfalt verschiebe die Heterose-
xualität in eine marginalisierte Position:
„Früher traf es die Homosexuellen, mo-
mentan sind im Jargon ‚Stinos’ genannten 

„Sexualpädagogik als Praktik sexualisierter Gewalt“
Der aktuelle Sexualpädagogikdiskurs am Beispiel der medialen Auseinandersetzungum das 

Fachbuch „Sexualpädagogik der Vielfalt“

Von Maike Bunt und Marianne Brenner



stinknormalen Heterosexuellen an der 
Reihe. Und morgen?“. Oder: 

„Wie so viele totalitäre Diskurse vor 
ihm operiert auch dieser mit dem Tot-
schlagargument vom Opferstatus der 
scheinbar Betroffenen. Anscheinend geht 
es darum, die Unterdrückten zu befreien 
und auch den Geknechteten die Segnung 
der befreiten Libido zukommen zu las-
sen“ (Christ & Welt, 30.04.14). 

In einem durchaus kriegerischen und 
religiösen Duktus wird hier argumen-
tiert, dass Menschen jenseits der Hete-
ronormativität nur scheinbar Betroffene 
eines Stigma seien, in Wahrheit seien 
jedoch die Heterosexuellen die wahrhaft 
Betroffenen.

Infragestellung der Wissenschaft-
lichkeit und Verdacht der Ideologi-

sierung

Mit der Kritik eng verbunden ist die In-
fragestellung der Wissenschaftlichkeit 
der SdV und damit auch ihr theoretisches 
Konzept. Das Hauptargument gegen die 
SdV scheint die Frage zu sein, warum 
etwas, das scheinbar über Jahrhunder-
te unhinterfragt und eindeutig feststand 
heute in Frage gestellt wird. Cilly Kaletsch 
schreibt in der SZ:

„Die eigene Lebenserfahrung ist wich-
tiger als zur Unzeit aufgedrängtes Wissen, 
das die individuelle Entwicklung und 
Reife nicht nur ignoriert, sondern auch 
erheblich gefährden kann“ (07.05.14). 

Der dekonstruktivistische Ansatz wird 
als Bruch mit gesellschaftlichen Nor-
men und somit als Grenzüberschreitung 
aufgefasst. Auch werden Befürchtungen 
bezüglich einer weiteren wissenschaftli-
chen Institutionalisierung des Theorie- 
und Praxiskonzeptes geäußert; Manfred 
Schwarzbraun und Günther Schwar: 

„Bei dem blinden Reformeifer ge-
rade im Bildungsbereich gilt jedoch zu 
befürchten, dass Elisabeth Tuider und 
Konsorten ihre kruden, abgeschmackten 
Praktiken bald als Curriculum wiederfin-
den werden“ (SZ, 07.05.14).

Vereinzelt klingt auch an, dass Gen-
der-Theorie ideologisiere. Christ & Welt 
äußert sich diesbezüglich eindeutig:

„’Sexualitäten, Identitäten, Körper’ 
sollen vervielfältigt werden, um ‚bewusst 
Verwirrung und Veruneindeutigung’ zu 
erzeugen. So arbeiten Ideologen: Erst 
wenn die alte Sicherheit zerstört ist, kann 
eine neue etabliert werden“, „Doch welche 
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neue Weltsicht wird hier vertreten, wozu 
sollen die 13- bis 15-jähringen gebracht 
werden? Welche Anpassung wird hier 
trainiert? Nur scheinbar geht es um Tole-
ranz, nur scheinbar um Vielfalt. Tatsäch-
lich dient die pädagogisch verbrämte und 
hartnäckige Fixierung auf die Sexualität 
der Jugendlichen dem Ziel, den Raum des 
Sexuellen abzuspalten und ideologisch zu 
besetzen. Die Agenten dieser Transfor-
mation haben viel vor, deshalb beginnen 
sie bei den jungen Leuten“ (30.04.14).

Verlust der Heteronormativität 

Auffällig ist die Sorge um den Verlust der 
Heteronormativität. Sie spielt vor allem 
in Artikeln eine Rolle, die bis Ende Juni 
– also vor den Diffamierungen im Inter-
net –  veröffentlicht wurden. So war in der 
SZ zu lesen: „Nur eine Kleinfamilie mit 
Mutter, Vater, Kindern ist nicht vorgese-
hen“ (24.04.14) und auch Christ & Welt 
kritisierte: „In einem Mietshaus findet 
sich alles außer der ‚normalen’ Kleinfa-
milie (30.04.14). Christ & Welt bringt 
diese Angst auf den Punkt: „Die Gender-
Debatte wird als Waffe gegen die Familie 
gewendet“ (30.04.14). Die Gender-The-
orie wird nicht als Erweiterungsangebot 
von Lebens- und Liebesformen, sondern 
als Bedrohung für die heteronormative 
Gesellschaftsordnung empfunden. Die-
se Gefahr wird durch die kriegerische 
Wortwahl unterstrichen, wonach Ziel der 
Gender-Debatte die Zerstörung der Fa-
milie sei. 

Die Vorstellung von Privatheit

Die Debatte um die SdV zeigt auch, dass 
Sexualität strikt dem Bereich des Privaten 
und somit tendenziell auch dem Bereich 
des Nicht-Sagbaren zugeordnet wird; die 
SdV steht deshalb immer wieder im Ver-
dacht, die Intimsphäre der Jugendlichen 
zu missachten: 

„Jungen Menschen sollte behutsam 
Raum gegeben werden für eigene Emp-
findungen, natürliche Scham und per-
sönliche Intimsphäre“ (SZ, Cilly Kaletsch 
07.05.14).

Schamempfinden wird hier als natür-
lich charakterisiert, seine gesellschaftli-
che Konstruktion wird negiert. Aus dem 
zugewiesenen Bereich des Privaten soll so 
wenig wie möglich nach außen dringen:

„Für ein tolerantes Menschenbild 
müssen Schüler nicht zu Sexexperten 

Die ›Junge Freiheit‹ steht für das das jung-
konservative Lager der Neuen Rechten, 
das sich dem Kampf wider die ›Dekadenz‹ 
verschrieben hat. Sie zielt auf eine ideolo-
gische Umorientierung der Eliten, wirbt 
für eine ›konservative Basisbewegung‹ 
und unterstützt rechtspopulistische Par-
teiansätze. Das Parteiorgan der NPD, die 
›Deutsche Stimme‹, versteht sich dagegen 
als Sprachrohr einer ›Fundamentaloppo-
sition von Rechts‹, die sich mehr oder we-
niger offen in die Tradition des nationalso-
zialistischen Kampfes gegen das ›System‹ 
stellt, dabei aber auch auf jungkonservative 
und nationalrevolutionäre Ideen zurück-
greift. In beiden untersuchten Leitorganen 
sind,unterschiedliche Lesarten des völki-
schen Nationalismus identifizierbar.

Helmut Kellershohn (Hg.)
Die ›Deutsche Stimme‹ 
der ›Jungen Freiheit‹
Lesarten des völkischen 
Nationalismus in zent-
ralen Publikationen der 
extremen Rechten
Edition DISS Bd. 23
330 Seiten, 28 EUR

In den vergangenen Jahren ist ein ver-
stärktes Bemühen auf Seiten der extre-
men Rechten zu beobachten, Themen, 
politische Strategien, Aktionsformen 
und ästhetische Ausdrucksmittel linker 
Bewegungen zu adaptieren und für ih-
ren Kampf um die kulturelle Hegemo-
nie zu nutzen. Solche Phänomene sind 
keineswegs neu. Auch der Nationalsozi-
alismus bediente sich der Codes und Äs-
thetiken politischer Gegner und suchte 
Deutungskämpfe gerade verstärkt in die 
Themenfelder zu tragen, die als traditi-
onell links besetzt galten. Auch in den 
1970er Jahren waren solche Strategien 
vorhanden. Es stellt sich die Frage, wa-
rum und in welcher Form diese Dis-
kurspiraterien heute wieder verstärkt 
auftreten.

Regina Wamper / 
Helmut Kellershohn / 
Martin Dietzsch (Hg.)
Rechte Diskurspira-
terien. Strategien der 
Aneignung linker 
Codes, Symbole und 
Aktionsformen
Edition DISS Bd. 28, 
Münster: Unrast
288 S., 19.80 €
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sierter Gewalt kritisiert worden. Hierbei 
wird all jenes als grenzüberschreitend 
verstanden, was über die anatomisch-
medizinische und normalisierende bio-
logische Aufklärung hinausgeht, wie z.B. 
die Thematisierung verschiedener Sexu-
alpraktiken, Begehrens- und Lebensfor-
men als gleichwertig. Auch grundlegend 
befürwortende Argumentationen, die 
beispielsweise eine Erleichterung eines 
Coming Outs im Zeichen von Toleranz 
als ein Unterrichtsziel ansehen, setzen die 
SdV in den Verdacht eines undurchsich-
tig bleibenden gesellschaftlichen Trans-
formationszieles, das mit einem totalitä-
ren Toleranzdiskurs durchgesetzt werden 
soll. Die SdV wird so zu einer bedrohli-
chen und mystischen Pseudo-Aufklärung 
stilisiert. Sexualpädagogische Wissens-
vermittlung wird unter dem Verdacht 
der Ideologisierung und dem Verlust der 
Heteronormativität und der gesellschaft-
lichen Ordnung verhandelt. Bildung, so 
ließe sich zuspitzen, soll die gesellschaft-
liche Ordnung erhalten und nicht ver-
ändern. Die traditionelle Familie wird 
darin als eine zentrale Ordnungseinheit 
verstanden, die Vermittlung vielfältiger 
Lebens- und Begehrensformen als ihre 
Bedrohung. Diese Figur der Zerstörung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
durch sexualpädagogische Ansätze zieht 
Argumentationen nach sich, die parado-
xerweise die „stinknormale Familie“ als 
marginalisiert kennzeichnen. Die kon-
struierte Bedrohung der heteronorma-
tiven Ordnung wird abgewehrt, in dem 
der Sexualpädagogik der Vielfalt ihre 
Wissenschaftlichkeit abgesprochen wird. 
Die Vorstellungen von Privatheit, Iden-
tität und Moralität erscheinen diskursiv 
als Grenzkategorien, wobei die Verletz-
lichkeit „unserer Kinder“ deren inneren 
Bezugspunkt bildet. Die Unverbrüchlich-
keit des Kindeswohls wird als kollektivie-
rendes Interesse und Abgrenzungsmit-
tel gegen diese Kategorien genutzt, um 
wissenschaftliche Auseinandersetzungen 
und bildungspolitische Umsetzungen der 
Akzeptanz von sexueller Vielfalt gegen 
die empfundenen Grenzverletzungen zu 
wenden und an ihnen zu schärfen. Die 
offene Thematisierung von Sexualitäten 
und Lebensformen wird so von Themen 
des Kindeswohls und dem Verständnis 
von Sexualpädagogik als Praktik sexuali-
sierter Gewalt überblendet. 

Maike Bunt und Marianne Brenner studie-
ren Soziologie an der Universität Kassel.

werden“; „Verständnis für die Vielfalt 
der Lebens- und Liebesformen weckt 
man nicht mit allen intimen Details jeg-
licher vorstellbarer Sexpraktiken“ (HNA, 
30.06.14).

Die Vorstellung von Identität 

Die Verknüpfung von Sexualität und 
Identität wird besonders deutlich bei 
Christ & Welt. Der SdV wird dabei un-
terstellt, sie treibe einen Prozess voran, 
bei dem ein Spektrum an Identitäten zur 
ökonomischen Ressource werde: 

„Sie [die Sexualität] soll zur frei wähl-
baren Ware werden. Identität nach Ange-
bot“, „Im Shop der sexuellen Identitäten 
stellt sich ein jeder ‚sein’ Persönlichkeits-
design zusammen“ (30.04.14). 

Den Sexualpädagog*innen wird öko-
nomische Absicht unterstellt: „Tatsäch-
lich aber wird einer Beliebigkeit der 
Weg gebahnt, die nur ein Ziel kennt: Die 
Zurichtung des Einzelnen zum durchse-
xualisierten User, zum Kunden auf dem 
Markt der Möglichkeiten“ (30.04.14). 

Hier wird der Sexualpädagogik der 
Vielfalt eine enorme Wirkmächtigkeit 
zugeschrieben, in dem ihr die Verant-
wortung für eine solche Durchsexualisie-
rung der Gesellschaft angelastet wird. 

Die Vorstellung von Moral

In der Debatte zeigt sich, auch wie sehr 
die Einstellung zur Sexualität von morali-
schen Vorstellungen bestimmt wird. Cilly 
Kaletsch bringt es auf den Punkt, wenn 
sie die SdV als unmoralisch charakteri-
siert: 

„Wie kann es nur eine Sozialpädago-
gik geben, die Zwölf- bis 15-Jährige in 
perverse sexuelle Praktiken und Gestal-
tung von Bordellen einweist! Wenn ein 
normales Geschlechts- und Familienle-
ben gleichsam pervertiert wird, dagegen 
Prostitution und gleichgeschlechtliches 
Verhalten angepriesen werden, kann man 
dahinter nur moralzersetzende Strömun-
gen vermuten“ (07.05.14). Prostitution 
und gleichgeschlechtliches Verhalten 
werden hier als unmoralisch gebrand-
markt.

Fazit

Die Debatte um die SdV ist im Medien-
diskurs vorwiegend als Grenzüberschrei-
tung mit dem Subtext des sexualpädago-
gischen Unterrichts als Praktik sexuali-

Regina Wamper / Ekaterina Jadtschenko / 
Marc Jacobsen (Hg.)  
„Das hat doch nichts mit uns zu tun!“  
Die Anschläge in Norwegen in  
deutschsprachigen Medien 
Edition DISS Bd. 30, Münster: Unrast
178 S., 18 Euro

Zweifellos war die Berichterstattung über 
die Anschläge in Norwegen von 2011 für 
die journalistische Zunft eine große He-
rausforderung. Der Druck, Nachrichten 
zu produzieren, wissen zu müssen, was 
warum passiert und das am besten, bevor 
es jemand anders weiß, hatte sicherlich 
großen Einfluss auf die anfänglichen Deu-
tungen der Tat als „islamistische Terroran-
schläge“. 

Die Autorinnen analysieren, wie dieses 
Ereignis in und von deutschen Medien 
eingeordnet wurde. Dabei werden beson-
ders die Verschränkungen mit antimus-
limischen Diskursen beachtet. Es zeigte 
sich, dass die Ereignisse in Norwegen die 
herrschenden Deutungsmuster nicht in 
Frage stellen konnten. Die Motive des Tä-
ters Anders Breivik wurden weitgehend in 
den Bereich des Pathologischen gerückt. 
Analysen zu den Reaktionen in extrem 
rechten und antimuslimischen Medien 
stellen heraus, wie sich Rechte mit den 
Morden solidarisierten oder distanzierten.

Mit Beiträgen von Jonas Bals, Martin 
Dietzsch, Sebastian Friedrich, Astrid Ha-
nisch, Marc Jacobsen, Ekaterina Jadschen-
ko, Margarete Jäger, Helmut Kellershohn, 
Sebastian Reinfeldt, Bernard Schmid, Han-
nah Schultes und Regina Wamper.
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Dass die Wahrheit nur von dieser Welt ist, 
macht nicht nur Michel Foucault Sorgen. 
Schließlich handelt es sich um das Prob-
lem aller Philosophie und des Glaubens an 
Gott oder Götter. Foucault zieht angesichts 
der Vielfalt und Heterogenität der Ant-
worten den Schluss, es gebe nur historisch 
(und regional) jeweils gültige Wahrheiten, 
aber eben keine objektiven oder absolu-
ten Wahrheiten. Doch stimmt das wirk-
lich? Meint doch Foucault auch, dass die 
Wahrheit das wichtigste Thema all seiner 
Werke sei. Aber welche Wahrheit? Und in 
welcher Beziehung steht sie zur Macht, zu 
den Mächten und zum Wissen? Und mehr 
noch: Gibt es neben den historisch und nur 
jeweils regional gültigen Wahrheiten auch 
so etwas wie eine gültige Moral oder eine 
für alle verbindliche Ethik? Denn: Ist Wahr-
heit nicht die Grundlage aller Kritik? Hängt 
Kritik nicht völlig in der Luft und wird zum 
bloßen Meinen, zum subjektiven Stand-
punkt, wenn sie sich nicht auf (absolute?) 
Wahrheit berufen kann? Und wie steht es 
mit der Parrhesia, der Wahrheit des weisen 
Narren, der mit dem Mut zur Wahrheit den 
Markt der Meinungen zum Tanzen bringen 
könne?1 Antworten stehen bereit, die (hefti-
ge) Diskussion ist voll im Gange und diese 
ist überhaupt nicht neu, aber für alle Ver-
suche Kritischer Diskursanalyse ungeheuer 
spannend.

Dass Michel Foucault stark von den 
Schriften des Philosophen und Dich-
ters Friedrich Nietzsche beeinflusst 
war, besonders was sein Verständnis 
von Genealogie betrifft, ist kein Ge-
heimnis. Neben zwei ausführlicheren 
Texten Foucaults, die man in den Klei-
nen Schriften2 und einem Vortrag zu 

1 Vgl. zu den genannten Stichwörtern die Ein-
träge in dem „Lexikon kritische Diskursanaly-
se. Eine Werkzeugkiste“, hg. von Siegfried Jä-
ger und Jens Zimmermann, in Zusammenarbeit 
mit der Diskurswerkstatt im DISS, Münster: 
Unrast 2010.

2 Nietzsche, Freud, Marx, DE 1, S. 727-743, 
„Nietzsche, die Genealogie, die Historie“ DE 

„Nietzsche“3 nachlesen kann, findet sich 
eine Vielzahl von Hinweisen auf Nietz-
sche in den vier Bänden der kleinen 
Schriften.4 Insofern kann man durch-
aus zu Recht behaupten, Foucault sei 
in seinem gesamten Schaffen stark von 
Nietzsche beeinflusst worden, wie auch 
das Register zu den Schriften in Band 4 
ausweist.

2, S. 166-191

3 „Die Wahrheit und die juristischen Formen“, 
Frankfurt: Suhrkamp 2003, S. 29-51.

4 Vgl. auch die Bezugnahmen auf Nietzsche in 
DE 4, S. 51-119 „“Gespräch mit Ducio Trom-
badori“, in dem Foucault sich sehr grundsätz-
lich zu seiner Arbeitsweise äußert.)

Diesen Bezug zu Nietzsche untersucht 
Martin Saar in seiner Studie mit dem Ti-
tel „Genealogie als Kritik. Geschichte und 
Theorie des Subjekts nach Nietzsche und 
Foucault“5 Daraus geht hervor, dass Fou-
cault den Begriff der Genealogie nicht 
einfach von Nietzsche übernommen hat, 
sondern – durch diesen und insbesondere 
dessen „Genealogie der Moral“ inspiriert 
– einen eigenen Begriff der Genealogie 
entwickelt hat, – oder genauer: eigene 
Begriffe von Genealogie –, die er seinen 

5 Dabei handelt es sich um seine stark gekürz-
te Dissertation, die er unter dem Titel „Selbst-
Kritik. Nietzsche, Foucault und der Begriff der 
Genealogie“, 2007 verfasst hat.

Diskurstheorie und Kritik.
Von Nietzsches zu Foucaults Genealogie und zu Martin Saars „Genealogie als Kritik“, mit 

einem Blick auf die Folgen dieser philosophischen Spur für die Kritische Diskursanalyse

Von Siegfried Jäger
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Martin Saar: Genealogie 
als Kritik. Geschichte und 
Theorie des Subjekts nach 
Nietzsche und Foucault. 
2007 Frankfurt/New York: 
Campus  (383 Seiten, 37,80 
Euro)
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historischen Untersuchungen zugrunde 
gelegt hat.6 Foucault gelingt es damit, sein 
Verständnis von Diskurs (der „Archäo-
logie des Wissens“) zu dem des Disposi-
tivs zu erweitern – nicht zu ersetzen, wie 
vielfach angenommen wird.  Dabei rekur-
riert er wie Nietzsche auf die vielfältigen 
Herkünfte der Moral und damit auch des 
gesellschaftlichen Geschehens und kann 
damit zentrale Ansätze der (europäischen) 
Geschichtsschreibung radikal in Frage 
stellen. 

Dies bedeutet zugleich nicht, dass 
sich Foucault nun auf das Selbst „zu-
rückbesonnen“ habe, sondern nur, dass 
er das Selbst in seinen variantenreichen 
Zusammenhängen mit dem gesell-
schaftlichen Sein erklären kann. Und 
nicht nur dieses: Er kann dadurch einen 
Zusammenhang herstellen, zwischen 
der Kritik des Selbst und der Kritik der 
Gesellschaft. Dies impliziert natürlich, 
dass das Selbst bzw. die Selbste als die 
prinzipiellen Architekten der Gesell-
schaften angesehen werden bzw. dass 
es die Menschen selbst sind, die die 
Geschichte(n) machen. Das mag man 
als „zu philosophisch“ und zu allgemein 
kritisieren, es kann meines Erachtens 
ohne Probleme durch Einbezug spezi-
fischer Verhältnisse konkretisiert wer-
den.

Doch was hat dies mit der Bestim-
mung dessen zu tun, was als Möglich-
keit der Kritik im Rahmen Kritischer 
Diskursanalyse beansprucht werden 
kann? Denn mit einer Kritik an den 
Selbsten und ihrer Moral ist ja noch 
nicht eine Kritik an der Gesellschaft 
verbunden, die (Kritische) Diskursana-
lyse ja zu leisten versucht? 

Dieser Frage geht Martin Saar in sei-
nem glänzenden Abschlusskapitel „Ge-
nalogie als Kritik“ nach (293-342). Zu-
nächst geht er auf die Gemeinsamkeiten 
der beiden Philosophen ein:

„Versteht man unter Genealogie im 
weiten Sinn das Programm der histori-
sierenden und machtanalytischen Re-
lativierung und Kritik gegenwärtiger 
Selbstverhältnisse, so sind Nietzsche 
und Foucault gleichermaßen genealo-
gisch verfahrende Philosophen. Denn 
sie teilen erstens gewisse systematische 
Grundüberzeugungen, was den Status 
und die Tiefenhistorizität von Subjek-

6 S. dazu Christian Pietzek in Jäger /Zimmer-
mann (Hg.), S. 57-59.

tivität angeht. Zweitens vereint sie eine 
bestimmte Auffassung über die Kräfte 
und Mächte, die im Entstehen und in 
der Transformation von Subjektformen 
wirksam sind. Drittens verbindet sie ein 
strategisches oder praktisches Ziel, ein 
Wille zur Wirksamkeit, nämlich durch 
Destabilisierung und Neuverhandlung 
von Lebensformen und –vollzügen, die 
in genealogischen Texten durch den 
drastischen Aufweis der Kontingenz 
bestehender Geltungen erreicht werden 
sollen.“ (293) 

Und weshalb setzt genealogische 
Kritik am Selbst an? Saar konstatiert: 
„Genealogische Kritik ist kein univer-
sell einsetzbares Verfahren, aber eine 
effiziente spezifische Form lokaler und 
immanenter Kritik mit einem bestimm-
tem Gegenstandsbereich, nämlich allen 
im weitesten Sinn selbstbildenden, sub-
jektivierenden Praktiken, und einem 
bestimmten Ansatzpunkt, nämlich dem 
Selbst und seinem Verständnis von sich 
und Verhältnis zu sich. Nur an diesen 
Gegenständen und mit diesem Ansatz-
punkt ist … die historisierende und auf 
Praxis zurückführende Beschreibung, 
die die Grundoperation der Genealogi-
en ist, eine kritische, d.h eine machtthe-
oretische mit einem Negations-  oder 
Verwerfungseffekt. Und nur an diesen 
Gegenständen, nämlich den Praktiken, 
die das Selbst wiederum zum Gegen-
stand haben,  entfalten Genealogien 
ihre identitätskritsche und subversive 
Kraft. … die genealogische Kritik des 
Selbst (ist) eine politische Praxis.“ (295) 
Sie wird wirksam als „Geschichten der 
Genese von Selbstverständnissen und 
der Konstruktion von Selbstverständ-
nissen, adressiert an die Träger dieser 
Selbstbilder, und zwar in der Form von 
Machtgeschichten, die in den Zuhörern 
Zweifel an der Notwendigkeit ihres ei-
genen So-Seins auslösen oder verstär-
ken.“ (309) 

Saar gibt zu, dass das grundsätzli-
che philosophische Vorgehen Nietz-
sches und Foucaults als Kritik zu ver-
stehen, durchaus bestreitbar sei. (310) 
Doch zugleich betont er, dass die da-
mit vorgeschlagene Deutung der Ge-
nealogie als Kritikform für spezifische 
kultur- und gesellschaftskritische Zie-
le durchaus geeignet sei, nämlich für 
eine machtsensible Beschreibung von 
Subjektwerdungsprozessen, ohne ein 

generell einsetzbares Kritikinstrument 
darzustellen. (313) Sie mache die Sub-
jekte aufmerksam auf gewisse eigene 
schädliche Komplizitäten mit schädli-
chen Ordnungen. (331)

Zu fragen ist natürlich, was schäd-
lich ist und wie wir dazu kommen, et-
was als schädlich zu betrachten und 
abzulehnen. Das hängt von der Über-
zeugungskraft der genealogischen Ge-
schichten ab, die erzählt werden und die 
dazu führen können, nicht so ein Sub-
jekt werden zu wollen oder gar schon zu 
sein. Eine solche Geschichte findet sich 
zu Anfang der Ordnung der Dinge, in 
der eine Kurzgeschichte von Borges er-
wähnt wird, die zur Geschichte der eu-
ropäischen Denksysteme absolut nicht 
passt: eine chinesische Enzyklopädie 
zum Reich der Tiere, die eine ganz an-
dere ontologische Ordnung enthält als 
„wir“ sie gewohnt sind, in der die Gren-
ze unseres Denkens überschritten wird 
und es unmöglich erscheint, so etwas zu 
denken. In Foucaults Essay „Nietzsche, 
die Genealogie, die Historie“ sieht Saar 
„nichts Geringeres als Foucaults eigene 
programmatische Absichtserklärung 
für eine alternative Geschichtsschrei-
bung.“ (299)

Die genealogische Kritik ist eine kri-
tische Perspektive auf das Subjekt, „die 
vom Selbst ausgeht und sich von dort 
her auf die sozialen Ordnungen in ih-
rer subjektprägenden Macht richtet.“ 
(335) Das kann sie, wenn sie das Gefühl 
erzeugt, „bei seiner eigenen Unterwer-
fung beteiligt zu sein. (341) „Zu jeder 
erfolgreichen Genealogie gehört aber 
jemand, der selbst sagt: so nicht.“ (346)

Genealogische Kritik ist jedoch nicht 
die einzig mögliche Form der Kritik, es 
gibt andere, die ebenfalls zu verwenden 
sind, indem man, um nur ein Beispiel zu 
nennen,  z.B. den Anspruch der christli-
chen Werte, universell zu sein, mit den 
Realisierungen christlicher Ethiken ins 
Verhältnis setzt.

Saars „Genealogie als Kritik“ ist ein 
philosophisch anspruchsvolles Werk 
und daher sicherlich nicht zur Feier-
abendlektüre geeignet. Es ist selbst eine 
genealogische Geschichte, wenn man 
bereit ist, sich ihr auszusetzen. Für eine 
fundierte Auseinandersetzung mit Kri-
tischer Diskursanalyse (und sich selbst) 
sowie den Gesellschaften, in denen wir 
leben, ist sie unersetzlich.
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In seiner Untersuchung wendet sich 
Niels Spilker den drastischen Verän-
derungen des Bildungsbereiches der 
letzten Jahre zu und attestiert diesem 
berechtigterweise eine zunehmende 
Kolonialisierung durch ein ökonomi-
sches bzw. neoliberales Denken. Inso-
fern versteht der Autor seine Arbeit 
auch als eine Zeitdiagnose.

Zentral für Spilkers Untersuchung, mit 
der er sich von anderen zeitdiagnosti-
schen Untersuchungen zu Veränderun-
gen des Bildungssystems1  abgrenzt, ist 
die machttheoretische Perspektive, die 
die Grundlage für seine empirische Un-
tersuchung darstellt. Hinsichtlich der 
machttheoretischen Fundierung der 
Arbeit orientiert sich Spilker dabei an 
Foucaults Abhandlung zum Begriff der 
Gouvernementalität und stellt dieses 
Denken in Bezug zu Poulantzas und 
Gramscis machttheoretischen Ansätzen. 
Diese theoretische Grundlage soll letzt-
lich zur empirischen Untersuchung des 
Dispositivs des lebenslangen Lernens 
beitragen, welches aus Spilkers Sicht in 
der heutigen Bildungslandschaft auszu-
machen sei. In diesem Rahmen vertritt 
er die These, dass sich dieses Disposi-
tiv auszeichnet aus „der Konstituierung 
und Regierbarmachung von Staatskör-
pern, der Bevölkerung und ihrer Pro-
blemzonen, des eigenverantwortlichen 
Subjekts sowie der unternehmerischen 
und flexiblen Bildungseinrichtung“ 
(146). Diese These legt er anhand sei-
nes empirischen Materials dar, das aus 
bildungspolitische Programmschriften 
sowie Experteninterviews mit Volks-
hochschulvertreter_innen besteht.
Mit der Dispositivanalyse betritt Spilker 
ein relatives Neuland, das bisher kaum 

1 Hier sind unter anderem eher populärwissen-
schaftliche Bücher zu nennen wie beispiels-
weise: Konrad Paul Liessmann 2006: Theorie 
der Unbildung: Die Irrtümer der Wissensge-
sellschaft und Konrad Paul Liessmann 2014: 
Geisterstunde. Die Praxis der Unbildung. Eine 
Streitschrift. (Beide erschienen im Wiener Paul 
Zsolnay Verlag).

ausgelotet wurde. Daher verwundert es 
vielleicht auch nicht, dass beim Lesen 
der Eindruck entsteht, dass Spilker das 
Dispositiv des lebenslangen Lernens 
von der begrifflichen Verwendungs-
weise nicht stringent benutzt. So ent-
steht zuweilen der Eindruck, dass Niels 
Spilker den Begriff des Dispositivs an 
einigen Stellen beispielsweise mit dem 
bourdieuschen Begriff des sozialen Fel-
des gleichsetzt. Dies führt zuweilen zu 
Verwirrung und ist für das Verständnis 
nicht immer förderlich.
Gleichwohl gelingt es Niels Spilker mit-
hilfe des machttheoretischen Blicks, 
sich den Veränderungsprozessen im 
Bildungssystem zu nähern. Die Zusam-
menschau alleine würde wenig neue Er-
kenntnisse bringen, aber es zeigt sich, 
dass die Theoretiker, auf die sich der 
Autor bezieht, geeignete Grundlagen 
dazu mitgeben, um das von ihm aufge-
zeigte Phänomen darzustellen. Die Stär-
ke liegt dabei in der besonderen Akzen-
tuierung bestimmter Merkmale, die für 
das Verständnis des Phänomens des le-
benslangen Lernens als gewinnbringend 
anzusehen sind.

In diesem Kontext ist insbesondere Spil-
kers Bezug auf Gramscis Verständnis der 
„passiven Revolution“ hervorzuheben: 
Ein Konzept, welches den momentanen 
Prozess im Bildungsbereich treffsicher 
auf den Punkt bringt und die Intenti-
onen von Bildungsapologeten wie die 
der Bertelsmann Stiftung entlarvt. Die-
se streben, überspitzt formuliert, eine 
Veränderung des Bildungsbereichs zur 
eigenen Machterhaltung an.  Darüber 
hinaus wird die Fruchtbarkeit deutlich, 
welche eine gramscianische Perspektive 
zur Untersuchung dieser Entwicklun-
gen im Bildungsbereich birgt.
Für welche Zielgruppe ist nun Spilkers 
Untersuchung geeignet? Wer lediglich 
an einer rein zeitdiagnostischen Un-
tersuchung interessiert ist, kann auch 
auf andere Bücher zurückgreifen. Wer 
jedoch daran interessiert ist, mit einer 
machttheoretischen Perspektive das 
Phänomen der Bildungstransformati-
on zu betrachten, der/dem kann dieses 
Buch empfohlen werden. 

Niels Brockmeyer studiert Soziologie in 
Frankfurt.

Wider die Ökonomisierung des 
Bildungssystems

Eine Rezension von Niels Brockmeyer

Niels Spilker: Lebenslanges Lernen als 
Dispositiv – Bildung, Macht und Staat 
in der neoliberalen Gesellschaft. 2013 
Münster: Westfälisches  Dampfboot  
(310 Seiten, 34,90 €)
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Der Problembär im deutschen Wald
Eine Rezension von Rolf van Raden

Sommer 2006: Deutschland diskutiert 
über die Gesundheitsreform und die 
Fußball-Weltmeisterschaft im eigenen 
Land. Doch oh Wunder: Ein weiteres 
Thema kann sich in diesen Tagen durch-
setzen: „Bruno, der Problembär“ betritt 
bayrischen Boden und wird schließlich 
erschossen. In einer unterhaltsamen 
wie erkenntnisreichen kleinen Buchver-
öffentlichung hat David Freydank den 
Fall diskursanalytisch unter die Lupe ge-
nommen und kommt zu erstaunlichen 
Ergebnissen.

Den Einstieg in die Untersucheung liefert 
eine vormals geheime US-Depesche, die von 
Wikileaks 2010 veröffentlicht wurde. In ihr 
wundern sich die Beobachter*innen der US-
amerikanischen Botschaft, dass der Fall Bru-
no in Deutschland so eine herausragende 
Rolle spielte, und stellen fest: „The incident 
also offers a snippet of insight into German 
attitudes toward environment.“ Diese Spur 
nimmt David Freydank dankbar auf.

Worum es geht? Im Sommer 2006 wan-
derte ein junger Braunbär mit der Bezeich-
nung JJ1 aus Italien über Österreich in die 
bayrischen Alpen ein. Zunächst wurde er 
vom bayrischen Umweltminister Schnap-
pauf offiziell willkommen geheißen. Doch 
weil er Schafe und Hühner riss, schwenkte 
die Meinung des Ministeriums um, und der 
Bär sollte abgeschossen werden. Dagegen 
gab es breiten Protest von Tier- und Natur-
schutzgruppen.

Freydank untersucht, wie der Bär nach ei-
ner unfreiwillig komischen Pressekonferenz-
Auftritt von Edmund Stoiber zum „Prob-
lembär“ wurde. Als sich im Juni 2006 dann 
der Eigenname Bruno durchsetzte, nahm 
die Berichterstattung eine weitere Wendung. 
Als Bruno auf Anweisung des bayrischen 
Innenministeriums erschossen wurde, folg-
te eine Welle der Entrüstung: Spiegel Online 
verglich Brunos Tod mit dem von John Len-
non und Lady Di. Die Boulevardzeitung tz 
forderte dazu auf, Protestbriefe zu schicken, 
und Bild schlug gar ein Staatsbegräbnis vor.

Freydank will mit seiner Analyse nicht 
nur klären, wieso das Schicksal des Bären so 
viele Menschen bewegt hat. Er untersucht 
präzise und stellenweise mit viel Humor, 
wie die Debatte um den „Problembären“ mit 
fundamentalen gesellschaftlichen Diskursen 
verknüpft wurde. In dem nur hundert Seiten 

dünnen Büchlein verfolgt der Autor den Weg 
des Bären aus einem italienischen Bärenauf-
zuchtprogramm bis in die Glasvitrine des  
Museums für Mensch und Natur.

Ein Grund für Brunos Popularität ist laut 
Freydank, „dass die Rede über den Bären 
[...] den harten binären Reduktionsmus von 
Mensch und Tier in Frage stellt“ (S.16). Der 
Bär nehme die Rolle des Grenzgängers nicht 
nur zwischen den Alpenländern, sondern 
auch zwischen Mensch und Tier ein. Weil 
der hierarchisierende Mensch-Tier-Dualis-
mus ein zentrales Deutungsfundament sei, 
gerate die Rede über Bruno in Konflikt mit 
hegemonialem Wissen.

Freydank gibt den lustigen Episoden um 
Bruno ausreichend Raum, wobei es ihm aber 
um viel mehr geht: Er zeigt, dass Humor eine 
brutale Diskursstrategie sein kann. So weist 
Freydank nach, dass die Medien teilweise 
eine rassistisch konnotierte Verschränkung 
der Bruno-Debatte mit Migrationsdiskursen 
vornahmen. Ein Paradebeispiel dafür sei die 
Berichterstattung der Welt und der Welt am 
Sonntag: In den Zeitungen wurde augen-
zwinkernd über „Abschuss oder Bleiberecht“ 
diskutiert, und es wurde gefragt, ob dieses 
„Ungetüm“ denn gar keine „Leitkultur“ habe 
(Welt am Sonntag 28.05.06). Bruno tauchte 
in einer antimuslimischen Satire auf (Welt 
23.05.06), und es wurde festgestellt: „Stär-
keren Sanktionen“ könne Bruno „nur durch 
freiwillige Rückkehr in die Heimat entgehen“, 
denn: „Deutschland kann nicht Auffangbe-
cken für alle Problembären dieser Welt sein.“ 
(Welt, 31.05.06) Freydank zeigt, dass Humor 
hier keineswegs dazu diente, um sich über 
die deutsche Flüchtlingspolitik lustig zu ma-
chen. Vielmehr seien rassistische Vorurteile 
reproduziert und verstärkt worden.
In einer „kleinen Genialogie des Bären“ 

widmet sich Freydank dem Bären als Kol-
lektivsymbol von der Antike bis zur Gegen-
wart. Der Bär steht demnach für Stärke und 
Wildheit, aber auch für Bedächtigkeit. In 
der europäischen Fauna wird er als das dem 
Menschen ähnlichste Tier wahrgenommen. 
Im 19. Jahrhundert sei der Bär aus dem deut-
schen Wald verschwunden und zunehmend 
als Teddybär ins bürgerliche Kinderzimmer 
gewandert. Unter anderem über den Wandel 
der Rezeption von Märchen erklärt Freydank 
die Nähe des Kollektivsymbols Bär zu Vor-
stellungen von Kindheit.

Daran anknüpfende Muster der Ver-
menschlichung sorgten schließlich dafür, 
dass der Fall Bruno zu einem „Mordfall“ 
wurde, in dem der Bär einerseits als Psycho-
path und Serientäter auftauchte, andererseits 
aber auch als Opfer. Durch Bärenmanage-
ment-Pläne des Umweltministeriums werde 
versucht, Bären zu normalisieren, was im Fall 
Bruno nicht gelungen sei. In den Plänen, so 
Freydank, spiegle sich eine moderne Form 
von Herrschaft wider, was er auf Grundlage 
von Foucaults Biomacht-Begriff erläutert.

Das alles klingt ambitioniert, bleibt aber 
stets nachvollziehbar und plausibel. Daher 
ist Freydanks Problembär-Studie ein hervor-
ragendes Beispiel dafür, wie die Verfahren 
der Kritischen Diskursanalyse kreativ und 
höchst ertragreich zur Untersuchung von 
diskursiven Ereignissen eingesetzt werden 
können. Prädikat: Für die kurze Lektüre zwi-
schendurch unbedingt empfehlenswert.

David Freydank
Ein Problembär im deutschen Wald. 
Eine Diskursanalyse des Falls „Bruno der 
Problembär“ im Kontext gesellschaftlicher 
Naturverhältnisse. Aachen: Shaker Verlag 
2014, 106 Seiten, 24,80 Euro.

„Bruno der Problembär“ als Dermoplastik im Museum für Mensch und Natur München.
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1. 
Der Populismusbegriff ist – so Christoph 
Butterwegge – aus zwei Gründen „schil-
lernd und unscharf “, ja „missverständ-
lich“. Einerseits begreife er – ähnlich wie 
der Totalitarismusbegriff – gegensätzliche 
Strömungen auf der Linken wie auf der 
Rechten unter sich, die er der Form nach 
als „Politik(vermittlungs)form und Re-
gierungsstil“ identisch setzt. „Nach herr-
schender Lehre charakterisiert der Popu-
lismus gar nicht die Politik einer Partei, 
sondern nur die Art, wie sie gemacht und 
/oder ‚an den Mann gebracht’ wird.“ Die-
se „Formaldefinition“ sei unbefriedigend. 
Zwar seien etwa „ein gewisses rhetorisches 
Talent und die argumentative Demagogie 
seiner führenden Repräsentanten […] 
auffällige Merkmale des Populismus“, für 
sich genommen „aber nicht für ihn kons-
titutiv“, weil von den Inhalten und Zielen 
der jeweiligen Politik abstrahiert werde. 
Populismus sei „mehr als eine Stilfrage 
und eine Agitationstechnik, worauf schon 
die Etymologie des Terminus verweist, 
denn die ursprüngliche Wortbedeutung 
lässt den Anspruch damit Bezeichneter 
erkennen, Politik im Namen des Volkes 
und/oder für das Volk zu machen“. Die 
Linke aber habe eine andere „Topographie 
der Gesellschaft“ als die Rechte, und auch 
wenn sie „zumindest vorübergehend“ den 
Begriff Volk gebrauche, dann sicherlich 
nicht in einem ethnischen Sinne. insofern 
die Rechte der „Konstruktion eines (eth-
nisch) homogenen Volkes“ folge, das „sie 
den ‚korrupten Eliten’ gegenüberstellt“. 
(Butterwegge 2011, 9) Über einen „lin-
ken“ Begriff des Volkes schweigt sich But-
terwegge freilich aus.

Die zweite Unschärfe, die Butterweg-
ge moniert, bezieht sich unmittelbar auf 
den Begriff „Rechtspopulismus“. Es wer-
de häufig der Anschein erweckt, „als sei 
‚Rechtspopulismus’ das demokratisch ge-
läuterte, zumindest sehr viel moderatere 
Pendant zum Rechtsextremismus, nicht 
etwa nur eine Spezialform desselben“ (8). 
Während also die genannte „Formalde-
finition“ auf die Gleichförmigkeit von 
Links- und Rechtspopulismus zielt, betont 

diese verbreitete (und von Butterwegge 
kritisierte) Auffassung die Differenz zum 
Extremismus und die Eigenständigkeit des 
Populismus, so als ob die Anrufung des 
Volkes und die besagte Opposition Volk 
vs. Eliten nicht auch ein Bestandteil etwa 
der NPD-Propaganda wäre. 

Um dieser Abgrenzungsproblema-
tik bzw. terminologischen Unklarheit zu 
begegnen, schlägt Butterwegge folgende 
Definition des Rechtspopulismus vor: 
„Als rechtspopulistisch sollten nur jene 
(Partei-)Organisationen, Strömungen und 
Bestrebungen bezeichnet werden, die den 
Dualismus von ‚Volk’, ‚Bevölkerung’ bzw. 
‚mündigen Bürgern’ und ‚Elite’. ‚Staats-
bürokratie’ bzw. ‚politische Klasse’ zum 
Dreh- und Angelpunkt ihrer Agitation 
und Propaganda machen, ohne militante 
Züge aufzuweisen und Gewalt zur Durch-
setzung politischer Ziele anzuwenden oder 
anzudrohen.“ (9; Hervorh. d. Vf.) 

Populismus und Extremismus bilden 
also, folgt man Butterwegge, eine poli-
tische Familie, unterscheiden sich aber 
in der Frage der Militanz und Gewaltbe-
reitschaft – mithin ein Unterschied, der 
sich auf die Frage der Mittel und, darüber 
vermittelt, auch der strategischen Ziele 
bezieht. Denn klar ist: wer auf Militanz 
und Gewaltandrohung verzichtet, akzep-

tiert den bestehenden Rahmen der „Frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung“, 
auch wenn mit der Opposition Volk vs. 
Staat auf ideologischer Ebene der Rahmen 
eben dieser Ordnung tendenziell gesprengt 
wird. Hier taucht also das (bei Butterwegge 
nicht weiter reflektierte) Problem auf, dass 
der Rechtspopulismus weder eine Spezi-
alform des Rechtsextremismus ist noch 
insofern demokratisch geläutert ist, als 
die ideologische „Konstruktion eines (eth-
nisch) homogenen Volkes“ mit besagter 
Grundordnung nicht zu vereinbaren ist. 

2. 
Strategisch-taktische Eigenständigkeit und 
ideologische Verwandtschaftsbeziehungen 
(mit der extremen Rechten) kennzeichnen 
den Rechtspopulismus gleichermaßen. 
Um das besser zu verstehen, schlagen wir 
vor, auf den Begriff des völkischen Natio-
nalismus zu rekurrieren, den wir als strö-
mungsübergreifendes weltanschauliches 
Gebilde betrachten, dessen verschiedene 
Lesarten aber mit den strategischen Opti-
onen zu tun haben, die die verschiedenen 
Lager verfolgen.

Wesentliche Bestandteile des völki-
schen Nationalismus sind ein Verständnis 
von Nation auf der Basis ethnischer Ho-
mogenität, die Vorrangstellung der Nation 

Völkischer Nationalismus und 
Rechtspopulismus

Thesen des AK Rechts im DISS (Helmut Kellershohn, Mark Haarfeldt, Michael Lausberg, Martin Dietzsch, Lenard Suermann.)
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Eliten, sondern auch diejenigen, die nicht 
arbeiten wollen oder – selbstverschuldet – 
nicht können. Die also auf der faulen Haut 
liegen, unverantwortlich viele Kinder in 
die Welt setzen und staatliche Hilfen ver-
prassen, eben das Prekariat, so wie man es 
sich landläufig vorstellt. Diese Elemente 
bedürfen einer ‚harten Hand’, sie müssen 
zur Arbeit erzogen werden, damit sie sich 
als ‚volksdienlich’ erweisen können, statt 
von den Eliten und einem ‚verwöhnenden’ 
Staat alimentiert zu werden.

3. 
Der Sinn der vorstehenden Ausführun-
gen besteht darin, auf ein Quidproquo 
hinzuweisen, auf eine Vertauschung. Die 
sogenannte populistische Basiserzäh-
lung steht für das, was allgemeiner als 
völkisch-nationalistische Redeweise zu 
bezeichnen wäre (wovon sie nur eine spe-
zielle Lesart ist). Insofern transportiert sie 
ideologische Denkfiguren, die sich auch 
in der extremen Rechten generell finden. 
Im Programm der sächsischen AfD z.B. 
firmiert Wirtschaftspolitik grundsätzlich 
als Mittelstandspolitik: „Die AfD Sachsen 
sieht in einem gesunden Mittelstand die 
Grundlage einer leistungsfähigen und er-
folgreichen Wirtschaft […]. Wirtschafts-
politik ist für uns in erster Linie eine gute 
Mittelstandspolitik.“ Im NPD-Programm 
heißt es: „Es gilt, die überwiegend mit-
telständische Struktur unserer Volks-
wirtschaft zu stärken. Der Mittelstand, 
nicht die Konzerne, sind der eigentliche 
Arbeitsplatzmotor in Deutschland.“ Der 
Motor! – Ein schönes technisches Bild, or-
ganisches Äquivalent ist das „Herz“ – der 
Mittelstand als das Herz Deutschlands, als 
die „goldene Mitte“, völkisch gesprochen: 
als dynamischer Kern im Volkwerdungs-
prozess. 

Die Frage, die sich stellt, ist also, was 
das Besondere der populistischen Basis-
erzählung ausmacht, genereller gefragt, 
was das Besondere des Rechtspopulismus 
ist, wenn doch die Merkmale des völ-
kischen Nationalismus auch z.B. in der 
NPD-Programmatik zu finden sind. Wir 
wollen dies hier nur kurz skizzieren. Der 
Rechtspopulismus, hierin ist Butterweg-
ge zuzustimmen, akzeptiert zunächst die 
Spielregeln der Demokratie, d.h. er be-
treibt keine Fundamentalopposition, will 
das „System“ nicht abwickeln, sondern 
das System mit systemkonformen Mitteln 
gradualistisch, Schritt für Schritt verän-
dern, und zwar nach Maßgabe völkisch-

Das „Volk“ wird zwar als homogene Ein-
heit im ethnischen Sinne betrachtet, men-
tal ist es das aber nicht, sondern es zerfällt 
in disparate Teile, die erst zusammenge-
fügt werden müssen. „Volk“ ist Volk in sta-
tu nascendi, oder wie der jungkonservati-
ve Soziologe Hans Freyer (1887-1969) ge-
sagt hätte: ein „Volk im Werden“; es bedarf 
der Führung durch eine Gegen-Elite, die 
gewissermaßen sich zum Repräsentanten 
und Interpreten des ‚wahren’ Volkswillens 
aufschwingt. Zum Prozess der Volkwer-
dung gehört folglich auch eine „inner-
staatliche Feinderklärung“, die sich gegen 
alle undeutschen ‚Elemente’ richtet, die 
diesem Prozess entgegenstehen, allen vor-
an die national unzuverlässigen Eliten und 
dann alle diejenigen, die undeutschen, 
sog. universalistischen Weltanschauungen 
anhängen.

Eine weitere Differenzierung betrifft 
die Oben-unten-Achse: Sie bildet, ver-
einfacht gesagt, soziale Dichotomien ab, 
anders allerdings als das zum Stereotyp 
gewordene Zwei-Klassen-Modell des 
Kommunistischen Manifests: Proletariat 
vs. Bourgeoisie, dazwischen die zwischen 
diesen beiden Polen hin- und herschwan-
kenden Mittelschichten. In diesem Mo-
dell bilden die Mittelschichten sozusagen 
den „Sumpf “ des Übergangs und der 
Unentschiedenheit. Anders dagegen im 
völkisch-nationalistischen (resp. popu-
listischen) Modell. Hier ist die Mitte, das 
„Volk im Werden“ positiv besetzt. Es sind 
die arbeitsamen, fleißigen, anständigen 
Deutschen des Mittelstandes, die von den 
Eliten um den Erfolg ihrer Arbeit betrogen 
werden. Die Eliten sind im Prinzip para-
sitär, Macht und Reichtum beruhen auf 
einer illegitimen Aneignung auf Kosten 
des Mittelstandes. Macht und Reichtum 
sind nicht durch eigene Arbeit erworben, 
sondern dadurch, dass sie entweder den 
Staatsapparat okkupiert haben und damit 
über gesellschaftliche Ressourcen (Steu-
ern) verfügen oder aber das Geld für sich 
arbeiten lassen, unrechtmäßig Zinsgewin-
ne einstecken (wie die Banker) oder, wie 
das international agierende Großkapital, 
auf Kosten der nationalen Wirtschaft sich 
bereichern. Kern dieses Antikapitalis-
mus, der gleichzeitig einen ‚gebändigten’ 
Kapitalismus bejaht, ist die Ideologie des 
Arbeitseigentums: produktiv ist nur derje-
nige, der durch eigene Arbeit (und durch 
Sparen) Reichtum erwirbt.

Parasitär sind in diesem Modell aber 
nicht nur die in diesem Sinne kritisierten 

bzw. der Volksgemeinschaft gegenüber 
den Individuen, ein autoritäres Staatsver-
ständnis mitsamt Elite- und/oder Führer-
kult, die Heroisierung des opferbereiten 
und dienstbaren Bürgers/Volksgenossen, 
ein dichotomisches Freund-Feind-Den-
ken, ein biopolitisches Verständnis des 
‚Volkskörpers’ und der Primat der Außen-
politik, basierend auf der Idee des natio-
nalen Machtstaates und geopolitischen 
Imperativen verpflichtet.

Der Völkische Nationalismus ist, so 
unsere These, im Kern populistisch, wenn 
man von dem ausgeht, was von Butter-
wegge als Kennzeichen des Populismus 
ausgemacht wird, nämlich die Opposition 
Volk vs. Elite. Diese ist generell Bestandteil 
eines völkischen Nationalismus, ob er nun 
von der NPD vertreten wird oder etwa von 
der AfD. 

Man erinnere sich an die bereits aus 
dem 19. Jahrhundert stammende Parole 
„Deutschland den Deutschen“. Die Parole, 
in der völkischen Bewegung gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts und dann bei den 
Alldeutschen sehr verbreitet, unterstellte, 
dass Deutschland nicht den Deutschen 
(im völkischen Sinne) gehöre; vielmehr 
gäbe es hier Juden, Polen, Dänen usw., 
die den Deutschen das Besitzrecht über 
ihr eigenes Land streitig machen würden. 
Folglich sei es notwendig, diese nicht-
deutschen ‚Elemente’ entweder voll und 
ganz zu assimilieren („germanisieren“) 
oder im Extremfall zu vertreiben. Die 
Parole richtete sich aber auch gegen ei-
nen Großteil der herrschenden Eliten im 
Kaiserreich, denen man vorwarf, nicht 
genügend die Interessen der Deutschen zu 
vertreten und also insgeheim oder offen 
mit den Feinden zu paktieren, d.h. zuzu-
lassen, dass Deutschland nicht wirklich 
den Deutschen gehöre. Der völkische Na-
tionalismus war also im Prinzip antihege-
monial und kritisierte aus dieser Position 
die nationale Unzuverlässigkeit der Eliten.
Heute nennt man das die „populistische 
Basiserzählung“ (Geden 2007). Sie grup-
piert sich um zwei Achsen, einer vertika-
len Achse (unten-oben, Volk vs. Elite) und 
einer horizontalen Freund-Feind-Achse, 
die zum einen scharf die Innen-Außen-
Grenze markiert, den Feind aber sowohl 
im Inneren als außen verortet, was die 
Bedrohungssituation für das „Wir“ (Volk) 
zweifellos steigert. Das ist aber, um es noch 
einmal zu betonen, nichts anderes als eine 
völkisch-nationalistische Konfiguration.
Das gilt auch für folgende Weiterungen: 
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nationalistischer Imperative. Diese strate-
gische Orientierung oder Option lässt aber 
die politischen Inhalte nicht unverändert. 
Im Kampf um die kulturelle Hegemonie 
geht es um Anschlussfähigkeit an die he-
gemonialen Diskurse, um diese quasi von 
innen heraus zu transformieren, in die 
‚richtige Richtung’ zu entwickeln. Das ist 
die Aufgabe der organischen Intellektu-
ellen, die Gramsci als Konstrukteure, Or-
ganisatoren und permanente Überzeuger 
im politischen Kampf charakterisiert, die 
also in der Lage sind, in einem perma-
nenten Stellungskrieg um die Deutungs-
hoheit allmählich die Kräfteverhältnisse 
zu verändern. Es wäre von dorther, um 
ein Beispiel zu bringen, kontraproduk-
tiv, Maximalforderungen etwa zur Frage 
der Zuwanderung zu stellen, wie dies die 
NPD mit ihrem Rückführungsprogramm 
unternimmt. Die Parole „Ausländer Raus“ 
wird folglich flexibilisiert: es wird (so die 
AfD) unterschieden nach integrationswil-
ligen und nichtintegrationswilligen, nach 
assimilierbaren und nicht assimilierba-
ren, nach nützlichen und nichtnützlichen 
Ausländern. Wir brauchen Ausländer, 
aber bitte, wenn schon, dann die richtigen 
(weil z.B. leistungswilligen). Das klingt 
pragmatisch, folgt scheinbar opportunis-
tischen Überlegungen, tatsächlich handelt 
es sich um Überlegungen, die durchaus 
theoretisch untermauert (z.B. durch eine 
Kulturkreistheorie) werden und auf Va-
riationen (Lesarten) des völkischen Na-
tionalismus verweisen, die bereits in der 
Zwischenkriegszeit von den jungkonser-
vativen Volkstheoretikern und Volkstums-
forschern wie Max Hildebert Boehm oder 
Karl C. v. Loesch entwickelt wurden.

4.
Damit sind wir bei einem wichtigen 
Punkt. Wenn man schon mit Blick auf 
die AfD von Rechtspopulismus spricht, 
dann darf nicht übersehen werden, dass 
die programmatischen Grundlagen der 
AfD schon vorlagen, bevor sie gegründet 
wurde. Anders ausgedrückt: Ideologisch 
gesehen ist dieser Rechtspopulismus völlig 
unselbstständig. Das gilt für die EU- und 
Eurokritik (erinnert sei an den Bund frei-
er Bürger); das gilt – weiteres markantes 
Beispiel – für die pronatalistische Bevöl-
kerungspolitik, wie sie im Programm der 
sächsischen AfD propagiert und mit For-
derungen nach einem Familienwahlrecht 
gekoppelt wird. Auch das ein alter Hut. 
Wir finden sie in der Programmschrift 

des jungkonservativen Deutschen Her-
renklubs (Walter Schotte: Der neue Staat, 
Berlin 1932) ebenso wie in den Schrif-
ten Robert Hepps in den 1980er Jahren.1 

Wenn der Chefredakteur der Jungen Frei-
heit Dieter Stein zum Beispiel in der Frage 
der Zuwanderung von einem „erneuerten 
Volkstumsbegriff “ spricht und damit eine 
anschlussfähige Lesart des völkischen Na-
tionalismus einfordert, so finden sich ge-
nau hier die Differenzierungen, von denen 
oben gesprochen wurde. Die Akteurskon-
stellationen, die wir heute in der AfD (Na-
tionalliberale, Nationalkonservative oder 
Deutschnationale, fundamentalistische 
Christen und Lebensschützer etc.) sehen, 
haben bereits jahrelang ihr mediales Fo-
rum in der Jungen Freiheit.

Wenn man den Begriff Rechtspopulis-
mus gebraucht, so unser Fazit, reicht eine 
„Formaldefinition“, die auf Stilfragen, Ar-
gumentationstechniken oder Kommuni-
kationsmuster abhebt, nicht aus. Hierin 
ist Christoph Butterwegge zuzustimmen. 
Es reicht aber auch nicht aus, die Oppo-
sition Volk vs. Elite als die für Populisten 
zentrale Unterscheidung im Rahmen einer 
auf Militanz und Gewalt verzichtenden 
politischen Strategie zu bemühen. Weiter-
führender wäre es, die spezielle Lesart des 
völkischen Nationalismus herauszuarbei-
ten und dabei das Verhältnis von „Kon-
sens und Konkurrenz“ z.B. gegenüber der 
NPD zu beachten. Im Zusammenhang mit 
der AfD sind dabei die metapolitischen 
Vorabeiten der jungkonservativen Neuen 
Rechten gleichfalls zu berücksichtigen.
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Wie prägen und begründen diskursive 
Muster, die rechtspopulistischen Partei-
en und Strömungen zugerechnet wer-
den können, den politischen Diskurs 
zur Finanzkrise und die politischen 
Entscheidungen? Wie verändern sich 
dadurch die Machtverhältnisse und die 
Demokratie – samt unserer Vorstellun-
gen davon, was Demokratie eigentlich 
ist?

Die Inszenierung der europäischen 
Finanzkrise als permanenter Notstand 
bietet der rechtspopulistischen Inter-
pretation eine tägliche Bühne, auf der 
rassistische Ein- und Ausschließungen 
und autoritäre Politikmuster vorgestellt 
und propagiert werden.

Zugleich übersetzt die Regierungs-
politik der hegemonialen EU-Staaten 
– untersucht werden insbesondere 
Deutschland und Österreich – die-
sen inszenierten Notstand und seine 
rechtspopulistischen ›Begründungen‹ 
in eine Politik, die eine nationale Ein-
heit im Zuge der Krise herstellt und 
die die ökonomischen und politischen 
Kräfteverhältnisse in Europa dauerhaft 
verändert. Die Verfahrensweisen der 
Demokratie scheinen dabei ihre Subs-
tanz zu verlieren und sie laufen leer. So 
werden sie zunehmend durch autoritäre 
und populistische Plebiszite ersetzt – 
was eines der Hauptanliegen des rech-
ten Populismus ist.
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Fast 50 Jahre lang standen am Eingang zum Bochumer Stadtpark 
zwei überlebensgroße kriegsverherrlichende Soldatenfiguren. 
Heute ist der Platz vor der Denkmalsmauer leer. 1983 brachten 
Unbekannte die beiden Helden mit der Säge zu Fall. Ähnliche 
Aktionen drastischen Protests gegen kriegsverherrlichende 
Denkmäler gab es auch in anderen Städten. 

Ungewöhnlich war die Reaktion des Bochumer Stadtrats. Nach 
längerer Diskussion wurde der ursprüngliche Zustand nicht wie-
derhergestellt, sondern statt der beiden Helden eine Tafel mit fol-
gendem Text an der Denkmalsmauer angebracht: 

„Von 1935 bis 1983 stand hier ein Kriegerdenkmal, geplant 
zum Gedenken an die Gefallenen des ehemaligen 4. Magede-
burgischen Infanterie-Regiments Nr. 67, errichtet und einge-
weiht im Ungeist des Nationalsozialismus. Im Februar 1983 
stürzten Unbekannte das Denkmal. Auf Beschluß des Ra-
tes der Stadt Bochum wurde es hier nicht wieder errichtet. 
NIE WIEDER KRIEG UND FASCHISMUS Stadt Bochum 1984“

Es gibt keinen zwingenden Grund, alle diese Denkmäler – in 
Deutschland soll es über 100.000 davon geben – in derselben 
Form und mit derselben Aussage zu erhalten, wie sie einst errich-
tet wurden. Selbst ein so drastisches Ereignis wie ein gewaltsamer 
Denkmalssturz kann als Teil der Rezeptionsgeschichte aufgefasst 
werden. Freilich gibt es gegen eine solche Sicht erhebliche Wider-
stände – so beantragte die Bochumer CDU schon mehrfach und 
bisher ohne Erfolg die Wiederaufstellung des Kriegsdenkmals am 
ursprünglichen Platz. 

Die beiden Bochumer Metall-Helden wurden nicht verschrot-
tet. Seit September 2014  sind sie als gefällte Heldenbildnisse 
inszeniert im Eingangsbereich des Bochumer Stadtarchivs zu 
besichtigen. Sie bilden den Anfangs- und Endpunkt der neuen 
Daueraustellung „Zwischen Heimat und Front. Bochum im ersten 
Weltkrieg“. 

Diese Ausstellung ist auch für Nicht-Bochumerinnen und 
Nicht-Bochumer sehenswert. Thematisiert werden anhand von 

Gefällte Helden
Von Martin Dietzsch

Kriegsdenkmal, Bochumer Stadtpark. Historische Postkarte 
(Stadtarchiv Bochum)

Gefällte Helden. Stadtarchiv Bochum (Foto: M. Dietzsch)

Kriegsdenkmal, Bochumer Stadtpark. Heutiger Zustand
(Foto: M. Dietzsch)

zahlreichen Dokumenten und Artefakten z.B. auch die Kriegs-
ziel-Denkschriften, die Burgfriedenspolitik (die Bespitzelung der 
sozialdemokratischen, der anarchistischen und der polnischen 
Arbeiter wurde eingestellt) und die deutschen Verbrechen in Bel-
gien (das Massaker in Latour, bei dem am 24.8.1914 71 Zivilisten 
erschossen wurden, die Besatzungspolitik und Zwangsarbeit). Die 
Formierung der Heimatfront und die Proteste und Streiks ab 1916 
bilden weitere besonders interessante Stationen. Endpunkte der 
Ausstellung sind die Kriegsdenkmalsbewegung in der Weimarer 
Zeit und die Ausgrenzungs- und Aufrüstungspolitik der Nazis. 

Der Eintritt ist frei, geöffnet ist täglich außer montags, die Aus-
stellung befindet sich in den Räumen des Bochumer Stadtarchivs 
(Wittener Straße 47) in der Nähe des Hauptbahnhofs. Nähere 
Informationen sind abrufbar unter www.bochum.de/stadtarchiv.
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Kriegerische Konflikte

Man mag allerdings irritiert sein über 
diese Irritation. Denn was genau ent-
geht den Israelis und den sich mit ihnen 
solidarisierenden Juden und Nichtjuden 
bei ihren Irritationen? Haben sie wirk-
lich nicht verstanden, wie es zum dies-
maligen Krieg gekommen ist? Haben sie 
wirklich nicht begriffen, wie ideologisch 
ausgerichtet die gegenwärtige israelische 
Regierungskoalition ist, die die letzte 
Gewaltrunde vom Zaun gebrochen hat? 
Ist ihnen nicht bewußt, wie die Gewalt-
verhältnisse zwischen Israelis und Paläs-
tinensern beschaffen sind; dass Israels 
Politik der letzten Jahre (und nicht nur 
dieser) dazu angelegt ist, jede noch so 
kleine Chance, den Konflikt zu lösen, den 
Friedensweg zu beschreiten, systematisch 
zu unterwandern; welchen Anteil Israel 
an der Heraufkunft der Hamas im Gazast-
reifen und der Paralysierung der PLO im 
Westjordanland hatte? Wenn schon der 
ehemalige israelische Premierminister 
Ehud Barak in einem Moment ehrlicher 
Einsicht zuzugeben vermochte, dass er 
selbst als sechzehnjähriger Palästinenser 
wohl Terrorist geworden wäre – was ist 
dann so irritierend daran, dass man mit 
Entsetzen, mit Wut und mit Hass darauf 
reagiert, daß Israels Gewaltreaktion so 
unmäßig ausfällt, so barbarisch ist, den 
Tod von so vielen palästinensischen Frau-
en und Kindern beim Waffengang in Kauf 
zu nehmen?

Nun sind freilich die allermeisten Is-
raelis (und ihr außerisraelischer Anhang) 
nicht wirklich irritiert, denn ihnen ist es 

Antisemitische Kritik Israels?
Ein Debattenbeitrag von Moshe Zuckermann

längst zur Selbstverständlichkeit gewor-
den, dass alle Kritik an Israels militäri-
schem Verhalten, alle gegen Israel gerich-
teten Proteste, politischen Maßnahmen 
und Wutreaktionen nichts anderes seine 
können als Resultate eines immer schon 
aktiven Antisemitismus. Sie stellen den 
Kausalnexus zwischen Israels Politik und 
die wütend-kritische Reaktion auf diese 
infrage, weil sie das a priori bestehende 
Ressentiment gegen Juden für die Ursa-
che besagter Reaktion erachten und nicht 
etwa Israels Handlungsweise und Verhal-
ten. Weil der Staat Israel seit seinem Be-
stehen den Anspruch erhebt, die Belange 
aller Juden in der Welt zu vertreten, und 
dies eben als zionistischer Staat tut, ist ih-
nen die Identifizierung von Judentum, Zi-
onismus und Israel zur Gewissheit geron-
nen. So wollte es die zionistische Ideolo-
gie seit jeher, und so erzog sie auch nicht 
nur die Staatsbürger Israels, sondern auch 
die sogenannten diasporischen Juden, die 
zwar nicht in Israel leben, aber (zumin-
dest in der Vergangenheit) Gewissensbis-
se darob entwickelten. Es gehört zu den 
Lebenslügen vieler außerhalb Israels le-
bender Juden, sich mit Israel abstrakt zu 
solidarisieren, und zwar blindlings, ohne 
dass sie an den realen Geschicken Israels 
teilzunehmen gedenken. Und weil sie Ju-
dentum, Zionismus und Israel gleichset-
zen, leiten sie davon auch die negative 
Gleichsetzung von Antisemitismus, Anti-
zionismus und Israelkritik ab. Besonders 
verwunderlich ist, dass diese ideologische 
Indoktrination auch bei vielen Nichtju-

Man ist irritiert: Es bricht ein Krieg zwischen Israelis und Palästinensern aus, 
und bald tut sich der Unmut, die Wut, der Hass auf die Israelis im Antisemiti-
schen kund. Es fragt sich freilich, wer genau irritiert ist. Zunächst einmal die 
Israelis selbst, denn sie haben sich nach eigenem Verständnis doch nur gegen pa-
lästinensischen Terror gewehrt; sie meinen auch nicht, unproportional reagiert 
zu haben, und ohnehin hätten die Palästinenser sich selbst zuzuschreiben, was 
über sie hereingebrochen ist. Irritiert sind auch die Juden außerhalb Israels, die 
sich mit Israel solidarisieren und die israelische Rechtfertigung für die unmä-
ßige Gewaltanwendung des jüdischen Staates gegen die Palästinenser entspre-
chend verinnerlicht haben; für sie ist alles, was gegen Israel geht, gegen Juden 
per se gerichtet, mithin also zwangsläufig antisemitisch. Irritiert sind zudem die 
Nichtjuden, die sich mit Israel solidarisieren; zwar sind sie nicht blind gegen-
über der israelischen Gewalt, bringen aber Verständnis für sie auf oder identi-
fizieren sich gar mit ihr, weil sie Juden mögen, Palästinenser/Araber/ Moslems 
hingegen umso mehr hassen zu sollen meinen.

K. Holz / H. Kauffmann / J. Paul (Hg.)
Die Verneinung des Judentums
Edition DISS Band 22, 184 S., 22 €

Der Band umfasst eingehende Analysen 
antisemitischer Positionierungen auf den 
Diskursebenen der Medien, der Politik, der 
Wissenschaft, der Religion und des Alltags. 
Thematisiert wird die Entstehung des poli-
tischen Antisemitismus in Deutschland und 
dessen gegenwärtige Wiederbelebung im 
Islamismus. 

Rolf van Raden / Siegfried Jäger (Hg.) 
Im Griff der Medien. Krisenproduktion 
und Subjektivierungseffekte
Edition DISS Bd. 29, Münster: Unrast
240 S., 24 Euro

Gegenwärtige Medienkritik thematisiert 
nicht nur den Einfluss von Medien auf po-
litisch-soziale Diskurse sowie den Einfluss 
dieser Diskurse auf die Medien. Das, was in 
Medien gesagt werden kann, spielt eine wich-
tige Rolle für das Wissen der Menschen, für 
ihre Selbstbilder und Handlungsspielräume 
– kurz: für das, was die Sozialwissenschaft als 
Subjektivierung bezeichnet. Namhafte Wis-
senschaftlerinnen und Journalisten untersu-
chen das schwierige Verhältnis von medialer 
Öffentlichkeit und Massenbewusstsein.



30 DISS-Journal 28 (2014)

Kriegerische Konflikte

den die Blüten falschen Bewusstseins ge-
zeitigt hat. Viele Deutsche etwa erweisen 
sich als unfähig, die Kategorien auseinan-
derzuhalten: Weil sie von der Schuld des 
von Deutschen an Juden Verbrochenen 
angetrieben sind, meinen sie, sich auch 
mit dem zionistischen Israel, welches sie 
(wie viele Juden) als logisches Resultat 
der Menschheitskatatrophe ansehen, soli-
darisieren zu sollen, und zwar unabhän-
gig davon, wie sich Israel im Konflikt mit 
den Palästinensern gebärdet.

Anzuvisieren sind allerdings auch 
die israelfeindlichen Reaktionen, die 
der Krieg mit den Palästinensern diesen 
Sommer gezeitigt hat. Es ist davon aus-
zugehen, dass viele der Proteste sich ge-
gen Israels Politik und Militäraktionen 
gerichtet haben – mit nicht geringer Be-
rechtigung, wie sogleich hinzugefügt sei 
–, ohne sich gegen Juden oder den Zio-
nismus per se zu richten. Aber es ist auch 
unabweisbar, dass sich in diese anti-isra-
elischen Demonstrationen antisemitische 
Elemente integriert haben, die entweder 
von einem bereits bestehenden Antisemi-
tismus angeregt waren oder in einen sol-
chen umkippten, je massiver Nachrichten 
und entsetzliche Bilder aus dem Gazast-
reifen die Medien überschwemmten (wo-
bei auch diese wohl von einem durch die 
Ereignisse angerührten latenten antise-
mitischen Ressentiment herrührten). Ge-
meinhin ist die politische Klasse Israels 
sehr zufrieden mit derlei Antisemitismen; 
man braucht sie, um jegliche Kritik an 
der Politik des zionistischen Staates abzu-
schmettern. Das darf sogar als ein Grund-
zug des Zionismus seit jeher gelten: Er 
wollte den Antisemitismus nie bekämp-
fen, weil er ihn als reale Motivation für 
die Auswanderung der Diaspora-Juden 
aus ihren Heimatländern nach Israel an-
sah. Antisemitische Ereignisse waren ihm 
instrumentell stets willkommen; nichts 
besseres konnte ihm in propagandisti-

scher Hinsicht widerfahren. Bekannt ist 
Ariel Sharons Spruch vor etwa zehn Jah-
ren, daß jegliche aus Europa kommende 
Kritik gegen Israel antisemitisch sei; sie 
mache auch klar, wie es zum Holocaust 
kommen konnte. Von selbst versteht sich, 
dass dieses apodiktische Diktum im Zu-
sammenhang mit dem Lebenswerk Sha-
rons zu sehen ist, der monströsen Sied-
lungsaktivität, die er im Westjordanland 
initiiert, gefördert und politisch dirigiert 
hat, welche heute als zentraler Faktor bei 
der Entstehung der fatalen Sackgassen-
situation im israelisch-palästinensischen 
Konflikt und seiner Lösung gelten darf.

Und doch kann nicht übersehen wer-
den, dass die antisemitische Protesthal-
tung gegen Israel sich derselben Matrix 
bedient, die auch vielen Israelis und ihrer 
ideologischen Anhängerschaft zupass-
kommt. Sie unterscheidet eben nicht 
zwischen Judentum, Zionismus und Isra-
el und tobt sich am “Jüdischen” aus, wo es 
weder um Juden noch um den Zionismus 
zu gehen hätte, ja nicht einmal grund-
sätzlich um Israel, sondern um seine frie-
densfeindliche Politik und seine barbari-
sche Militäraktivität. Ob der Antisemit 
fähig ist, diese kategoriale Unterschei-
dung zu vollziehen, bleibe hier unerör-
tert; er hörte auf, Antisemit zu sein, wenn 
er dies zu bewerkstelligen vermöchte. Als 
solcher, als Antisemit, ist er zu überfüh-
ren und unerbittlich zu bekämpfen. Man 
hüte sich gleichwohl, daraus ein über 
jegliche Israelkritik verhängtes Tabu zu 
extrapolieren. Ein solches wäre nichts 
als ideologische Perpetuierung der An-
tisemitismus-Falle, vor allem aber muß 
sich ein solches Tabu um Israels eigene 
Zukunft willen strikt verbieten.

Moshe Zuckermann ist Professor für Ge-
schichte und Philosophie an der Universi-
tät Tel Aviv.

Wie genau entwerfen Erfolgsratgeber das 
unternehmerische Selbst? Wie wird Men-
schenführung in prekären Arbeitsverhältnis-
sen konzipiert? In welchen gesellschaftlichen 
Verhältnissen können diese neuen Technolo-
gien der Regierung überhaupt wirkmächtig 
werden? Niels Spilker geht diesen Fragen 
nach.  und untersucht Subjektivierungsfor-
men im Postfordismus. Kritisch anknüpfend 
an die Arbeiten der governmentality studies 
untersucht er den Diskurs der Führung und 
des Selbstmanagements. Die Technologien 
der Fremd- und Selbstführung legen eine 
Prekarisierung als „zum allgemeinen Dauer-
zustand gewordene Unsicherheit“ (Bourdi-
eu) nahe.Gleichzeitig verwickeln sie Subjekte 
in Probleme. Es entsteht eine neue Architek-
tur der Macht. Und es entstehen potentielle 
Brüche und Anknüpfungspunkte für Wider-
spruch und Widerstand.

Niels Spilker
Die Regierung 
der Prekarität
Zur neoliberalen 
Konzeption un-
sicherer Arbeits-
verhältnisse
Edition DISS 
Bd. 27, Münster: 
Unrast   
160 S., 18 Euro

Hirnforschung, RAF, Amokläufe in Schu-
len – in der Auseinandersetzung über solche 
Themen spielt bis heute ein Mordfall eine 
Rolle, der sich vor einem Jahrhundert ereig-
nete. Der schwäbische Lehrer Ernst August 
Wagner tötete 1913 seine fünfköpfige Fa-
milie und neun weitere Menschen. Bis 1938 
fristete er sein Leben in einer psychiatrischen 
Anstalt. Sein Arzt Robert Gaupp entwickelte 
an dem Fall die Lehre von der echten Para-
noia. Parallel dazu forderte er schon 1920 die 
„Vernichtung lebensunwerten Lebens“. Die 
Studie untersucht das Geflecht biopolitischer 
Diskurse, in dem sich der Mörder und sein 
Arzt gemeinsam bewegten. 

Rolf van Raden
Patient Massen-
mörder. Der Fall 
Ernst Wagner und 
die biopolitischen 
Diskurse
Edition DISS Bd. 
25, Münster: Un-
rast. 184 S., 24 Euro

Foto: Andrew Shiva/en.wikipedia.org
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Es gibt einige Städte, die sich bei einer 
Durchreise nach Indonesien als Stop-
Over-Möglichkeiten, Rastplätze für eine 
Nacht, anbieten: z.B. Bangkok, Singapur 
oder eben Hongkong. Wir entscheiden 
uns für Hongkong, weil wir Inseln und 
Berge lieben - und Hongkong hat beides. 
Weltstadt, pulsierende internationale 
Millionenmetropole mit Wolkenkratzern 
orientiert am Feng-Shui-Prinzip - mitten 
in China und doch sehr britisch, ausge-
stattet mit einem Sonderstatus als Special 
Administrative Region. Vom Victoria 
Peak, den man mit einer Schweizer Bahn 
erreicht, bietet sich nicht nur ein unver-
gleichlicher Ausblick - von hier aus kann 
man auch stundenlang durch tropische 
Wälder laufen, ohne ein Haus zu sehen. 
Doch nicht nur Victoria Peak und seine 
„shopping mall“, sondern auch die Metro 
und der Airport Express, der den Flugha-
fen in 24 Minuten mit Hongkong Island 

One Night in Hongkong…
Eine kurze Begegnung mit „Occupy Central“ am 03.10.2014

Von Iris und Robert Tonks

verbindet (was kein Auto im alltäglichen 
Hongkonger Verkehrschaos schafft), er-
innern an die enge Verbindung Hong-
kongs zu Großbritannien. Die Briten 
übernahmen den „wertlosen Steinhaufen 
im chinesischen Meer“ (Palmerston, brit. 
Außenminister) 1841 nach dem ersten 
Opiumkrieg und hielten das Protektorat 
Hongkong bis vor 17 Jahren. In dieser 
Zeit entwickelte sich Hongkong zu ei-
ner Hochburg des Kapitalismus. Noch 
immer ausgestattet mit dem Sondersta-
tus ist das heutige Hongkong mit 7 Mio. 
Einwohnern sehr westlich, sehr kapita-
listisch geprägt, obwohl es ein integraler 
Bestandteil der Volksrepublik China ist. 

Es gibt Spannungen, komplizierte 
Wirtschaftsbeziehungen und Konflikte. 
Letztere haben sich im September 2014 
in einem noch nie dagewesenen Ausmaß 
manifestiert. In erster Linie richten sich 
die Proteste gegen den Verwaltungschef 

C.Y. Leung, der in einem kapitalistischen 
Teilsystem (Hongkong) das kommunisti-
sche Machtsystem (China) vertritt.

Zuerst zu den Spannungen. China hat 
für 2017 eine Regierungsreform geplant. 
Erstmals sollen die Hongkonger wählen 
dürfen; die Kandidaten sind jedoch prä-
nominiert. Vorbestimmte Regierungs-
vertreter will sich vor allem die junge 
und gebildete Bevölkerung Hongkongs 
nicht bieten lassen. Geprägt durch die 
westlichen Werte, die ihnen ihre Eltern 
vermittelten, wollen Hongkongs Studie-
rende freie Wahlen mit unabhängigen 
Kandidaten - und sie können ihren Zielen 
deutlich und rebellisch Ausdruck verlei-
hen. Einige Intellektuelle bilden die Köp-
fe verschiedener Bewegungen, die sich 
zu „Occupy Central“ (in Anlehnung an 
„Occupy Wallstreet“, aber mit ganz ande-
ren Zielen) zusammenschlossen und für 
Demokratie kämpfen. Die jungen Leute 

Fotos: Iris Tonks
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setzen friedliche Mittel ein; sie sind auf 
die Straße gegangen mit Bannern, Plaka-
ten und vielfältigen Kunstaktionen, ha-
ben durch die Internetmedien Anhänger 
mobilisiert - und sie haben eine Straße 
besetzt; die Straße zwischen den Metro-
bahnhöfen „Admiralty“ und „Central“ - 
„Occupy Central“. „Central“, das ist der 
Hauptknotenpunkt Hongkongs, wo auch 
die Regierungs- und Finanzgebäude ste-
hen. Das höchste ist das International 
Finance Center (IFC), wo der Tourist an 
normalen Tagen hochfahren kann, um 
die Aussicht zu bewundern - aber nicht 
heute. Denn hier - so wird uns am Aufzug 
erklärt - sitzt der Krisenstab zum Moni-
toring der Protestbewegung und beäugt 
die Demonstrierenden von oben. Diese 
haben die Hauptverkehrsader schon seit 
Tagen in der Hand - angestiftet durch 
westliche Mächte, wie man in der Volks-
republik China vermutet. Diese traut 
den jungen Hongkongern also entweder 
nichts zu oder sucht nach weiteren Fein-
den. Als Feinde werden die jungen Leute 
nämlich angesehen und sie werden be-
kämpft. Einige Tage vor unserer Ankunft 
wurden kritische Studierende inhaftiert; 
das führte zu den ersten Protesten und 
schon bald gab es Übergriffe mit Tränen-
gas durch die Polizei. An den Barrikaden 
aus Stahlgittern, die mit Kabelbindern 
zusammengebunden sind, hängen Tü-
cher und Atemschutzmasken - auf den 
Plakaten, die an allen Wänden und auf 
der Straße kleben, liest man Aufschreie 
gegen die Polizeigewalt. Die Polizei steht 
den Demonstrierenden gegenüber - sie 
soll gestern mit Gummigeschossen auf-

gerüstet haben, heißt es. Der Vater eines 
Studierenden, so erklärt man uns, schreit 
ihnen gerade seinen Zorn entgegen. Es 
gibt Beifall. Schutzschilde und Helme lie-
gen auf dem Boden - Anspannung in der 
Luft. Die polizeilichen Übergriffe haben 
scharfe Proteste, auch aus anderen Teilen 
der Bevölkerung und aus dem Ausland 
nach sich gezogen. Familien haben sich 
mit den Demonstrierenden solidarisiert 
und sind mit ihren kleinen Kindern zur 
Blockade gekommen. Die „Umbrella-
Revolution“ soll friedlich bleiben - C.Y. 
Leung soll zurücktreten - so die Forde-
rung. Mit einem aufgespannten gelben 
Regenschirm stellte sich ein Demonst-
rant bei einer Regierungsveranstaltung 
dem Rot der chinesischen Machthaber 
entgegen. Er war geschützt durch die 
Anwesenheit internationaler Medienver-
treter, deshalb ging niemand gegen ihn 
vor. Damit erhielt „Occupy Central“ ein 
Symbol und eine Farbe. Überall liegen 
und hängen Regenschirme - aufgespannt, 
die Tuche als Banner zusammengenäht 
und zwischen Brücken ausgebreitet oder  
unter den Pavillons der Demonstrieren-
den liegend. Gelbe Bänder sind um die 
Barrikaden geknotet - Zehntausende. 
Und Zehntausende Klebezettel in allen 
Farben und allen Sprachen säumen den 
Weg in die Gebäude - aufmunternde, un-
terstützende Worte und Kritik an China. 
Nationale und internationale Presse war-
tet - interviewt Demonstrierende und 
Anführer verschiedener Protestgruppen 
vor laufender Kamera. Das Ziel der Be-
wegung sei Demokratie, freies Wahlrecht 
insbesondere mit freier Nominierung 

Umdeutungen
Helmut Kellershohn, Jobst Paul (Hg.)  
Der Kampf um Räume 
Neoliberale und extrem rechte Konzepte 
von Hegemonie und Expansion 
Edition DISS Band 34 , 224 S, 19,80 Euro

Der Band widmet sich aktuellen Aneig-
nungsweisen und Transformationen ge-
sellschaftlicher und politischer Räume 
und untersucht darauf bezogene Diskur-
se. Im Mittelpunkt stehen urbane Räu-
me, die unter einem gewaltigen Verän-
derungsdruck stehen, der die städtische 
Bevölkerung soziokulturell und sozial-
räumlich immer weiter auseinander zu 
rücken droht. Die sozialen Umbrüche, 
die von der ›neoliberalen‹ oder ›unter-
nehmerischen‹ Stadt systematisch pro-
duziert werden, können wiederum – in 
den strukturgeschwächten Stadtteilen des 
Ruhrgebiets z.B. – Anknüpfungspunkt 
für eine ›Raumergreifungsstrategie‹ von 
rechts sein. Der zweite Schwerpunkt, 
›Europa als hegemoniales Raumkon-
zept‹, beschäftigt sich mit einer globalen 
geopolitischen Perspektive, die sich aus 
der derzeitigen Krise des Euroraums er-
gibt. Der Satz »Europa spricht Deutsch« 
evoziert die Frage nach historischen 
Diskursen deutscher Hegemonial- und 
Expansionspolitik in Europa und ihrer 
Reaktualisierung, zum einen in modifi-
zierter Form im Rahmen einer neolibe-
ralen Austeritätspolitik, zum anderen in 
Form einer Wiederanknüpfung in extrem 
rechten Diskursen.

Mit Beitragen von Leroy Böthel, Thomas 
Bürk, Alexandra Graevskaia, Jans Helmig, 
Stefan Lehndorff, Yves Müller, Lucas Pohl, 
Fabian Virchow, Anne Vogelpohl, Thomas 
Wagner und Benjamin Winkler 
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der Kandidaten und Mitbestimmung 
für eine positive Zukunft mit Bildungs-
chancen und Jobs, erzählen uns die De-
monstrierenden. Nur Kandidaten haben 
sie nicht; die sollen sich finden in einem 
zu kommenden Prozess. Das ist ein Pro-
blem. Die Revolution hat einen Namen, 
Symbole, eine Farbe, ein Ziel, aber kein 
Gesicht und sie hat viele Gegner.

So kommen wir zur Wirtschaft. Mit 
Hongkong verfügt China über einen der 
wesentlichen Finanzdienstleistungsplät-
ze im globalen Maßstab, einschließlich 
der Hongkong Shanghai Banking Corpo-
ration (HSBC), der größten Bank Asiens. 
Die HSBC bietet China auch mittels der 
Währung, Hongkong Dollar, eine bedeu-
tende Brücke zum Welthandel. Täglich 
kommen ca. 20.000 Chinesen mit einem 
einfachen Visum nach Hongkong - zum 
Einkaufen und evtentuell auch zum Ver-
kaufen. Wenn sie beides tun, spricht man 
von „Parallel Trading“.  Sie bringen vor 
allem Landwirtschaftsprodukte, wie Reis 
und sie kaufen v.a. westliche Medizin 
und  Milchpulver. Dies ist ein enormer 
Wirtschaftsfaktor für den Einzelhan-
del, auch wenn das „Parallel Trading“ 
Hongkong - gesamtwirtschaftlich gese-
hen - auch Nachteile bringt.  Nach dem 
Milchpulverskandal in China, bei dem 
ca. 30.000 Babys an verseuchter Nahrung 
starben, kauften Festland-Chinesen or-
ganisiert und in großem Stil Hongkong 
leer an Milchpulver („powder formula“). 
Jetzt gibt es ein Gesetz. Nur 1,8 kg dür-
fen eingekauft werden, sonst gibt es hohe 
Geld- und sogar Gefängnisstrafen. Zur-
zeit jedoch kommt niemand aus China 
zum Einkaufen. Die Regierung hat das 

Reisen mit dem einfachen Visum ge-
stoppt und die Einzelhändler Hongkongs 
verzeichnen finanzielle Einbußen von 
bis zu 70% - alles wegen der Proteste für 
mehr Demokratie. 

Das ist ein ernstzunehmender Kon-
flikt. Das müsse aufhören, sagt der Ta-
xifahrer, der uns zum Flughafen bringt. 
Die jungen Menschen müssten die Stra-
ße, die Hauptverkehrsader Hongkongs 
freigeben, es gehe ihnen ja nicht schlecht. 
Man könne gut leben in Hongkong, nur 
das Wohnen sei teuer und die Gewinne 
aus veräußertem Wohneigentum fielen in 
den Besitz der Regierung. Aber die Pro-
teste machten den Einzelhandel kaputt 
und schreckten die Touristen ab. Diese 
kämen nicht pünktlich zu ihren Flügen, 
wobei er schimpfend nach einem Aus-
weg aus dem Stau suchte. Wir schafften 

es rechtzeitig - doch schon am nächsten 
Tag hörten wir, dass die friedlichen De-
monstrierenden von Schlägertrupps un-
klarer Herkunft angegriffen wurden. Die 
Polizei schaute zu und schlug dann auf 
die Demonstrierenden ein. Die verein-
barten Gespräche waren von der Regie-
rung bereits kurzfristig abgesagt worden 
und Leung ist auch nicht zurückgetre-
ten. Er und seine Mitarbeitenden betre-
ten nur das Regierungsgebäude zurzeit 
nicht. Wie die neuen Medien und sozi-
alen Netzwerke den Demonstrierenden 
durch Kontakte in alle Welt den Rücken 
decken, so schützen sie auch die Regie-
rung - „home office“ - geht ja auch. Und 
die in den Medien kursierende Meldung 
von einem geplanten Hackerangriff der 
Opposition auf die Regierungscomputer 
hat nicht stattgefunden - jedenfalls noch 
nicht. Dafür gibt es aber jetzt wieder 
Hoffnung auf Gespräche zwischen Regie-
rung und Opposition. Bleibt zu hoffen, 
dass es auch Aussicht auf Kandidaten 
für freie Wahlen gibt, die Freiheit und 
Demokratie als Grundlage ihrer Politik 
sehen werden. Eine wissenschaftliche 
Aufarbeitung der diffusen Freiheitsbe-
wegung, ihrer Grundlagen und Ziele und 
vor allem der Möglichkeit, die Forderung 
nach Demokratie zu verwirklichen und 
in der Verfassung Hongkongs zu veran-
kern, steht noch aus.

Iris Tonks ist Mitarbeiterin des DISS. 
Robert Tonks ist Europareferent der Stadt 
Duisburg.

„Umbrella-Revolution“

„You can‘t kill us all“ - Solidaritätbekundungen
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Martin Dietzsch, Bente Giesselmann und 
Iris Tonks haben eine Handreichung für 
die politische Bildung zum Genozid an 
Sinti und Roma erarbeitet, die als Online-
Broschüre kostenlos aus dem Internet he-
runtergeladen werden kann. Neben einer 
Chronologie zur Verfolgung der Duisburg 
Sinti und Roma während der Nazi-Zeit 
enthält sie einen Überblick zur NS-Ver-
folgung insgesamt. Es werden zentrale 
Begriffe erläutert und Ideen für den Un-
terricht entwickelt. Das Projekt wurde von 
der Landeszentrale für politische Bildung 
NRW maßgeblich gefördert. 

„Die Ereignisse, um die es hier geht, 
liegen viele Jahrzehnte zurück. Es gibt nur 
noch sehr wenige überlebende Zeitzeu-
ginnen und Zeitzeugen, die aus eigenem 

Erleben darüber berichten könnten. Die 
Tatorte sind nach wie vor im Stadtbild 
vorhanden. Sie sind stumm, denn sie 
sprechen nicht für sich. Doch sie können 
wieder zum Sprechen gebracht werden. 
Erst seit wenigen Jahren dringt allmäh-
lich in das öffentliche Bewusstsein, dass 
das Schicksal der vom Naziregime ver-
folgten Sinti und Roma erforscht und ge-
würdigt werden muss. An den Sinti und 
Roma wurde ein systematischer, durch 
Rassenhass begründeter Völkermord ver-
übt. Diese Tatsache wurde in der Nach-
kriegszeit jahrzehntelang verleugnet. 
Eine systematische wissenschaftliche 
Aufarbeitung der Geschichte hat erst 
nach der Jahrtausendwende begonnen. 
Die Erinnerungskultur im Bereich der 

DISS-Projekt:

Spurensuche. 
Zur Verfolgungsgeschichte der Sinti und Roma in Duisburg

politischen Bildung und der Gedenkstät-
tenarbeit öffnete sich erst sehr verspätet 
auch den bisher „vergessenen“ Opfer-
gruppen – das sind neben den Sinti und 
Roma beispielsweise die Behinderten 
und die psychisch Kranken, die Ho-
mosexuellen, die als „asozial“ Stigma-
tisierten, und die Angehörigen der Re-
ligionsgemeinschaft „Zeugen Jehovas“. 
Diese Broschüre möchte einen kleinen 
Beitrag dazu leisten, und dazu anregen, 
in diese Richtung weiterzuarbeiten.“ (Aus 
dem Vorwort)

Online unter:
www.diss-duisburg.de/Internetbiblio-
thek/Buecher/DISS-Spurensuche–On-
line-Broschuere–2014.pdf

DISS-Projekt:

Expertise zu „What Comics can do“

Das DISS erstellt im Auftrag der Studie-
rendenschaft der Universität Duisburg-
Essen eine Expertise zu den Vorgängen 
um eine Posterausstellung in den Räu-
men der Essener Universitätsbibliothek 
im Sommer 2013. Die Ausstellung hat-
te im universitären Raum zu heftigen 
Diskussionen und Reaktionen geführt, 
in deren Verlauf ein Plakat von einer 
Doktorandin entfernt wurde. Die Vor-
gänge erreichten bundesweite Medien-
aufmerksamkeit.

Der Streit um die Ausstellung „What Co-
mics can do - Recent Trends in Graphic 
Fiction“ hat Wirkungen weit über den 
universitären Raum hinaus entfaltet. Was 
den Vorfall für die Berichterstattung in-
teressant machte, waren die näheren Um-
stände: So gab die Doktorandin an, sie sei 
muslimischen Glaubens und das Plakat 
habe ihre religiösen Gefühle verletzt. Die 
Institutionen der Universität zeigten sich 
unsicher, wie mit dem Vorfall umzugehen 

sei, und ließen nach dem Vorfall sicher-
heitshalber die gesamte Seminarpräsenta-
tion abbauen.

Diese Umstände sorgten dafür, dass 
der Vorfall nicht nur hochschulintern dis-
kutiert wurde, sondern es in die Bericht-
erstattung von außeruniversitären Medien 
schaffte. Bereits in den ersten Veröffentli-
chungen in regionalen Medien wurde der 
Vorfall als „Religionsstreit“ (ruhrbarone.
de) beziehungsweise als „Bilder-Streit an 
der Uni Duisburg-Essen“ (WAZ/NRZ) 
gedeutet. Neben der Berichterstattung in 
den großen Medien gab es Versuche von 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
und auch von extrem rechten Publikatio-
nen, maßgeblich Einfluss auf den Verlauf 
der Debatte zu gewinnen.

Die diskursanalytisch angelegte Ex-
pertise umfasst die  Analyse des Medien-
diskurses zum Thema. Darüber werden 
zentrale Dokumente aus den Gremien 
der Unversität berücksichtigt, zum Bei-
spiel entsprechende Passagen aus den Se-

natsprotokollen. In der Expertise werden 
außerdem Vorschläge dazu entwickelt, wie 
zukünftig deeskalierend in solche Konflik-
te eingegriffen werden kann.
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Die Diskurswerkstatt konzipiert zurzeit 
verschiedene Module, die im Rahmen 
von Workshops zur Einführung in die 
Kritische Diskursanalyse (KDA) einge-
setzt werden können. Solche Workshops 
richten sich beispielweise an Promotions-
kolloquien oder Seminare zur qualitativen 
Sozialforschung, aber auch Personen, die 
in der Bildungsarbeit tätig sind.

Vorgesehen sind verschiedene Modu-
le bzw. Seminareinheiten, mit denen die 
KDA sowohl innerhalb der Diskursfor-
schung insgesamt eingeordnet und in ihre 
theoretisch-methodischen Grundlagen 
und Analysekategorien eingeführt wird. 
Daran anknüpfend soll den Teilnehmen-
den im Rahmen von praktischen Übun-
gen und Arbeitsgruppen ermöglicht wer-
den, sich mit der Anwendung der KDA 
und ihren „Werkzeugen“ vertraut zu ma-
chen und die (kritischen) Potentiale von 
Diskursanalysen herauszuarbeiten.

 Neben der Entwicklung von theore-
tisch-methodologischen Einführungs-
vorträgen wird deshalb ein Praxisteil zur 

KDA methodisch-didaktisch aufbereitet 
und beispielhaft mit Teilnehmenden ge-
testet, anschließend reflektiert und wei-
terentwickelt. Im Mittelpunkt stehen 
dabei die Analysekategorien Aussagen, 
Diskursstrategien und Diskursverschrän-
kungen.  Anhand eines Artikels sollen 
diese Aspekte herausgearbeitet und ihre 
Bedeutung für den jeweiligen Diskurs 
untersucht werden. Eine weitere Übung 
widmet sich der Bedeutung des Kontextes. 
Dies geschieht etwa anhand einer Unter-
suchung zu den Anschlägen in Norwegen 
2011, wenn die Aussagen in Medien vor 
und nach der Bekanntgabe des Täters mit-
einander verglichen werden. Um den Zu-
gang zur KDA zu erleichtern soll darüber 
hinaus eine Übung zur Untersuchung von 
Aussagen und Kollektivsymboliken an-
hand von Bildmaterial entwickelt und in 
den Praxisteil miteinbezogen werden. 

Wer sich für einen solchen Workshop 
interessiert, kann gerne nachfragen bei 
Regina Wamper regina.wamper@diss-
duisburg.de.

Die Diskurswerkstatt entwickelt ein 
Workshop-Konzept zur Einführung in die 

Kritische Diskursanalyse (KDA)
Von Isolde Aigner

Helmut Kellershohn,  
Wolfgang Kastrup (Hg.) 
Kapitalismus und / oder Demokratie?
Beiträge zur Kritik „marktkonformer“ 
Demokratieverhältnisse
Edition DISS Band 36, Münster: Unrast
200 S., 19,80 €

In den Institutionen der bürgerlichen 
Demokratie vollzieht sich gegenwärtig, 
unter den Bedingungen einer 
neoliberalen Regierungsweise, eine 
Entkoppelung von Demokratie und 
Kapitalismus – unter gleichzeitiger 
Beibehaltung ihrer formalen 
Funktionsmechanismen. Der britische 
Soziologe Colin Crouch hat dafür den 
Begriff »Postdemokratie« geprägt; 
andere Autoren reformulieren 
Nicos Poulantzas’ Theorie des 
»Autoritären Etatismus«, und der 
italienische Philosoph Domenico 
Losurdo bemüht in Abwandlung 

NEUERSCHEINUNG:

der Bonapartismustheorie von Marx 
den Begriff »Soft-Bonapartismus«. 
Dies sind einige Beispiele dafür, dass 
die krisenhaften Entwicklungen 
dazu anregen, das Verhältnis von 
Demokratie und Kapitalismus/
Neoliberalismus theoretisch neu 
zu fassen und zu kritisieren. 
Der vorliegende Band beruht auf 
Vorträgen, die auf dem Colloquium 
des Duisburger Instituts für Sprach- 
und Sozialforschung 2013 gehalten 
wurden. Er widmet sich den hier nur 
knapp angerissenen Fragen. Zum einen 
wird das Verhältnis von Demokratie, 
Neoliberalismus und Kapitalismus 
thematisiert; zum anderen wird der Frage 
einer Fundamental-Demokratisierung 
von Politik und Gesellschaft 
nachgegangen, von der Andreas Fisahn 
postuliert, dass sie »Bedingung […] für 
die Durchbrechung der Logiken des 
entfesselten Marktes« sei.

Wulf D. Hund (Hg.) 
Faul , fremd und frei 
Dimensionen des Zigeunerstereotyps.
Edition DISS Band 35, Münster: Unrast
ca. 280., ca. 19,80 €

Die zentralen Elemente des Zigeunerstereo-
typs werden bis heute fortgeschrieben. In der 
Sprache des alltäglichen Rassismus lassen sie 
sich mit drei Adjektiven bündeln: Zigeuner 
sind fremd, faul und frei. 

Neuauflage von ›Zigeuner. Geschichte und 
Struktur einer Konstruktion‹ und ›Zigeuner-
bilder. Schnittmuster rassistischer Ideologie‹

NEUAUFLAGE IN EINEM BAND:
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Das DISS finanziert sich über Drittmittel und über einen För-
derkreis. Der Förderkreis hilft dabei, die Grundkosten des In-
stituts zu decken. Er ersetzt nicht öffentliche Forschungsförde-
rung. Trotzdem ist die finanzielle Basis ist dringend notwendig, 
denn ein breit aufgestellter Förderkreis macht uns unabhängi-
ger von anderen GeldgeberInnen. Alle FördererInnen (ab 10 
€ mtl.) erhalten das DISS-Journal und werden auf Wunsch zu 
den Colloquien und Workshops eingeladen. Die Spenden sind 
steuerlich absetzbar und leisten einen wichtigen Beitrag, um 
das Institut und seine Arbeit zu erhalten. Seien Sie dabei!

Name:  ___________________________________________

Straße: ___________________________________________

Ort:      ___________________________________________

Telefon / E-Mail:___________________________________

[   ] Ja, ich unterstütze das DISS ab __________ mit einer 
monatlichen Spende von 10 / 20 / 30 /50 oder __________ €. 
(Nichtzutreffendes bitte streichen)
[   ] Ja, ich unterstütze die Arbeit des DISS mit einer einmali-
gen Spende von _________€.
[   ] Ich überweise den Betrag per Dauerauftrag an: DISS, 
Konto 209 011 667, Sparkasse Duisburg, BLZ 350 500 00.
[   ] Ich ermächtige das DISS, den genannten Betrag monatlich 
von meinem Konto abzubuchen:

Kto: _____________________________________________

bei:  _____________________________________________

BLZ:  ____________________________________________

Datum, Unterschrift: ________________________________

Unabhängige & kritische Wissenschaft unterstützen
Werden Sie Mitglied im DISS-Förderkreis!

Bitte einsenden an: DISS, Siegstr. 15, 47051 Duisburg
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